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Die ”Rostocker Studien zur Universita¨tsgeschichte“ sind in kurzer Zeit - seit 2007 -auf zehn Ba¨nde angewachsen. Das ist ein respektables Ergebnis fu¨r eine Reihe, die
Teilstudien zur Geschichte der Universita¨t der O¨ffentlichkeit durch Druck und in
digitaler Form zur Verfu¨gung stellt.
Der vorliegende zehnte Band bringt die u¨berarbeitete Fassung der Hausarbeit
von Maik Landsmann, erstellt im Rahmen der Ersten Staatspru¨fung fu¨r das Lehr-
amt an Gymnasien. Es handelt sich um eine vorzu¨gliche Studie. Erstmals wird der
Aufbau der Universita¨tsparteileitung der SED in ihren Anfa¨ngen untersucht. Da
es hierzu keine Vero¨ffentlichungen gibt, scho¨pft der Verfasser aus den Besta¨nden
des Rostocker Universita¨tsarchivs. Zusa¨tzlich fu¨hrte er ein Interview mit dem Zeit-
zeugen Prof. Dr. Manfred Haiduk. Das Protokoll des Gespra¨chs ist, zusammen mit
aussagekra¨ftigen Quellen, im Anhang dokumentiert.
Am Beginn der Entwicklung stand die sogenannte ”antifaschistisch-demokra-tische“ Umwa¨lzung. Das waren der Wiederaufbau der Verwaltung der Universita¨t
bei Entnazifizierung des Lehrko¨rpers sowie die Wiederero¨ffnung der Universita¨t
Rostock im Februar 1946. Es folgte der durchaus mu¨hsame Aufbau der SED-
Betriebsgruppe an der Universita¨t, die zuna¨chst u¨berwiegend von Studenten getra-
gen wurde, weil die Lehrenden sich (noch) zuru¨ckhielten. Parallel zum Aufbau des
Sozialismus in der DDR vollzog sich der Ausbau zur umfassenden Betriebsorgani-
sation der SED an der Universita¨t. Die Universita¨tsparteileitung erhielt feste Formen
und Institutionen, dazu hauptamtliche Parteisekreta¨re, die fu¨r Kontinuita¨t der Arbeit
und der Einflussnahme sorgten. Die UPL entwickelte sich zu einer Nebenregie-
rung der Universita¨t, ja bald zur Hauptregierung an der Seite der universita¨ren
Gremien. Die Partei konnte auf diese Weise auf die Durchsetzung der Zweiten
Hochschulreform 1951 ebenso einwirken wie auf die erfolgreiche Durchfu¨hrung
der Volkswahlen von 1954 an der Universita¨t, deren Erfolg messbar war: knapp
100 % Stimmen fu¨r die Liste der Nationalen Front. So sollte es sein.
Allen an der Zeitgeschichte unserer Universita¨t Interessierten sei die Lektu¨re
dieses spannenden Buches empfohlen. Dem Verfasser gebu¨hrt das Verdienst, durch
selbststa¨ndige Forschung beachtliche Erkenntnisfortschritte erreicht zu haben und
damit das Ziel, welches schon die Gru¨ndungsurkunde unserer Universita¨t 1419
formulierte: dass hier die Ungebildeten mit offenen Sinnen zu Disziplin und Weis-
heit erzogen werden (”ut inibi hujusmodi disciplinæ sapientiæqve poris apertiserudiantur simplices“). Es begleiten ihn unsere besten Wu¨nsche.
Rostock im Mai 2010 Kersten Kru¨ger

1 Einleitung
1.1 Thema und Fragestellung
Die Hochschulpolitik in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ), spa¨ter Deutsche
Demokratische Republik (DDR), und die Entwicklung der KPD/SED1 zur sta¨rksten
Partei sind, wie sich noch zeigen wird, eng miteinander verbunden.
Nach dem Ende des 2. Weltkrieges griff die SED immer sta¨rker auf die Ent-
wicklung der Universita¨ten und Hochschulen ein, so dass es zu tiefgreifenden
Vera¨nderungen in der Universita¨tsverwaltung wie auch im Leben aller Univer-
sita¨tsangeho¨rigen kam.
Es stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, wie sich die Partei an der
Universita¨t Rostock etablierte und welche richtungsweisenden Vera¨nderungen sich
durch ihr Wirken vollzogen. Nach Jessen bestand zum Zeitpunkt der Gru¨ndung
der SED an den Universita¨ten ein universita¨res Milieu, so dass die SED in ihren
Reihen lediglich auf eine geringe Anzahl von Akademikern zuru¨ckgreifen konnte.2
Aufgrund dessen wird aufzuzeigen sein, wie die SED dennoch anstrebte, in das
Universita¨tsleben einzugreifen und dieses Vorhaben spa¨ter auch umsetzte.
Des Weiteren ist zu betrachten, wie die Regierungen auf La¨nder- und ”Bun-desebene“3 u¨ber das Geschehen an der Universita¨t in Kenntnis gesetzt sowie durch
welches Gremium oder Organ Beschlu¨sse umgesetzt und die Politik der Partei
an die Universita¨tsangeho¨rigen herangetragen wurde. Dabei sollen die Organisati-
onsstrukturen des Parteiapparates4 aufgezeigt werden, um so dessen Entwicklung
und Ausbau zu einer Organisation, die sich auf alle Ebenen des Universita¨tsalltags
Zugriff verschaffte und somit zu einer festen universita¨ren Gro¨ße avancierte, zu
veranschaulichen.
Die vorliegende Arbeit setzt sich folglich mit dieser Organisation oder besser
noch dem ”Instrument“ zur Verwirklichung der Parteibeschlu¨sse an der Univer-sita¨t der damals fu¨hrenden Partei im o¨stlichen Teil Deutschlands, der Univer-
sita¨tsparteileitung (UPL) der Universita¨t Rostock, auseinander. Dabei steht der
Zeitraum von ihren ersten ”Gehversuchen“ 1946 bis hin zur Massenmobilisierungzur Vorbereitung der Volkswahlen 1954 im Fokus.
Die SED-Betriebsgruppe und spa¨tere SED-Parteiorganisation versuchte sich
systematisch in den Universita¨tsaufbau einzugliedern. Innerhalb von nur fu¨nf Jah-
1Kommunistische Partei Deutschlands/Sozialistische Einheitspartei Deutschlands.
2Jessen, Ralph.Diktatorischer Elitewechsel und universita¨re Milieus.Hochschullehrer in der
SBZ/DDR (1945-1967). in: Geschichte und Gesellschaft.Bd.24.Go¨ttingen.1998. S.33ff.
3bez. hier die ho¨chste Regierungsinstanz der SBZ und der spa¨teren DDR.
4Alle von der SED fu¨r wichtig gehaltenen Positionen, unabha¨ngig von Partei, Institution und
Organisation, wurden u¨ber das Kadernomenklatursystem durch den Parteiapparat besetzt und
kontrolliert.
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ren gelang es ihr, sich von einer gesellschaftlichen Organisation an der Universita¨t
zu einer Art ”Nebenregierung“ der Universita¨t zu entwickeln. An oberster Stelledieser ”Nebenregierung“ an der Universita¨t stand die UPL.In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass aufgrund des Umfangs
des aufgestellten Parteiapparates keine vollsta¨ndige und lu¨ckenlose Ausarbeitung
hinsichtlich der oben genannten Thematik gewa¨hrleistet werden kann.
Aus diesem Grund werde ich mich lediglich auf ausgewa¨hlte Schwerpunkte
beschra¨nken. Ziel dieser Arbeit ist es, eine Sequenz aufzuzeigen, die fu¨r spa¨tere
Forschungen als Grundlage dienen kann.
1.2 Forschungsstand
Das Hauptaugenmerk der Arbeit richtet sich auf die UPL und damit auf die Ge-
schichte der Universita¨t Rostock. Literatur zu dieser speziellen Thematik ist nur
in geringem Umgang vorhanden, so dass bisher noch keine Publikation vorliegt,
die sich ausschließlich mit der UPL Rostock auseinandersetzt. Dieses Thema
wird zwar in einigen Werken in Kurzform behandelt, detaillierte und tiefgreifende
Ausfu¨hrungen bestehen jedoch nicht. Dennoch existieren einige gedruckte Quellen,
welche aus der Menge hervorzuheben sind, da sie einen ersten U¨berblick u¨ber die
Hochschulpolitik in der SBZ/DDR und die Geschichte der Universita¨t Rostock
verschaffen.
Eine der a¨ltesten verwendeten Publikationen ist die von Marianne und Egon
Mu¨ller5, welche zum Inhalt die u¨berregionale Hochschulentwicklung in der Zeit von
1945 bis 1953 hat. Zur Verlagerung der Hochschulentwicklung in der SBZ/DDR
auf die Universita¨t Rostock ist das Werk von Martin Handschuck6 und die Fest-
schrift von Gu¨nter Heidorn u¨ber die Universita¨t Rostock von 19697 sehr hilfreich,
um die Entwicklung der Universita¨t Rostock in dem zu betrachtenden Zeitraum
nachzuvollziehen, wobei die Festschrift aufgrund ihres Entstehungszeitpunktes
vom Standpunkt der SED geschrieben ist.
Das Werk von Martin Handschuck und jenes von Markus Seils8 geben erste
Anhaltspunkte zum Versta¨ndnis der Entwicklung der SED-Betriebsgruppe in den
ersten Jahren. Sie sind sehr wertvoll, weil die genaue Aktenfu¨hrung erst ab 1948
erhalten ist. Sie werden daher fu¨r die Rekonstruktion der Anfangsjahre zu Rate
5Mu¨ller, Marianne/Mu¨ller, Egon. ”...stu¨rmt die Festung Wissenschaft!“. Die Sowjetisierung dermitteldeutschen Universita¨ten seit 1945.Berlin.1953.Neuauflage: 1994.
6Handschuck, Martin.Auf dem Weg zur sozialsistischen Hochschule. Die Universita¨t in den Jahren
1945 bis 1955.Bremen.2003.
7Heidorn, Gu¨nter u.a.(Hrsg.).Geschichte der Universita¨t Rostock 1419-1969. Festschrift zur
Fu¨nfhundertfu¨nzig-Jahr-Feier der Universita¨t.Rostock.1969.
8Seils, Markus. ”Auftrag: Die planma¨ssige ideologische Umgestaltung der Universita¨ten.“ Staatli-che Hochschulpolitik im Land Mecklenburg-Vorpommern 1945-1950.Schwerin.1996.
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gezogen.
Des Weiteren geben Andreas Malycha9 und Thomas Reichel10 einen guten
U¨berblick u¨ber den Aufbau der Betriebsgruppen in der SBZ/DDR.
Zum Versta¨ndnis der II. Hochschulreform wird insbesondere der Artikel von
Franz Wohlgemuth11 in der Festschrift fu¨r Prof. Erich Schlesinger12 genutzt.
Die soeben aufgefu¨hrte Literatur stellt einen der Grundpfeiler zur Erstellung
dieser Ausarbeitung zur UPL dar.
1.3 Aufbau der Arbeit und Methodik
Zur Bearbeitung der voliegenden Thematik ist diese Arbeit in zwei große Kapitel ge-
gliedert. Der erste Teil ”Die Phase der antifaschistisch-demokratischen Umwa¨lzung1945-1949/50“13 ist nach dem Aufruf des Zentralkomitees (ZK) der KPD vom Juni
1945 ”fu¨r ganz Deutschland die Orientierung auf eine antifaschistisch-demokrati-
sche, antiimperalistische Umwa¨lzung“14 benannt. Diesbezu¨glich wird ein kurzer
Einblick in den Aufbau der Verwaltung gegeben, denn ohne Verwaltung kein Lan-
desaufbau und ohne Landesaufbau keine Wiederero¨ffnung der Universita¨t, da diese
im Zuge des 2. Weltkrieges durch die Besetzung der Alliierten geschlossen wurde.
Zudem wird die Zentralisierung der Hochschulpolitik betrachtet, um einerseits die
9Malycha, Andreas.Die SED.Geschichte ihrer Stalinisierung 1946-1953.Paderborn.2000.
10Reichel, Thomas. ”Feste Burgen der Partei“?.Aufbau und Rolle der SED-Betriebsgruppen inder Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 1946-1949. in: Internationale Korrespondenz zur
Geschichte der Arbeiterbewegung (IWK).Bd.36.Heft 1.Berlin.2000. S.62-99.
11Wohlgemuth, Franz.Tradition und Wirklichkeit der Studienreform. in: Wissenschaftliche Zeit-
schrift der Universita¨t Rostock.Festschrift fu¨r Professor Dr. jur. Dr. phil. h.c. Erich Schlesinger
zu seinem 75.Geburtstag.Jahrgang 5.Sonderheft.1955/1956. S.113-124.
12Erich Ferdinand Nicolaus Schlesinger wurde am 23.12.1880 in Warstade geboren. Von 1946 bis
1949 war er Honorarprofessor fu¨r Verwaltungsrecht an der Universita¨t Rostock. Wa¨hrend dieser
Zeit (1945-1948) u¨bernahm er u.a. die Stellung des Kurators, die 1949 abgeschafft worden war.
Daraufhin war er von 1949 bis 1952 Prorektor und von 1952 bis 1956 Rektor der Universita¨t
Rostock, wo er dann auch am 17.12.1956 verstarb. CPR: http://cpr.uni-rostock.de/metadata/
cpr professor 000000002154.
13Antifaschismus stammt aus dem Vokabular des Marxismus/Leninismus. Es bedeutet die Ableh-
nung des Nationalsozialismus und a¨hnlicher Erscheinungen aus einer Position, die neben dem
Nationalsozialismus auch die parlamentarische Demokratie ablehnt. Aus der Sicht des Marxis-
mus/Leninismus sind beide politische Strukturen Ausdruck der ”kapitalistischen“ Wirtschafts-weise (Marktwirtschaft). Kern der Kritik des ”Antifaschismus“ ist nicht die fehlende Demokratieoder die Missachtung von perso¨nlicher Freiheit oder fehlender Menschenrechte, [...] sondern der
”kapitalistische“ Charakter des ”Faschismus“. Aus: Richter Michael, 1945-1949: SowjetischeBesatzungszone Deutschlands (SBZ) in: Informationen zur politischen Bildung.Geschichte der
DDR.Heft 231.Bonn.1991. S.2.
14Luck, Herbert.Die materielle Produktionsgrundlage des Sozialimus im Norden der Deutschen
Demokratischen Republik. in: Unser Ostseebezirk.1. Jahrgang Nr.2.Rostock.1960. S.11.
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”Auftraggeber“ der UPL zu lokalisieren und andererseits die Entnazifizierung alsMittel zum Zweck na¨her zu beleuchten.
Im Weiteren steht die Universita¨t Rostock im Blickpunkt des Geschehens. Von
der Wiederero¨ffnung geht es u¨ber zur gewichtigen Frage der Universita¨tsverfassung
(Rektor- vs. Kuratorialverfassung). Anschließend wird der Studentenrat themati-
siert, welcher, wie sich im Verlauf der Arbeit zeigen wird, zuerst in den Fokus der
SED-Betriebsgruppe geriet.
Auf der Grundlage dieser Ausfu¨hrung wird die Konstituierung der SED-
Betriebsgruppe an der Universita¨t Rostock behandelt. Dabei werden vorerst die
allgemeinen Voraussetzungen thematisiert. U¨ber die Gru¨ndung und die Reorga-
nisation wird die ”Ausmerzung“ des Studentenrates besprochen. ”Ausmerzung“bezeichnet dabei nicht die Auflo¨sung des Studentenrates, sondern die Entziehung
der Kompetenzen, so dass dieser zwar noch bestand, jedoch nur noch eine margina-
le Rolle an der Universita¨t einnahm.
Das zweite Kapitel ”Ausbau der Betriebsgruppe zur Parteiorganisation 1948-1954“ bezieht sich auf die SED-Betriebsgruppe (spa¨ter SED-Parteiorganisation),
wobei vorerst die Gremien der Organisation in den Vordergrund ru¨cken. Des Weite-
ren findet ein Exkurs u¨ber den Parteisekreta¨r und die Mitglieder der Betriebsgruppe
bzw. Parteiorganisation statt.
Die II. Hochschulreform stellte nicht nur einen offensichtlichen Umbruch im
Studium der Studenten dar, es erfolgten daru¨ber hinaus große Vera¨nderungen im
Aufbau der SED-Betriebsgruppe der Universita¨t Rostock, um die Beschlu¨sse zur
Reform umzusetzen und zu kontrollieren. Ferner vollzieht sich an dieser Stelle der
Wandel von der Betriebsgruppe zur Parteiorganisation.
Ausgehend von der II. Hochschulreform werden die weiteren personellen und
strukturellen Entwicklungen und Vera¨nderungen der Parteiorganisation sowie der
UPL aufgezeigt. Zudem findet eine Analyse der Maßnahmen zur Umsetzung der
Reform und zur Kontrolle der Beschlu¨sse statt.
Die Volkswahl von 1954 bildet den Abschluss dieser Arbeit, da sie ein Zei-
chen fu¨r die Machtbefugnisse und den Einfluss der UPL auf die Universita¨t dar-
stellt. Hierbei handelt es sich urspru¨nglich um eine Thematik, die nicht in den
Bereich der Universita¨tsgeschichte eingeordnet wird. Dennoch wird sich zeigen,
dass die UPL ein großes Aufsehen an der Universita¨t verursachte, um alle Univer-
sita¨tsangeho¨rigen zur ”richtigen“ Wahl zu mobilisieren. Somit vermittelt sie einenEindruck von der Arbeitsweise der UPL.
Im ersten Kapitel wird hauptsa¨chlich mit gedruckter Literatur gearbeitet, wo-
bei zur Hilfestellung bei der Erla¨uterung einzelner Passagen ungedruckte Quellen
zu Rate gezogen werden. Der Großteil der Arbeit erfolgt jedoch aus dem Bestand
des Universita¨tsarchives der Unitversita¨t Rostock (UAR). Erga¨nzt wird die Ausar-
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beitung durch ein Zeitzeugengespra¨ch mit Herrn Prof. Dr. Haiduk15, der Einblicke
in diese Zeit gewa¨hrt.
Bezugnehmend auf den Zeitraum ist anzumerken, dass die Aktenfu¨rhung, wie
schon erwa¨hnt, erst 1948 in mangelhafter Ausfu¨hrung beginnt. Die Quantita¨t der
Aufzeichnungen nimmt mit den Jahren zu. Aufgrund dessen greife ich zur Rekon-
struktion der Anfangsjahre auf bestehende Literatur und vorhandene Berichte der
Betriebsgruppge u¨ber diesen Zeitraum (1946-1948) zuru¨ck.
Bei der Betrachtung der Leitungen der UPL ist anzumerken, dass durch den
Einsatz von Studenten mit der Zeit einige Vertreter aus dem Leitungskollektiv
wa¨hrend der Amtsperiode ausschieden und daraus folgend neue Mitglieder koop-
tiert wurden. Hinsichtlich der Rahmenbedingungen der Arbeit werde ich nicht auf
alle zwischenzeitlichen Ausfa¨lle eingehen und hauptsa¨chlich die Aufstellung der
Leitungen nach der Wahl bereitstellen, weil der Wechsel der Positionen zum Teil
nur schwer nachvollziehbar ist. In den Fa¨llen, wo es aus den Akten ersichtlich
wurde, wird der Wechsel bzw. der Austausch benannt.
In einigen Leitungskollektiven wurde lediglich der Nachname der jeweiligen
Person aufgefu¨hrt, da sie hauptsa¨chlich die Anrede Genosse (Gen.) bzw. Genossin
(Genn.) verwendet hatten und die Vornamen zumeist außen vor gelassen wurden.
Fehlende Vornamen werden unter Zuhilfenahme der vorliegenden Vorlesungsver-
zeichnisse der Universita¨t Rostock versucht zu ermitteln. Dennoch sind nicht alle
Mitglieder ausfindig zu machen. Des Weiteren wird anhand der Vorlesungsver-
zeichnisse festgestellt, um welche Art von Universita¨tsangeho¨rigen es sich bei der
jeweiligen Person handelt. Dabei ergeben sich Defizite in der Vollsta¨ndigkeit, da
die Aktenfu¨hrung der Fakulta¨tsgruppen und spa¨teren Grundorganisationen durch-
gesehen werden mu¨ssten.
15Manfred Paul Otto Haiduk wurde am 27.03.1929 in Breslau geboren. Dort besuchte er die
Schule und kam 1948 nach Rostock, wo er bis 1950 die Vorstudienanstalt/Arbeiter- und
Bauernfakulta¨t besuchte. 1950 nahm er das Studium der Germanistik auf und schloss es
1954 ab. Wa¨hrend des Studiums bekleidete er den Vorsitz des Studentenrates (1950-1953).
Nach dem Studium war er von 1954 bis 1968 wissenschaftlicher Aspirant, Mitarbeiter, As-
sistent und Dozent am Germanistischen Institut der Universita¨t Rostock. 1961-64 u¨bernahm
er die Stellung des Prorektors fu¨r Studienangelegenheiten. 1968-72 war er Direktor des Ost-
seestudios Rostock (Deutscher Fernsehfunk). 1972-89 nahm er die Professur fu¨r Kulturtheo-
rie und A¨sthetik an der Universita¨t Rostock auf. Zur Zeit ist er in Rostock wohnhaft. CPR:
http://cpr.uni-rostock.de/metadata/cpr professor 000000001531.
2 Phase der antifaschistisch-demokratischen Umwa¨lzung 1945-1949/50
2.1 Nachkriegssituation
Nach der endgu¨ltigen Kapitulation Deutschlands am 08. Mai 1945 und dem Pots-
damer Abkommen1 befand sich Deutschland im Umbruch. Die politische und geo-
grafische Neuordnung Deutschlands, seine Entmilitarisierung, die von Deutschland
zu entrichtenden Reparationen und der Umgang mit deutschen Kriegsverbrechern
wurden auf dieser Konferenz beschlossen. Deutschland war zu diesem Zeitpunkt
in vier Besatzungszonen aufgeteilt worden, wobei die jeweilige Besatzungsmacht
(USA, UdSSR, England und Frankreich) fu¨r die Umsetzung der Beschlu¨sse inner-
halb ihrer Zone verantwortlich war. Dieser Beschluss wurde in der gemeinsamen
Deklaration vom 05. Juni 1945 manifestiert.
Das oberste Gremium, der Allierten Kontrollrat, sollte dabei die ho¨chste Ent-
scheidungsgewalt besitzen. Dennoch stellten sich große Differenzen in den vier ver-
schiedenen Sichtweisen zur Deutschlandpolitik der Siegerma¨chte als unu¨berwind-
bare Hindernisse heraus, da diese oftmals von den Erfahrungen und Vorstellungen
ihres eigenen Landes abhing.2
Zur Lo¨sung der Tagesprobleme in der Deutschlandpolitik aber einigte man sich
auf die gemeinsame Richtlinie, Deutschland zu demilitarisieren, entnazifizieren,
dezentralisieren sowie zur Demontage der kriegswichtigen Industrie.3 Die Richtli-
nie der Dezentralisierung in der SBZ entspricht nicht den politischen Ansichten der
Kommunisten. In ihren Ausfu¨hrungen wurde die demokratische Zentralisierung
hoch angepriesen.
Dabei offenbarten sich zwei vo¨llig kontra¨re Lo¨sungen. Die westlichen Sie-
germa¨chte versuchten eine ”wehrhafte“ Demokratie zu errichten, indem sie eine
Verfassung konstruierten, ”die die Lehren aus dem Scheitern der Weimarer Repu-
blik und der Etablierung der Diktatur in staatsrechtliche Normen“4 gießen sollte.
Anders verhielt es sich im o¨stlichen Teil Deutschlands, der Sowjetischen Besat-
zungszone (SBZ). Dort setzten sie auf einen radikalen Wandel, speziell in Bezug
auf die Eigentumsformen und die Eliten.5
1Ergebnis der Potsdamer Konferenz vom 17. Juli bis 02. August 1945 auf Schloss Cecilienhof in
Potsdam
2Soldwisch, Ines. ”...etwas fu¨r das ganze Volk zu leisten und nicht nur den Zielen einer Par-tei dienen...“.Geschichte der Liberal-Demokratischen Partei (LDP) in Mecklenburg 1946-
1952.Rostock.2007. S.29.
3Siehe dazu: Das Potsdamer Abkommen.Mitteilung u¨ber die Dreima¨chtekonferenz von Berlin
vom 02. August 1945(Auszug) in: Ro¨ßler, Ruth-Kristin (Hrsg.).Entnazifizierungspolitik der
KPD/SED 1945-1948.Dokumente und Materialien.Goldbach.1994. S.60.
4Mu¨ller, Werner.Erinnerung an zwei deutsche Diktaturen. in: Rostocker Philosophische Manu-
skripte.Heft 8.Rostock.2000. S.9.
5Ders. S.9.
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Die vier Siegerma¨chte beabsichtigten, die deutsche Gesellschaft daher so zu
vera¨ndern, dass kein weiterer Krieg entfacht werden ko¨nnte. Dabei galt auf der
o¨stlichen und der westlichen Seite des geteilten Deutschlands ”das jeweils eigene
Gesellschaftssystem als das strukturell friedliche.“6
Aus diesem Grund bestand die erste Aufgabe darin, in den vier Besatzungszonen
neue Verwaltungsstrukturen und -tra¨ger auf kommunaler und regionaler Ebene zu
installieren.7
2.1.1 Aufbau der Verwaltungen
In der SBZ, der spa¨teren DDR, wurde eine neue Verwaltung aufgebaut, die ebenso
dominant, wie die vorhergehende aus der NS-Diktatur war. Der Idealtyp des unpo-
litischen Beamten hatte ausgedient. Es wurde ein neues Ideal geschaffen, welches
sowjetischer Herkunft war: ”die volksdemokratische Verwaltung, ein Produkt der
kommunistischen Parteien- und sowjetischen Verwaltungsgeschichte“, auch Kader-
verwaltung genannt.8
Um dieses System durchzusetzen, wurde am 09. Juni 1945 mit dem Befehl
Nr. 1 die Sowjetische Milita¨radministration (SMAD) gebildet, welche den Verwal-
tungsaufbau unterstu¨tzen bzw. kontrollieren und zum anderen auf alle Bereiche des
Lebens der SBZ Einfluss nehmen sollte. Einen Tag spa¨ter, am 10. Juni, erließ die
SMAD im Befehl Nr. 2 die Gru¨ndung und Ta¨tigkeit antifaschistischer Parteien und
Organisationen/Gewerkschaften.9
Zur Vorbereitung des Aufbaus der Landesverwaltung in Mecklenburg-Vorpom-
mern mussten dementsprechend ”geeignete“ Mitarbeiter ausgewa¨hlt werden. Ausdiesem Grund wurden Initiativgruppen unter der Leitung von Gustav Sobottka zur
Kontrolle und Vorbereitung der Besetzung der neuen Landesverwaltung geschaffen.
Insgesamt erfasste Sobottka 900 Altkommunisten in Mecklenburg-Vorpommern.
Nicht alle von ihnen konnten jedoch fu¨r die Landesverwaltung bestimmt werden,
denn daru¨ber hinaus waren noch viele Pla¨tze in lokalen Verwaltungen, Betrieben,
Schulen und im Parteiapparat zu besetzen. An Hand dessen wird deutlich, dass die
Kommunisten aufgrund ihrer verminderten Anzahl in Mecklenburg-Vorpommern
nicht vorherrschend waren und dies den weiteren Aufbau mo¨glicherweise erschwer-
6van Melis, Damian.Entnazifizierung in Mecklenburg-Vorpommern.Herrschaft und Verwaltung
von 1947-1949.Mu¨nchen.1999b. S.1.
7Ders. S.19.
8van Melis, Damian.Der Aufbau der Landesverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern. in: van
Melis, Damian (Hrsg.).Sozialismus auf dem platten Land.Mecklenburg-Vorpommern.1945-
1952.Schwerin.1999a. S.59/60.
9Soldwisch, Ines (2007). S.29. / Siehe dazu: Abbildung des Befehles Nr.2 in: Suckut, Sieg-
fried.Parteien in der SBZ/DDR 1945-1952.Bonn.2000. S.5.
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Am 04. Juli 1945 u¨bernahm ein Pra¨sidialkollegium unter Fu¨hrung des Pra¨siden-
ten Wilhelm Ho¨cker (SPD), dem kommunistischen Vizepra¨sidenten Johannes Warn-
ke, dem christdemokratischen Agrartechniker Otto Mo¨ller und Gottfried Gru¨nberg,
welcher aus dem sowjetischen Exil zuru¨ckgekehrt war, durch die Besta¨tigung der
SMAD die Landesleitung. Dies geschah im Einvernehmen mit Sobottka, nach-
dem seine Untersuchungen abgeschlossen waren. Als vorla¨ufige Regierungsinstanz
nahm das Pra¨sidialkollegium am 07. Juli 1945, nach Abzug der britischen Truppen,
in Schwerin die Arbeit auf.11
Bis Ende Juni/Anfang Juli 1945 existierten lediglich zwei Organisationsebe-
nen in der SBZ: 1. die Zone, geleitet durch die SMAD und 2. die einzelnen Kreise
und Sta¨dte, da sich der Aufbau anfangs versta¨rkt auf die lokale Ebene bezogen
hatte.12
Die Verwaltungen der Kreise, Sta¨dte und Gemeinden wurden nach den ”Richtlinien
der Parteifu¨hrung der KPD fu¨r die Arbeit der deutschen Antifaschisten in dem von
der roten Armee besetzten deutschen Gebiet“ vom 05. April 1945 aufgebaut. Eine
der wichtigsten Aufgaben der Instrukteure um Gustav Sobottka und der Initiativ-
gruppen bestand in der ”Herstellung der Ordnung, Schaffung der Bedingungen
des ta¨glichen Lebens der Bevo¨lkerung, Unterstu¨tzung der Roten Armee bei der
Liquidierung von Terror- und Provokationsnestern und Organisierung des Kampfes
fu¨r die politisch-moralische Ausrottung des Nazismus, Militarismus.“ Der Verwal-
tungsaufbau erfolgte somit sukzessiv von unten nach oben.13
”Zwecks Verwaltung der Provinzen und Sicherung der Kontrolle u¨ber die
Arbeit der Selbstverwaltungsorgane“ wurde ab dem 09. Juli 1945 neben der Lan-
desregierung eine Sowjetische Milita¨radministration Mecklenburg (SMAM) durch
den Befehl Nr. 5 geschaffen. Demnach unterteilte sich das sowjetische Besat-
zungsgebiet zu diesem Zeitpunkt in fu¨nf Verwaltungseinheiten: in die La¨nder
Mecklenburg-(Vorpommern), Sachsen und Thu¨ringen sowie in die Provinzen Bran-
denburg und Sachsen(-Anhalt), denen eine jeweils eigene Milita¨radministration zur
Seite stand.14
Die Landesverwaltung gliederte sich in insgesamt elf Zusta¨ndigkeitsbereiche,
10van Melis, Damian (1999b). S.29/30,57.
11van Melis, Damian (1999a). S.82ff.
12Ders. S.83.
13Mitglieder der Initiativgruppen wurden den ”Bezirks- und Kreissta¨dten zur Arbeit zugeteilt“,wovon einige ”Funktionen in der Stadt fu¨r la¨ngere Zeit“ u¨bernehmen sollten, ”wa¨hrend an-dere beauftragt [wurden] in den kleinen Sta¨dten und Gemeinden [...] bei der Schaffung der
Gemeindeverwaltungen zu helfen bzw. zu kontrollieren.“ Aus: van Melis, Damian (1999b). S.33.
14Fait, Barbara.Landesregierungen und -verwaltungen.Mecklenburg-(Vorpommern). in: Bros-
zat, Martin (Hrsg.).SBZ-Handbuch.Staatliche Verwaltungen, Parteien, gesellschaftliche Or-
ganisation und ihre Fu¨hrungskra¨fte in der Sowjetischen Besatzungszone Deutschland 1945-
1949.Mu¨nchen.1990. S.109.
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die anfangs vom Pra¨sidenten und den drei Vizepra¨sidenten u¨bernommen wurden.
Bis zur Landtagswahl 1946 wurden in vielen Abteilungen verantwortliche Lei-
ter eingesetzt, so dass die Pra¨sidenten als ”Vorsta¨nde“ fungierten. Somit war derPra¨sident Wilhelm Ho¨cker (SPD) fu¨r die Ressorts ”Allgemeine Verwaltung undFinanzen“, der erste Vizepra¨sindet Johannes Warnke (KPD) fu¨r die Bereiche ”Inne-res“ mit Polizei, Wirtschaft und Verkehr spa¨ter auch fu¨r Justiz und die Verwaltung
fu¨r deutsche Umsiedler, der zweite Vizepra¨sident Otto Mo¨ller (CDU) fu¨r die Res-
sorts Land- und Forstwirtschaft, Handel (Industrie) und Versorgung und der dritte
Vizepra¨sident Gottfried Gru¨nberg fu¨r die Ressorts Kultur und Volksbildung spa¨ter
auch fu¨r die Abteilung Arbeit und Sozialfu¨rsorge verantwortlich.15
Nach der Landtagswahl im Oktober 1946 wurden aus den vier Pra¨sidenten
Minister. Daraus folgend blieb Wilhelm Ho¨cker Ministerpra¨sident, unter ihm wurde
Warnke Minister fu¨r Innere Verwaltung und Planung, Mo¨ller Landwirtschaftsmi-
nister und Gru¨nberg Minister fu¨r Volksbildung. Insgesamt enstanden neun weitere
Fachministerien: Ministerium fu¨r Finanzen, Wirtschaft, Handel und Versorgung,
Sozialwesen, im Juli 1950 das Ministerium fu¨r Gesundheit und im September das
Ministerium fu¨r Justiz (November 1950 wieder aufgelo¨st).16
Beim Aufbau der Landesverwaltungen, speziell in Bezug auf die Bildungs-
politik, ist die Ausrichtung der offiziellen Regierungs- und Verwaltungsstrukturen
nach Berlin nicht außen vor zu lassen. Die Regierungen in den La¨ndern der SBZ
waren in den ersten Besatzungsjahren nicht direkt auf Berlin ausgerichtet. Die
einzelnen La¨nder und Provinzen unterstanden zwar der Kontrolle der jeweiligen
Milita¨radministration, die der SMAD verpflichtet waren, doch sie konnten durch
den Befehl Nr. 110 vom 22. Oktober 1945 eigene Gesetze und Verordnungen
erlassen. Zudem waren die La¨nder und Provinzen die gro¨ßten politischen Einheiten,
da die SBZ erst im Laufe der Besatzungszeit eine einheitliche Verwaltung erhielt.
Mit der Gru¨ndung der DDR 1949 a¨nderte sich dieser Umstand. 1952 wurden die
errichteten Landesverwaltungen aufgelo¨st und durch Bezirksleitungen ersetzt.17
2.1.2 Zentralisierung der Hochschulpolitik
Im Zuge der Besetzung der La¨nder und deren Sta¨dte wurden die Universita¨ten
geschlossen.18
Die Hochschulpolitik ru¨ckte durch den Aufbau der Verwaltungen und der
Reorganisation des Schulwesens zuna¨chst in den Hintergrund des Geschehens. Der
15Fait, Barbara (1990). S.110.
16Dies. S.110/1.
17van Melis, Damian (1999b). S.11,60/1./Fait, Barbara (1990). S.111.
18Ko¨nig, Rene´.Die Studentenschaft der Universita¨t Rostock von 1945/46 bis 1952.Entwicklung
nach Plan? in: Zeitgeschichte regional.Bd.10.Heft 1.Rostock.2006. S.24.
16 Phase der antifaschistisch-demokratischen Umwa¨lzung 1945-1949/50
Weg zur Wiederero¨ffnung dieser Lehranstalten war, wie noch aufgezeigt wird, sehr
beschwerlich. Mit dem Aufbau der Verwaltungen mussten die Zusta¨ndigkeiten fu¨r
die Universita¨ten und Hochschulen neu bestimmt werden.19
Der Hauptansprechpartner fu¨r die Hochschulen war zuna¨chst die SMAD und
ihre Hochschulabteilung. Daneben existierten, wie bereits beschrieben, die regiona-
len Milita¨radministrationen (SMAM fu¨r Mecklenburg-(Vorpommern)) sowie die
mit dem Befehl Nr. 17 vom 27. Juli 1945 gebildete Deutsche Zentralverwaltung.
Ein Bestandteil dieser war auch die Deutsche Zentralverwaltung fu¨r Volksbildung
(DZfV) unter Paul Wandel, die im August 1945 in Berlin ihre Arbeit aufnahm.20
Die Zentralverwaltungen in Berlin dienten anfangs hauptsa¨chlich der Beratung
und Entlastung der entsprechenden Abteilungen der SMAD. Die DZfV, ab 1947
Deutsche Verwaltung fu¨r Volksbildung (DVV), hatte kein ”Weisungsrecht bzw. ein
Recht, Gesetze und Verordnungen gegenu¨ber den Landesverwaltungen zu erlassen“.
Dennoch oblag ihr die Aufgabe, sowjetische Anweisungen zu u¨bermitteln und zu
kontrollieren.21
Die Aufteilung der DVV in Grundorganisationen (Sekretariat, Abt. Schulwe-
sen, Abt. Hochschulen und Wissenschaft, Abt. fu¨r kulturelle Aufkla¨rung, Allge-
meine Kunst und Literatur, Personalabteilung, Abt. Innere Verwaltung und wis-
senschaftliche Angelegenheiten, Abt. Finanzen und Statistik) wurde mit kleineren
Aba¨nderungen bis zur Auflo¨sung und der Eingliederung im Oktober 1949 in das
Ministerium fu¨r Volksbildung (MfV) der DDR beibehalten.22
Die Landesverwaltungen besaßen die Abteilung Kultur und Volksbildung, der
in Mecklenburg-(Vorpommern) Gottfried Gru¨nberg vorstand.23
Doch trotz allem existierten große Schwierigkeiten bei der Abgrenzung der
Zusta¨ndig-keiten, denn ohne eine Genehmigung der Besatzungsbeho¨rden konnten
die Verwaltungen ihre Arbeit nicht aufnehmen. Zum einen unterstand die Lan-
desverwaltung der regionalen Beho¨rde SMAM, wo fu¨r die Volksbildung Major
Kasjanow und speziell fu¨r die Universita¨ten Major Jessin verantwortlich waren,
und zum anderen der zonalen Beho¨rde der SMAD, welcher fu¨r die Volksbildung
bis 1948 Generalleutnant Solochutin vorstand. Des Weiteren waren unmittelbar an
den Universita¨ten sowjetische Offiziere pra¨sent, die alle Aktivita¨ten u¨berwachten
19Herzig, Jobst D.Umbru¨che und Kontinuita¨ten.Die Entnazifizierung an der Universita¨t Rostock
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges. in: Herzig, Jobst D./Trost, Catharina.Die Universita¨t
Rostock 1945-1946.Entnazifizierung und Wiederero¨ffnung.Rostock.2008. S.32/33.
20Welsh, Helga A.Deutsche Zentralverwaltung fu¨r Volksbildung (DVV). in: Broszat, Martin/Weber,
Hermann (Hrsg.).SBZ-Handbuch. Staatliche Verwaltungen, Parteien, gesellschaftliche Orga-
nisationen und ihre Fu¨hrungskra¨fte in der Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 1945-
1949.Mu¨nchen.1990. S.229.
21Seils, Markus (1996). S.18.
22Welsh, Helga A. (1999). S.229.
23Siehe Punkt 2.1.1 Aufbau von Verwaltungen.
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und jederzeit perso¨nlich zur Kontrolle erscheinen konnten.24
Dieser Sachverhalt zeigt bereits deutlich, dass es innerhalb ku¨rzester Zeit
zu Unstimmigkeiten kommen konnte, denn einerseits ”agierten die Besatzungs-
beho¨rden auf der Grundlage von Befehlen und andererseits durch die Wahrnehmung
des direkten perso¨nlichen Einflusses.“25
Die Abteilung Kultur und Volksbildung bestand bei ihrer Bildung aus 27
Arbeitern. Leiter war der Ministerialdirektor Dr. Richard Mo¨ller (DDP/CDU), wel-
cher zudem der Kurator der Universita¨t Rostock war. Dieser wurde allerdings aus
unerkla¨rlichen Gru¨nden von der SMAM im Herbst 1945 verhaftet und verstarb
noch im selben Jahr im Internierungslager des NKWD (auch NKVD)26 Fu¨nfeichen.
An seine Stelle trat Hans Manthey (KPD).27
Anfangs gliederte sich die Abteilung Kultur und Volksbildung in zehn De-
zernate, wobei Dezernat VIII fu¨r die Universita¨ten zusta¨ndig war. Universita¨ten
aus dem Grund, da nach der Eingliederung von Teilen Pommerns in das Land
Mecklenburg zwei Universita¨ten der Landesverwaltung unterstanden: ”die tradi-
tionelle mecklenburgische Universita¨t Rostock [...] und die neu hinzukommende
Greifswalder Universita¨t.“ Bis Dezember 1946 wurden die Stukturen mehrmals
vera¨ndert und die ”Dezernate“ durch ”(Unter-)Abteilungen“ ersetzt. Dabei entstandaußerdem eine ”Hochschulabteilung“, deren Leitung Dr. Fritz Mu¨ller ab dem 15.Ma¨rz 1946 u¨bernahm.28
Die Abteilung Kultur und Volksbildung war nicht der DVV untergeordnet.
Zwar hatte die DVV Anfang 1946 ein Statut ausgearbeitet, das diesen Umstand
deutlich festlegte, jedoch wurde dies nie durch die SMAD besta¨tigt. Trotz allem
diente dieses Statut als eine Art ”interne Arbeitsgrundlage“.
29
Die DVV erließ unter Absprache und Kontrolle der SMAD Verordnungen fu¨r
die Zulassungs-, Stipendien- und Entnazifizierungspolitik sowie fu¨r die allgemeine
24Seils, Markus (1996). S.18.
25Ders. S.18/9.
26
”Narodnij Kommissariat wnutrennich del bzw. vnjutrennich del“: Volkskommissariat fu¨r innereAngelegenheiten (der UdSSR). Aus: Engelmann, Roger/Vollnhals, Clemens.Justiz im Dienste der
Parteiherrschaft.Rechtspraxis und Staatssicherheit der DDR.Berlin.1999. S.562. Die Einrichtung
NKWD/NKVD wurde 1946 in das MWD (”Ministerwo wnutrennich del“: Ministerium fu¨rinnere Angelegenheiten) umbenannt und war als wesentlich a¨ltere Verfolgungsorganisation
ein Vorbild fu¨r das MfS der DDR. Aus: Mu¨ller, Klaus-Dieter.Bu¨rokratischer Terror.Justitielle
und außerjustitielle Verfolgunsmaßnahmen der sowjetischen Besatzungsmacht 1945-1956. in:
Engelmann, Roger/Vollnhals, Clemens (1999). S.60.
27Trost, Catharina.Die Wiederero¨ffnung der Universita¨t Rostock nach dem Zweiten Weltkrieg.
in: Herzig, Jobst D./Trost, Catharina.Die Universita¨t Rostock 1945-1946.Entnazifizierung und
Wiederero¨ffnung.Rostock.2008. S.111/2.
28Seils, Markus (1996). S.19ff.
29Welsh, Helga A. (1990). S.232.
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Hochschulpolitik.30
Wie gelang es nun der DVV dennoch ihre Machtbefugnisse auszubauen?
Sie machten Gebrauch von ihrem Status als beratendes und ausfu¨hrendes Organ,
indem sie zusa¨tzlich zu den Beschlu¨ssen der SMAD Durchfu¨hrungsbestimmungen
erließen bis hin zur Verselbststa¨ndigung der zuvor eng an die Durchfu¨hrung und
Kontrolle der SMAD-Befehle gebundenen Aufgaben ab 1947.31
Des Weiteren versuchten sie ihre Koordinierungs- und Fu¨hrungsrolle durch
Vereinbarungen mit den La¨nder- und Provinzialverwaltungen stets weiter auszubau-
en. Dabei setzten sie auf regelma¨ßige Konferenzen zwischen den Abteilungsleitern
der DVV und den Leitern der Volksbildungsa¨mter der La¨nder und Provinzen, den
sog. ”Ministerkonferenzen“.
32 Diese Ministerkonferenzen avancierten nach der
Konstituierung der Landesregierungen im Dezember 1946 von Zusammenku¨nften
mit beratendem Charakter zu beschlussfassenden Gremien.33
Trotzdem blieb der Einfluss der DVV relativ begrenzt und staatsrechtlich
nicht abgesichert. Aus diesem Grund wurden viele Entscheidungen der erlassenen
Gesetze und Richtlinien auf der Ebene der La¨nder getroffen.34
Am 23. April 1947 unterzeichneten die Volksbildungsminister eine ”Vereinba-
rung u¨ber die Zusammenarbeit der Deutschen Verwaltung fu¨r Volksbildung und den
Landes- und Provinzialverwaltungen“. Darin wurde der DVV ein Einspruchrecht
bei allen Gesetzes- und Verordnungsentwu¨rfen der La¨nder sowie die Einstellung
leitender Mitarbeiter in den Landesministerien gewa¨hrt. Im Gegenzug sollten den
La¨nderregierungen Informationen u¨ber geplante Verordnungen der SMAD-Befehle
u¨bermittelt und gegebenenfalls mit den Landesvertretern u¨ber diese Beratungen
durchgefu¨hrt werden.35
Es scheint zuna¨chst eine enorme Kompentenzbeschneidung fu¨r die Verwal-
tungen der La¨nder und Provinzen vorzuliegen, doch bis dahin traten eine Reihe
von Problemen in der Zusammenarbeit der La¨nder und Provinzen mit den Be-
satzungsbeho¨rden auf. So gab es bspw. Missversta¨ndnisse aufgrund fehlerhafter
Verdolmetschung von Anordnungen der SMAM. Problematisch in Bezug auf das
Versta¨ndnis der Anordnungen der Besatzungsbeho¨rden war, dass sie einer strengen
Kontrolle unterlagen und diese stets ”mit dem Hinweis auf Bestrafungen mit Dienst-
entlassung oder Einsperrung der Referenten“ verbunden worden waren. Daraus
ergab sich fu¨r die Landesverwaltungen, dass ”Eingriffe von Bezirks- und Ortskom-
mandanturen in die Anordnungen der deutschen Landesverwaltung bewirkten, daß
30Malycha, Andreas.SED-Ausschuss fu¨r Hochschulfragen - politische Steuerung oder Diskussion.
in: Deutschland Archiv.Bd.36.Heft 4.Bielefeld.2003b. S.588.
31Welsh, Helga A.Mu¨nchen (1990). S.232.
32Miethe, Ingrid.Bildung und soziale Ungleichheit in der DDR.Wuppertal.2007. S.84.
33Welsh, Helga A. (1990). S.232.
34Miethe, Ingird (2007). S.84.
35Welsh, Helga A. (1990). S.232.
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die deutschen nachgeordneten Dienststellen aus Furcht vor perso¨nlicher Bestra-
fung nicht die deutschen, sondern die den deutschen entgegengesetzten Befehle
der Bezirks- und Ortskommandanturen befolgten: So gab es oft ein unheilvolles
Durcheinander und eine starke Rechtsunsicherheit.“ Die Vereinbarung war folglich
ein Tausch von Kompetenzen gegen die ”Erho¨hung der eigenen Sicherheit“.
36
Am 04. Juni 1947 wurde die Deutsche Wirtschaftskommission (DWK) gebil-
det, in der sich eine Reihe anderer Zentralverwaltungen (mit Ausnahme der DVV)
wieder fanden. Demnach verfu¨gte die DVV nicht u¨ber das Recht, verbindliche
Verfu¨gungen und Instruktionen an sa¨mtliche deutsche Organe nach Befehl Nr. 3237
zu erteilen.38
Aufgrund der engen Zusammenarbeit der DVV mit der DWK konnte die
erstgenannte dennoch auf indirektem Wege, also mittels Vereinbarungen und Ab-
sprachen, Einfluss auf die Verfu¨gungen nehmen. Dies betraf insbesondere die
Haushalts-, Struktur- und Stellenpla¨ne der Ministerien fu¨r Volksbildung der neuge-
bildeten La¨nder- und Provinzialverwaltungen.39
Die letzten großen Schritte in Richtung Zentralisierung der Hochschulpolitik
und die somit offizielle Erkla¨rung, dass die DVV zur obersten Aufsichtsbeho¨rde
benannt wurde, sind durch das am 01. Oktober 1948 in Kraft getretene vorla¨ufige
Universita¨tsstatut fu¨r die Universita¨ten Rostock und Greifswald und durch die
”Vorla¨ufige Arbeitsordnung der Universita¨ten und wissenschaftlichen Hochschulen
in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands“ vom 23. Mai 1949 festzuset-
zen. Das Volksbildungsministerium erhielt in diesen Ausfu¨hrungen lediglich eine
”niedere Verwaltungsfunktion“ und fungierte somit als ”unmittelbare Aufsichts-
beho¨rde“.40
Daran erkennbar wird das Prinzip der doppelten Unterstellung, welches den
gesamten Parteiapparat durchsetzte. Demnach wurde ”eine staatliche Institution
neben ihrer dienstvorgesetzten Beho¨rde gleichzeitig auch der ho¨chsten zusta¨ndigen
Beho¨rde unterstellt.“41
Mit der Gru¨ndung der DDR im Oktober 1949 integrierte sich die DVV in das
Ministerium fu¨r Volksbildung. Daraus folgend entstanden drei Hauptabteilungen:
36Seils, Markus (1996). S.22.
37Befehl der SMAD ”u¨ber die Zusammensetzung und Vollmachten der Deutschen Wirtschaftskom-mission“ vom 12. Februar 1948
38Zank, Wolfgang.Wirtschaftliche Zentralverwaltungen und Deutsche Wirtschaftskommission
(DWK). in: Broszat, Martin u.a.(Hrsg.).SBZ-Handbuch.Staatliche Verwaltungen, Parteien, ge-
sellschaftliche Organisationen und ihre Fu¨hrungskra¨fte in der Sowjetischen Besatzungszone
Deutschlands 1945-1949.Mu¨nchen.1990. S.265.
39Welsh, Helga A. (1990). S.232.
40Seils, Markus (1996). S.83.
41Rudolph, Hedwig/Husemann, Rudolf.Hochschulpolitik zwischen Expansion und Restriktion.Ein
Vergleich der Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik.Frankfurt am Main.1984. S.44.
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1. Unterricht und Erziehung, 2. Hochschulen und Wissenschaft und 3. Kunst und
Literatur. Paul Wandel wurde zum Minister fu¨r Volksbildung und an die Stelle
des Vizepra¨sidenten als Stellvertreter Wandels trat ein Staatssekreta¨r mit Ruth
Fabisch.42
Am 22. Februar 1951 bildete sich aus der Hauptabteilung Hochschulen und
Wissenschaft ein selbststa¨ndiges Staatsekretariat fu¨r Hochschulwesen heraus, wel-
ches unter Leitung von Gerhard Harig gefu¨hrt wurde und alle Entscheidungen
betreffend der Politik der Universita¨ten und Hochschulen zu treffen hatte.43
Die La¨nder wurden bis zu ihrer Auflo¨sung 1952 in die Position der ”rei-
nen Vollzugsstufen der einheitlichen Bildungsverwaltung der mittleren Ebene“
mano¨vriert und die Zentralisierung der Hochschulpolitik war vorerst vollendet.44
2.1.3 Lehrko¨rper und Entnazifizierung
Aufgrund der Bestimmungen des Potsdamer Abkommens wurde in den vier Be-
satzungszonen eine Eintnazifizierungspolitik betrieben. Die Verwaltungen und
Regierungen sollten von dem Nazismus befreit und somit ”gereinigt“ werden. Indiesem Zusammenhang ist zu erwa¨hnen, dass sich die Entnazifizieriungspolitik
der Siegerma¨chte unterschied. In der sowjetischen Besatzungszone ist von einer
Mischung aus eigenen Befehlen durch die SMAD und den Direktiven, welche
durch den Alliierten Kontrollrat erlassen wurden, zu sprechen. Es wird deutlich,
dass die Entnazifizierung auch als eine Art Instrument zur strukturellen Umwa¨lzung
der Gesellschaft aufzufassen ist, was im Folgenden noch aufgezeigt wird.45
Diese ”politische Sa¨uberung“ war keineswegs geradlinig, sondern durchliefverschiedene Phasen und Kurswechsel. Vollnhals teilt diese Politik in vier Phasen
ein:
1. die unsystematische Entnazifizierung bis zur Bildung der Landes- und Pro-
vinzialverwaltungen im Juli 1945
2. die ersten Richtlinien fu¨r die Entnazifizierungspolitik bis zum Dezember
1946
3. eine neue Welle von Massenentlassungen bricht u¨ber die Deutschen herein
von Dezember 1946 bis August 1947
42Malycha, Andreas.Die Hochschulpolitik als ein Aspekt des Verha¨ltnisses zwischen Wissenschaft
und Politik. in: Hallische Beitra¨ge.Heft 11.Halle.2002. S.10/11.
43Malycha, Andreas (2002). S.10/1./Ammer, Thomas.Universita¨t zwischen Demokratie und Dikta-
tur. Ein Beitrag zur Nachkriegsgeschichte der Universita¨t Rostock.Ko¨ln.1969. S.15.
44Miethe, Ingrid (2007). S.87.
45Ro¨ßler, Ruth-Kristin (1994). S.14/5,23.
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4. die letzte Hu¨rde vor der Rehabilitierung der NS-Belasteten und dem offiziel-
len Ende der Entnazifizierung von August 1947 bis Februar 194846
Aus den Beschlu¨ssen der Potsdamer Konferenz wird ersichtlich, dass ”Alle Mit-
glieder der nazistischen Partei, welche mehr als nominell an ihrer Ta¨tigkeit teil-
genommen haben [...] aus den o¨ffentlichen und halbo¨ffentlichen A¨mtern [...] zu
entfernen“sind. Demzufolge sollten alle ”Aktivisten“ der National SozialistischenDeutschen Arbeiterpartei (NSDAP) entlassen werden.47
Aus diesem Beschluss geht hervor, dass die Entscheidung bei der Untersu-
chung der ehemaligen Mitglieder der Partei zwischen ”aktiv oder nominell“
48 zu
fa¨llen war. Ohne eingehende, langwierige Untersuchungen durchzufu¨hren, wa¨re die-
se Aufgabe nicht zu bewa¨ltigen gewesen. Um jedoch einen Aufbau in mo¨glichst kur-
zer Zeit zu gewa¨hrleisten, wurden der Einfachheit halber alle ehemaligen NSDAP-
Mitglieder entlassen.49
Folglich verku¨rzte dies den aufwendigen Bearbeitungszyklus und verschaffte
den Kommunisten im Nachhinein einen verbesserten Zugang auf die hohen Po-
sitionen im Verwaltungswesen. Nichtsdestotrotz besta¨tigten anfangs Ausnahmen
die Regel, denn weder beim medizinischen noch beim hygienischen Fachpersonal
hatte eine vergleichbare Entnazifizierung stattgefunden. Der Ausfall so vieler Medi-
ziner, gerade unmittelbar nach dem Ende des Weltkrieges, wa¨re nicht zu verkraften
gewesen. Daher ließ der Ausbruch der Entlassungswellen in diesem Bereich nach
der Herausgabe der ersten Richtlinien zur Entnazifizierungspolitik bis Anfang 1946
auf sich warten.50
Normalerweise wu¨rde diese Ausnahme auch fu¨r den Lehrko¨rper der Univer-
sita¨ten zutreffen. Dennoch wurden trotz der enormen Minimierung des Lehrko¨rpers
durch den Krieg zuna¨chst alle Mitglieder der NSDAP entlassen - unabha¨ngig davon,
ob sie nun in die Kategorie aktive oder nominelle Parteimitglieder za¨hlten.51
Die SMAD erließ erst am 17. Juni 1946 mit dem Befehl Nr. 208 Bestimmun-
gen ”u¨ber Disziplinarmaßnahmen gegen das leitende Personal von Lehranstalten,
Lehrern und Studenten, welche der militaristischen, nazistischen oder antidemo-
kratischen Propaganda schuldig sind.“ Diese Bestimmungen verscha¨rften die
Entnazifizierungsmaßnahmen im Hochschulbereich und es folgten viele Entlassun-
46Vollnhals, Clemens.Entnazifizierung.Politische Sa¨uberung und Rehabilitierung in den vier Besat-
zungszonen 1945-1949.Mu¨nchen.1991. S.43ff.
47van Melis, Damian (1999b). S.96.
48Einteilung der ehemaligen Parteimitglieder der NSDAP in aktiv = ausfu¨hrende Position in der
Partei, nominell = im Mitgliederverzeichnis aufgefu¨hrt, aber keine Position bekleidet
49van Melis, Damian (1999b). S.96/7.
50Ders. S.96/7.
51Ammer, Thomas (1969). S.26.
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gen.52 Somit begann der ”Elitenwechsel in der SBZ/DDR [...] an den Hochschulen
mit einem [...] Elitenverlust.“53
Dieses Vorgehen ist zudem damit erkla¨rbar, dass bis Dezember 1946 die
Sa¨uberungsrichtlinien hauptsa¨chlich auf der Grundlage unterschiedlicher Landes-
gesetze bzw. -verordnungen durchgefu¨hrt wurden.54
Im Dezember 1946 entschloss sich die SMAD das Entnazifizeriungsverfahren
auf Grundlage der bereits im Januar 1946 verabschiedeten Kontrollratsdirekti-
ve Nr. 2455 neu zu organisieren. Dies lag vorwiegend an dem Umstand, dass
nach Gru¨ndung der Entnazifizierungskommissionen, die im ”September als neue
zentrale Subjekte der Entnazifizeriung ins Leben“ gerufen wurden, in Mecklenburg-
Vorpommern lediglich eine minimale Anzahl von Mitarbeitern aus den Verwal-
tungen und der Industrie entlassen worden war. Des Weiteren bildete sich erst
Ende November 1946 die Landesentnazifizierungskommission zur U¨berpru¨fung
der Landesabteilungen. Ziel dieser Ausschu¨sse war es urspru¨nglich, die aktiven
ehemaligen NSDAP-Mitglieder herauszufiltern und sie ihren Positionen in den
Betrieben bzw. Verwaltungen zu entheben.56
Durch die Konstituierung der Landesentnazifizierungskommission erfuhr die
Entnazifizeriungspolitik einen neuen Aufschwung. In Folge dessen entstanden
große Lu¨cken, insbesondere im Bildungswesen, die es zu stopfen galt. Aus diesem
Grund erließ die SMAD am 05. Ma¨rz 1947 sowie am 13. Ma¨rz 1947 die Befehle
Nr. 55 und Nr. 56, die die Verbesserung der materiellen Lage der Wissenschaftler
und Hochschullehrer bedeutete.57
Dennoch wurde der Lehrko¨rper drastisch reduziert. Genauer gesagt, handelte
es sich im Vergleich zum Kriegsende um 83% der Mitglieder, die ihrer Position
enthoben wurden.58
Die Entnazifizierungskommission Rostock Stadt stellte auf Grundlage der
Direktiven Nr. 24 am 21. Ma¨rz 1947 an den Kurator der Universita¨t Rostock,
Erich Schlesinger, die Forderung, ”alle Personen, die der NSDAP oder deren Glie-
derungen - dazu geho¨ren auch fo¨rdernde Mitglieder der SS und Mitglieder des
Opferringes - mu¨ssen aufgegeben werden.“59
52Malycha, Andreas.Geplante Wissenschaft.Eine Quellenedition zur DDR-Wissenschaftsgeschichte
1945-1961.Altenburg.2003a. S.135f.
53Jessen, Ralph.Akademische Elite und kommunistische Diktatur.Die ostdeutsche Hochschulleh-
rerschaft in der Ulbricht-A¨ra.Go¨ttingen.1999. S.285.
54Vollnhals, Clemens (1991). S.43.
55Siehe dazu: Ro¨ßler, Rutz-Kristin (1994). S.64-82.
56van Melis, Damian (1999b). S.192ff.
57Malycha, Andreas (2003a). S.163./Prokop, Siegfried.Sozialgeschichte der ostdeutschen Intelli-
genten 1945-1961.Zeittafel. in: hefte zur ddr-geschichte.Heft 10.Berlin 1993. S.8.
58Jessen, Ralph (1998). S.27.
59Schreiben der Entnazifizierungskommission an den Kurator v. 21.03.1947.UAR.R III. Rektorat
(R)/10.
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Von Einigkeit der Entnazifizierungskommissionen und den Universita¨ten u¨ber
die zu ta¨tigenden Entlassungen kann nicht die Rede sein, da die Universita¨ten die
Rehabilitierung ihres Personals anstrebten, um einen geordneten und erfolgrei-
chen Lehrbetrieb durchfu¨hren zu ko¨nnen. Die Landesregierung war der gleichen
Meinung, ”behielt die alleinige Entscheidungsgewalt bei der Bestellung bzw. Ent-
lassung des Universita¨tspersonals und begru¨ndete die Berufung der ehemaligen
NSDAP-Mitglieder mit dem Mangel an geeignetem wissenschaftlichen Nachwuchs.“
Somit verhinderte bspw. der damalige Rektor der Universita¨t Rostock Gu¨nther
Riena¨cker60, die durch die Entnazifizierungskommission der Stadt Rostock gefor-
derte Entlassung von Mediziner Kurt Wachholder61 und des Germanisten Hermann
Teuchert62 gema¨ß der Direktive Nr. 24, indem er Stellung zu den Anschuldigungen
bezog und noch einmal verdeutlichte, dass alle seiner vorangegangenen Maßnah-
men zur Wiederaufnahme des Lehrbetriebes dienten und dass die Entscheidungen
u.a. durch die Landesregierung und den Antifaschistischen-Block gestu¨tzt waren.63
Der Antifaschistische Block a¨ußerte u¨ber den Professor Kurt Wachholder
”wegen der fru¨heren Zugeho¨rigkeit des Professors [...] als ”fo¨rderndes Mitglied der
SS“ gegen seine weitere Ta¨tigkeit als Universita¨tsprofessor keine Bedenken.“64
In dem Bericht u¨ber die beiden Universita¨tsangeho¨rigen sollten sie durch
die Entnazifizierungskommission in das Licht eines NS-Belasteten gedra¨ngt wer-
den. Kurt Wachholder wurde vorgeworfen, dass er dafu¨r bekannt sei, ”daß er
mehrfach Proklamationen auf seinen ”geliebten Fu¨hrer“ o¨ffentlich vor dem Uni-
60CPR: Gu¨nther Riena¨cker wurde am 13.05.1904 in Bremen geboren. Von 1943 bis 1953 war er
Professor und Direktor fu¨r Anorganische Chemie an der Universita¨t Rostock. Von 1946 bis
1948 u¨bernahm er die Nachfolge von Kurt Wachholder als Rektor der Universita¨t Rostock. CPR:
http://cpr.uni-rostock.de/metadata/cpr professor 000000002183.
61Kurt Otto Eduard Wachholder wurde am 23.03.1893 in Oberhausen im Rheinland geboren. 1912
nahm er sein Medizinstudium auf, diente im ersten Weltkrieg als Feldhilfsarzt und schloss
1920 mit Staatsexamen ab. 1932 wurde er zum Direktor des Rostocker Instituts fu¨r Physiologie
eingesetzt. Bereits beim Berufungsvorgang bekam er den Widerstand rexchtsextremer Kra¨fte
der Landesregierung zu spu¨ren, da er Nichtmitglied der NSDAP war. Von 1944 bis 1946
hatte er die Stellung des Rektors inne. Im Mai 1945 wurde er vom Ortskommandanten der
SBZ aufgefordert, die Wiederero¨ffnung der Universita¨t Rostock vorzubereiten. 1953 ging er
zuru¨ck nach Bonn, wo er am 07.08.1961 verstarb. in: Hartwig, Angela/Schmidt, Tillmann.Die
Rektoren der Universita¨t Rostock 1419-2000 in: Hartwig, Angela/Schmidt, Tillmann.Beitra¨ge
zur Geschichte Rostock.Heft 23.Rostock.2000. S.217./ CPR: http://cpr.uni-rostock.de/metadata/
cpr professor 000000001093.
62Hermann Teuchert wurde am 03.03.1880 in Loppow geboren. Er war der erste Professor fu¨r
Niederdeutsche und Niederla¨ndische Sprache sowie Literatur (seit 1934 zudem fu¨r Altdeutsche
und Deutsche Sprachgeschichte) an der Universita¨t Rostock, wo er bis 1954 lehrte. 1972 verstarb
er in Heidelberg. CPR: http://cpr.uni-rostock.de/metadata/cpr professor 000000002127.
63Schreiben des Rektors an das Ministerium fu¨r Kultur und Volksbildung v. 14.06.1947.UAR.RIII.
R/10.
64Schreiben an den Pra¨sidenten des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Abt. Kultur und Volksbil-
dung, Schwerin, durch den Kurator vom Rektor v. 12.02.1946.Ebenda.
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versita¨tsgeba¨ude zu Geho¨r brachte.“ Hermann Teuchert wurde beschuldigt, ein
”nicht eingeschriebenes Mitglied der Nazipartei“ zu sein. Er ”wurde [...] als großer
Parteianha¨nger und evtl. Denunziant angesehen.“65
Die letzte Hu¨rde vor der Rehabilitierung wird durch den Befehl Nr. 20166
charakterisiert, welcher am 16. August 1947 durch die SMAD erlassen worden
war.67
Die Dirketive Nr. 24 blieb weiterhin die Grundlage der Entnazifizierung, je-
doch wurde die Kontrollratsdirektive Nr. 3868 vom 12. Oktober 1946 nun auch in
der SBZ umgesetzt. Daraus ergab sich eine neue Kategorisierung, in welche die






Demzufolge sollte die Entnazifizierung auf zwei Ebenen erfolgen: 1. u¨ber Entlas-
sung und Zwangsmaßnahmen wie die Einziehung des Vermo¨gens (Direktive Nr.
24) und 2. auf strafrechtlicher Basis gegen Nazi- und Kriegsverbrecher (Direktive
Nr. 38).70
Das offizielle Ende der Entnazifizierung lo¨ste der Befehl Nr. 35 vom 26. Fe-
bruar 1948 aus. Die Entnazifizierungskommissionen hatten ”ihre Aufgaben zur
Sa¨uberung des Verwaltungsapparates von ehemaligen Faschisten und Militaristen
[...] erfu¨llt.“ Darin enthalten war der Beschluss, dass die Entnazifizierungskommis-
sionen ihre Arbeit bis zum 10. Ma¨rz 1948 einzustellen und sich aufzulo¨sen hatten.
Obwohl die Entnazifizierung mit diesem Befehl ein Ende nehmen sollte, wurde die
Befugnisgewalt bei Kriegs- und faschistischen Verbrechern auf die Kriminalpolizei
und die deutschen Gerichte u¨bertragen.71
Die letzte Aussage verdeutlicht bereits, dass die Entnazifizierung mit dem
Befehl Nr. 35 kein Ende fand. Die durch den Befehl Nr. 201 entstandenen Entnazi-
fizierungsstrafkammern arbeiteten in engster Zusammenarbeit mit der Polizei die
65Schreiben an den Kurator von der Entnazifizierungskommission Rostock Stadt v.
06.06.1947.UAR.RIII. R/10.
66Ro¨ßler, Ruth-Kristin (1994). S.147.
67Vollnhals, Clemens (1991). S.51.
68Siehe dazu: Ro¨ßler, Ruth-Kristin (1994). S.97-125.
69van Melis, Damian (1999b). S.201.
70Ro¨ßler, Ruth-Kristin (1994). S.15,64ff./Vgl. Zentralverordnungsblatt Nr. 18.1947 u¨ber Direktive
Nr. 24 und Nr. 38 in: Schwabe, Klaus.Entnazifizierung in Mecklenburg-Vorpommern 1947-
1949.Schwerin.1994. S.194-215.
71Ro¨ßler, Ruth-Kristin (1994). S.257/8.
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noch ausstehenden Fa¨lle, die bis 10. Ma¨rz 1948 noch nicht von den Entnazifizie-
rungskommissionen behandelt werden konnte, nach und nach ab.72
Trotz allem ist es bemerkenswert, dass Ende 1948 von den 127 Lehrkra¨ften
der Universita¨t Rostock 20 ehemalige Mitglieder und u¨berdies zwei Kandidaten
der NSDAP zu finden waren. Auf die gesamte Besatzungszone gesehen, belief sich
die Zahl auf 90 von 747 Hochschullehrern. Das sind immerhin 12% der gesamten
Hochschullehrerschaft.73
2.2 Universita¨t Rostock
Die Universita¨t Rostock wurde wie alle anderen Universita¨ten in der SBZ im Zuge
der Besetzung durch die Siegerma¨chte geschlossen, denn nach dem Einmarsch
der Roten Armee am 01. Mai 1945 in Rostock sind die wichtigen Verwaltungs-
einrichtungen, darunter auch das Universita¨tshauptgeba¨ude, besetzt worden. Das
Hauptgeba¨ude wurde zwar nicht von den Besetzern genutzt, unter Verschluss stand
es vorerst dennoch. Ein Beweis fu¨r die Nicht-Benutzung zeigte sich bei der ersten
Besichtigung nach der Schließung.74
Zwei sowjetische Wissenschaftler, Professor Iwanow und Professor Wermel
(beide in Uniform), waren im Herbst 1945 zu Besuch in Rostock. In diesem Zusam-
menhang fand eine Fu¨hrung mit Begleitung von Prof. Wachholder, Prof. Riena¨cker
und einem Hausmeister durch das Hauptgeba¨ude statt. Zum Schrecken aller hing
noch immer eine große Nazi-Fahne u¨ber dem Rednerpult in der Aula. Ob dies wohl
ein fo¨rderlicher Umstand hinsichtlich der Wiederero¨ffnung der Universita¨t Rostock
war?75
Prof. Wermel betrachtete die Fahne nur kurz und a¨ußerte: ”Dieses wird man
wohl noch entfernen mu¨ssen.“76
Diese Fahne war nicht das Einzige, das es noch zu entfernen galt. Die Rah-
menbedingungen der Entnazifizierungspolitik sowie die anfangs unsystematische
Entnazifizierung in der SBZ bereitete den Menschen großes ”Kopfzerbrechen“.Allein unter den Medizinern, die eine der gro¨ßten Fakulta¨ten an der Universita¨t
Rostock inne hatten, befanden sich zahlreiche NSDAP-Mitglieder. Mit dem Beginn
der Entnazifizerung unter den Medizinern Ende 1945 bzw. Anfang 1946 sollte
diese den gro¨ßten Aderlass erleiden.77
72van Melis, Damian (1999b). S.328.
73Malycha, Andreas (2002). S.19/20.
74Riena¨cker, Gu¨nther.Einige Erinnerungen aus den Jahren 1945/46. in: Beitra¨ge zur Geschichte der
Wilhelm-Pieck-Universita¨t Rostock.Heft 14.Rostock.1990. S.62.
75Ders. S.62.
76Ders. S.62.
77Handschuck, Martin (2003). S.51.
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Viele Einwohner Rostocks, darunter auch eine nicht unerhebliche Zahl von
Wissenschaftlern, verließen aus Furcht vor der Besatzungsmacht die Stadt. Noch
vor der Besetzung Rostocks gingen neun Angeho¨rige des Rostocker Lehrko¨rpers
fort. An die Wiederero¨ffnung der Universita¨t verlor kaum jemand einen Gedan-
ken.78
Die Wiederaufnahme des Lehrbetriebs an der Universita¨t Rostock stand somit
unter schlechten Vorzeichen.
2.2.1 Wiederero¨ffnung und Erneuerung
Im Zuge der Wiederero¨ffnung sind zwei Universita¨tsangeho¨rige der Universita¨t
Rostock besonders hervorzuheben: der damals amtierende Rektor Kurt Wachholder
und der im Mai 1945 eingesetzte Kurator Richard Mo¨ller. Ihr schnelles Handeln
war einer der bedeutenden Faktoren, die den Universita¨tsbetrieb in Rostock im
darauffolgenden Jahr wieder aufleben ließen.79
Auf deren Betreiben wurde am 29. Mai 1945 ein ”Untersuchungsausschuss
zur Nachpru¨fung der Zuverla¨ssigkeit sa¨mtlicher bei der Universita¨t und den Uni-
versita¨tskliniken und -instituten bescha¨ftigten Perso¨nlichkeiten“ gegru¨ndet. Dem-
zufolge wurden die verbliebenen Wissenschaftler durch den Ausschuss auf ihre
Nazi-Vergangenheit gepru¨ft. Das Kontrollgremium war in jeglicher Hinsicht ein
guter Schachzug von Wachholder und Mo¨ller, da sie somit ”guten Willen“ zeigten,die geforderten Vera¨nderungen bzw. Befehle durchzufu¨hren.80
Daru¨ber, ob die Kontrolle durch den Untersuchungsausschuss der Universita¨t
oder durch die Offiziere der Roten Armee die wohl angenehmere fu¨r die betrof-
fenen Personen war, gibt die Literatur keine Auskunft, so dass sich hier lediglich
Vermutungen aufstellen lassen.
Dieses Gremium ist ein Novum in der Entnazifizierungspolitik, denn es nahm
die Arbeit nicht auf einen Befehl oder eine Direktive hin auf. In der neueren
Forschungsliteratur wird dieser Vorgang deshalb auch mit dem Begriff ”Selbstreini-gung“ betitelt.81
Der Untersuchungsausschuss u¨berpru¨fte 53 von den ehemals 123 Mitarbeitern.
Fu¨nf Mitarbeiter wurden daraufhin wegen ihrer Na¨he zum NS-Regime entlassen.
Die u¨brigen verblieben in ihren Positionen, obwohl etwa die Ha¨lfe von ihnen
der NSDAP angeho¨rte. Ziel war es, den Universita¨tsbetrieb im Falle der Wieder-
78Handschuck, Martin.Zwischen Erneuerung und Reglementierung.Zur Wiederero¨ffnung der Uni-
versita¨t Rostock 1945/46. in: Zeitgeschichte regional.Bd.10.Heft 1.Rostock.2006. S.15./Trost,
Catharina (2008). S.117.
79Handschuck, Martin (2003) S.36.
80Ders. S.37.
81Trost, Catharina (2008). S.117.
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ero¨ffnung so gewa¨hrleisten zu ko¨nnen.82
Am 30. August 1945 ordnete die Verwaltung des Innern an, alle Beamten, die
vor 1933 der NSDAP angeho¨rten, mit sofortiger Wirkung zu entlassen. Die Univer-
sita¨tsleitung ignorierte diesen Befehl aus Angst vor einer großen Entlassungswelle
und den daraus resultierenden Folgen fu¨r das Vorhaben Wiederero¨ffnung. Gru¨nberg,
der Pra¨sident der Abteilung Kultur und Volksbildung, besta¨tigte anscheinend die
Nichtbeachtung dieses Befehls, indem er keine weiteren Bestimmungen zur Entna-
zifizierung des Lehrko¨rpers erließ. Stattdessen ordnete er lediglich die Beendigung
der Arbeit des Untersuchungsausschusses an.83
Am 26. Oktober 1945 erhielt der Rektor von Gru¨nberg die Forderung, weitere
Entlassungen vorzunehmen. Acht Professoren galt es unverzu¨glich zu entlassen
(drei der Philosophischen, drei der Medizinischen, einer der Rechts- und Staatswis-
senschaftlichen und einer aus der Landwirtschaftlichen Fakulta¨t).84
Einen Monat zuvor hatte der Rektor Kurt Wachholder, nach der u¨berraschenden
Bekanntgabe des Befehls Nr. 50 der SMAD, die Wiederaufnahme des Lehrbetriebes
am 14. September 1945 bei der Landesverwaltung beantragt. Der Befehl Nr. 50
enthielt keine detaillierten Entnazifizierungsbestimmungen, jedoch war Bestandteil
der Verordnung, sa¨mtliche ”nazistische und militaristische Lehren aus dem Unter-
richt und der Erziehung der Studenten vo¨llig zu beseitigen.“85
Am 11. Oktober 1945 folgte der direkte Antrag Wachholders an die SMAM.
Wegen des noch immer stark NS-belasteten Lehrko¨rpers wurde der Antrag jedoch
abgelehnt.86
Der Befehl Nr. 50 zeigte sich hinsichtlich seiner Auswirkungen auf die Lehre
als a¨ußerst schwerwiegend, da dieser den Professoren den Umgang mit der Lehre
untersagte. War dieser Befehl fu¨r die Forschung an der Universita¨t von ebenso
großer Bedeutung wie fu¨r die Lehre?
Am 26. Oktober forderte Gru¨nberg, alle NSDAP-belasteten Professoren ihrer
Stellung zu entheben. Diese Entlassungswelle im Lehrko¨rper stellte die Forschung
auf eine harte Bewa¨hrungsprobe, denn insgesamt waren 36 NSDAP-belastete Pro-
fessoren in Rostock von dieser betroffen.87
Aufgrund des somit erlittenen Verlustes zahlreicher Forscher wegen Entlas-
sung und Flucht erkannte die SMAD, dass ihr Vorgehen der Forschung ”das Genickbrechen“ ko¨nnte. Deshalb forderte die SMAD, ”dass diejenigen, welche Mitglieder
der NSDAP waren nur fu¨r den Unterricht auszuschalten seien, daß sie aber sonst
82Trost, Catharina (2008). S.117.
83Handschuck, Martin (2006). S.16/7.
84Schreiben an den Rektor der Universita¨t Rostock vom Pra¨sidenten der Abteilung Kultur und
Volksbildung v. 26.10.1945.UAR.R III. R/10.
85Handschuck, Martin (2003). S.41.
86Trost, Catherina (2008). S.129.
87Seils, Markus (1996). S.23.
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z.B. als A¨rzte weiter zu bescha¨ftigen seien.“88
Am 14. Dezember 1945 beantragte Wachholder die Wiederero¨ffnung und die
damit verbundene Wiederaufnahme des Lehrbetriebs an der Universita¨t erneut. An-
bei fu¨gte er eine Liste, die verdeutlichen sollte, dass die Universita¨t nun ”nazifrei“sei.89
An dieser Aktion wird deutlich, dass das Engagement Wachholders weit u¨ber
seine Stellung hinausging. Er trieb die Wiederero¨ffnung weiter voran, obwohl
er am 28. November 1945 bei der ersten Rektorenwahl seit 1933 sein Amt als
Rektor an den Chemiker Prof. Gu¨nther Riena¨cker verlor. Dieser wurde trotz der
Wahl erst am 07. Januar 1946 durch die Beho¨rden der Besatzungsmacht besta¨tigt.
Zudem ernannte die Landesverwaltung am 01. Dezember 1945 den Juristen Erich
Schlesinger zum neuen Kurator der Universita¨t.90
Damit schienen alle Auflagen der Besatzungsmacht erfu¨llt zu sein. Dennoch
zog sich die Wiederero¨ffnung der Universita¨t Rostock bis zum 29. Januar 1946
hin. Endlich durfte die a¨lteste Universita¨t Norddeutschlands durch den Befehl
Nr. 28 als letzte der sechs Universita¨ten in der SBZ ihre Tore wieder o¨ffnen. Die
feierliche Ero¨ffnung der Universita¨t Rostock fand am 25. Februar 1946 statt. Im
Rahmen dieser Veranstaltung hielten der neue Rektor Riena¨cker und der Pra¨sident
der Abteilung Kultur und Volksbildung Gru¨nberg eine Rede.91
Dem Lehrko¨rper geho¨rten zum Zeitpunkt der Wiederero¨ffnung nur noch 45
Personen an, wobei allein 30 dieser Mitarbeiter bereits auf die Philosophische
Fakulta¨t entfielen. Demzufolge blieb auch die Medizinische Fakulta¨t vorerst ge-
schlossen. Die offizielle Besta¨tigung fu¨r die Arbeitsaufnahme der Wissenschaftler
durch die SMAD erfolgte erst am 23. Ma¨rz, so dass der Vorlesungsbetrieb noch
im gleichen Monat beginnen konnte. Der Hauptbestandteil des Lehrko¨rpers war
parteilos. Lediglich 18 Wissenschaftler waren zu dieser Zeit einer ”antifaschistisch-demokratischen“ Partei angeho¨rig. Unter diesen Mitarbeitern war auch Rektor
Prof. Riena¨cker (SPD), was sich im Spa¨teren fu¨r die neuen Machthaber als positiv
herausstellen sollte.92
2.2.2 Rektor- vs. Kuratorialverfassung?
Bezug nehmend universita¨tsspezifischer Fragen reagierten Gru¨nberg und die DVV
nicht immer souvera¨n. Bereits am 17. September 1945 beantragte der Rektor,
nachdem er durch den Antrag vom 14. September die Landesverwaltung zur
88Schreiben an den Pra¨sidenten der Abt. Kultur und Volksbildung vom Rektor der Universita¨t
Rostock v. 12.12.1945.UAR.R III. R/10.
89Handschuck, Martin (2003). S.47.
90Handschuck, Martin (2006). S.18.
91Handschuck, Martin (2006). S.19./Seils, Markus (1996). S.23.
92Handschuck, Martin (2006). S.20.
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Wiederero¨ffnung aufrief, die vor 1933 bestehende Brunsta¨d-Verfassung unter
Beru¨cksichtigung der gegebenen Umsta¨nde wieder in Kraft zu setzen.93 Das be-
deutete eine immense Vermehrung der Vollmachten des Rektors gegenu¨ber dem
Machtabfall des Konzils und des Kurators.94
Der Antrag ist diesbezu¨glich aus zwei verschiedenen Perspektiven zu betrach-
ten. Die Universita¨t Rostock war ebenso wie die Greifswalder Universita¨t bestrebt,
ihre Autonomie und Selbstverwaltung zuru¨ck zu erlangen. Als hinderlich erwies
sich dabei jedoch die Stellung des Universita¨tskurators, welche ”im 19. Jahrhundert
als eine Art Kontrollinstanz des Staates an den deutschen Hochschulen geschaffen
worden war.“ In dieser Position vereinigten sich außerdem zwei Funktionen: zum
einen war der Kurator der Vertreter des Staates bzw. in diesem Falle des Landes
an der Universita¨t und zum anderen der Leiter der Universita¨tsverwaltung. Die
Selbstverwaltung war demzufolge stark eingeschra¨nkt, denn der Kurator erhielt
seine Anordnungen von der Landesregierung. Dieser Umstand war den jeweils
amtierenden Rektoren (Kurt Wachholder und spa¨ter Gu¨nther Riena¨cker) bedenk-
lich. Sie strebten eine Einschra¨nkung der Machtbefugnisse des Kurators und damit
eine Rektorverfassung an. Der Rektor sollte seine Stellung als ”primus inter pares“wiedererlangen.95
Der Greifswalder Rektor Lohmeyer forderte daru¨ber hinaus die Auflo¨sung
des Amtes des Kurators; der Hochschuloffizier Iwanow pflichtete ihm in seinem
Anliegen sogar bei.96
Aus Sicht der Landesverwaltung wa¨re es ein großer Fehler gewesen, die Kom-
petenzen des Kurators zu beschneiden bzw. diese Position ga¨nzlich aufzulo¨sen.
Dieser war das ”Bindeglied zwischen Universita¨t und Staat.“
97 und somit eine In-
formationsquelle fu¨r die Landesregierung an den Universita¨ten auf ho¨chster Ebene.
Daraufhin entstand ein Streit, der sich noch u¨ber la¨ngere Zeit bis zur end-
gu¨ltigen Lo¨sung dieses Problems mit der ”Vorla¨ufigen Arbeitsordnung (VAO) von1949“ hinziehen sollte, bei dem keine der beiden Seiten klein beigeben wollte. Die
Stellung der DVV ist in diesem Zusammenhang wechselhaft, da sie sich vorerst
der Bedeutung der Stellung des Kurators nicht schlu¨ssig war.
Unmittelbar nach der offiziellen Wiederero¨ffnung der Universita¨t Rostock am 25.
Februar 1946 existierte kein gu¨ltiges Statut. In der Praxis hieß dies zuna¨chst Kura-
torialverfassung.98
93Trost, Catharina (2008). S.154.
94Hoffmann, Horst u.a.Die Universita¨t von 1945-1969 in: Heidorn, Gu¨nter u.a.(Hrsg.).Geschichte
der Universita¨t Rostock 1419-1969. Festschrift zur Fu¨nfhundertfu¨nzig-Jahr-Feier der Univer-
sita¨t.Band II.Rostock.1969. S.27.
95Handschuck, Martin (2003). S.64.
96Seils, Markus (1996). S.31.
97Ders. S.31.
98Hoffmann, Horst u.a (1969). S.28.
30 Phase der antifaschistisch-demokratischen Umwa¨lzung 1945-1949/50
Auf der Rektorenkonferenz vom 18. und 19. Juli 1946 in Berlin war u.a. diese
Gegebenheit in den Mittelpunkt der Diskussionen geraten. In diesem Zeitraum
wurde eine ”Provisorische Satzung“ erarbeitet, welche den Rektoren die Verwal-tung der Universita¨t u¨berlassen sollte. Der Rektor stellte nun wieder die ”Spitze derUniversita¨t“ dar.99
Dennoch hatte dieser Entwurf einen ”faden Beigeschmack“ fu¨r die Univer-sita¨ten. Diese unterstanden demnach ”der Aufsicht ihres Finanztra¨gers und der
Verwaltung fu¨r Volksbildung fu¨r die sowjetische Besatzungszone“, was eine ”ein-
deutige Anbindung der Universita¨t an die Zentralverwaltung und die entsprechende
Landesverwaltung bedeutete.“100 Der Kurator bekam in diesem Zusammenhang
nur eine Kontrollfunktion zugewiesen; seine Aufgaben wurden durch einen Ver-
waltungsdirektor ausgefu¨hrt.101
”Die Kuratoren der SBZ opponierten sofort und arrangierten ein Treffen mit
einigen Vertretern der Landesverwaltungen“, ohne Vertreter der DVV einzuladen,
um ihr weiteres Vorgehen zu beraten.102 In Folge dessen teilte Schlesinger der
Landesverwaltung am 15. Oktober 1946 seine Einwa¨nde mit. Die Zentralverwal-
tung reagierte darauf, indem sie am 09. November einen zweiten Satzungsentwurf
herausbrachte, der die Stellung von Kurator und Rektor jedoch erneut offen ließ.103
Die Landesverwaltung stand noch immer zwischen den Fronten, da die Zen-
tralverwaltung den Ausfu¨hrungen der Rektorenkonferenz vom Juli 1946 anfangs
zwar zustimmte, auch im zweiten Statut vom November 1946 allerdings keine
wesentlichen A¨nderungen vollzog. Auf einer Hochschulkonferenz gegen Ende des
Jahres erkla¨rte die Landesverwaltung der DVV die Gru¨nde fu¨r den Einsatz der
Kuratoren an den Universita¨ten. Die DVV erkannte auf dieser Tagung schließlich
die besondere Stellung des Kurators als Kontroll- und Informationsinstanz an der
Universita¨t an. Die Vera¨nderung ihrer Sichtweise verdeutlichte sich in dem neuen
Satzungsentwurf vom 10. Januar 1947. In diesem war eine unverkennbare Hinwen-
dung zur Kuratorialverfassung ersichtlich,104 ”da der Kurator als bevollma¨chtigter
Gescha¨ftsfu¨hrer der Landesregierung am Hochschulort angesehen wurde.“ Dieser
Entwurf stellte eine Mischform aus Rektor- und Kuratorialverfassung mit Vorteilen
auf Seiten des Kurators dar.105
Prof. Riena¨cker protestierte in seinem Schreiben vom 29. Januar 1947 gegen
diesen Statutenentwurf. Er veranschaulichte, dass ”der durch Jahrhunderte [...]
gewachsene und geformte Gesamtorganismus der Universita¨t ein Objekt der Ver-
99Hoffmann, Horst u.a (1969). S.28.
100Handschuck, Martin (2003). S.67.
101Katsch, Gerhardt.Greifswalder Tagebuch 1946/47.Greifswald.2008. S.28.
102Ders. S.28.
103Trost, Catharina (2008). S.156.
104Seils, Markus (1996). S.34/5.
105Hoffmann u.a. (1969). S.29.
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waltung werden“ wu¨rde und er die Landesregierung zu einem Gesamtstatut der
Universita¨t ”im demokratischen Geiste“ ersuche statt einer Teilregelung zwischen
Rektor und Kurator.106
Daraufhin bescha¨ftigte sich die Konferenz der Volksbildungsminister der SBZ
am 18. und 19. Ma¨rz 1947 eingehend mit dieser Frage. Dennoch konnte diese
Uneinigkeit nicht aus der Welt geschafft werden, weil der Kuratoraspekt weiter-
hin bestand. Daru¨ber hinaus wollte Gru¨nberg um die Stellung der DVV in dem
zuku¨nftigen Statut wissen.107
Die DVV legte am 10. April 1947 einen erneuten Entwurf vor, der kaum
maßgebliche A¨nderungen aufwies. Des Weiteren forderte sie, diese Vorlage an den
Universita¨ten bis zum 31. Juli 1947 festzusetzen. Nach vielen intensiven Beratun-
gen beider Seiten, beschlossen Rektor und Kurator der Landesregierung am 08.
Juli 1947 auf ein vorla¨ufiges Statut zu verzichten. Dies a¨nderte sich erst mit der
Abschaffung des Amtes des Kurators aufgrund der VAO der Universita¨ten 1949.
Der Verwaltungsdirektor u¨bernahm die Aufgaben des Kurators.108
2.2.3 Gru¨ndung des Studentenrates
Mit der Wiederero¨ffnung der Universia¨ten begannen auch die Bestrebungen die
studentischen Vertretungen zu erneuern. Daher wurden bereits am 25. Februar 1946
erste Studentische Arbeitsgemeinschaften geschaffen, die sich aus Vertretern der
zugelassenen Parteien und Parteilosen zusammensetzten.109
Ein gewichtiger Grund fu¨r diesen Umstand war die Bildung des ”Zentralaus-schusses der Studentenschaft beim Magistrat in Berlin“ unter dem Vorsitz von
Herrn cand. phil. et stud. jur. Joachim Schwarz Anfang Juli 1945. Ziel war die
Bildung des deutschen demokratischen Studentenbundes.110
Den Richtlinien des deutschen demokratischen Studentenbundes zufolge, lau-
tete die Forderung der Schaffung einzelner antifaschistischer Studentenausschu¨sse
an den Universita¨ten zu organisieren.111
Dies beruht auf der Besta¨tigung der Schaffung von Jugendorganisationen
durch den obersten Chef der sowjetischen Milita¨rverwaltung Marschall Shukow.
Er gestattete die Gru¨ndung antifaschistischer Jugendkomitees, welche sich bei den
Bu¨rgermeistereien befinden und demzufolge ”in enger Fu¨hlungsnahme mit der
Abteilung Volksbildung der Bu¨rgermeistereien zusammenarbeiten“ sollten. Dabei
106Hoffmann u.a. (1969). S.29.
107Handschuck, Martin (2003). S.68/9.
108Trost, Catherina (2008). S.157/8./Handschuck, Martin (2003). S.82.
109Bernitt, Hartwig.Kriegsende und erste Nachkriegsjahre. in: Grigat, Felix u.a. (Hrsg.).Zeitzeugen
berichten.Bonn.1999. S.34.
110Schreiben an die Universita¨t Rostock v. 14.09.1945.UAR. R/3368.
111Richtlinien zur Bildung des demokratischen Studentenbundes.Ebenda.
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war es Aufgabe aller Landes- und Provinzialausschu¨sse den Hochschulen einen
Studentenvertreter beizuordnen, um Studentische Arbeitsgemeinschaften zu bil-
den.112
An der Universita¨t Rostock wurde im Ma¨rz 1946 ein vorla¨ufiger Studenten-
ausschuss aus ”Antifaschisten“ bestimmt, da eine Wahl unter den Umsta¨nden derNeuorientierung nach der Wiederero¨ffnung nicht mo¨glich war.113
Der Rektor wa¨hlte anfangs studentische Sachbearbeiter aus, um die notwendi-
gen Aufgaben zu erledigen und sich um die Belange der Studenten zu ku¨mmern.114
Am 30. April 1946 wurde aus der Mitte des ersten Studentenausschusses
mit Unterstu¨tzung der Freien Deutschen Jugend (FDJ) und des Rektors ein Kopf-
ausschuss gewa¨hlt.115 Welcher Zusammenhang zwischen Studentischen Arbeits-
gemeinschaften, dem Studenten- und Kopfausschuss bestand, wird nachfolgend
erla¨utert.
Die Studentischen Arbeitsgemeinschaften bestanden aus mehreren Zirkeln, de-
ren Leiter im Studentenausschuss saßen. In diesem Studentenausschuss befand sich
ein Kopfausschuss bestehend aus den Hauptreferenten und dem Gescha¨ftsfu¨hrer.
Dabei wurde anfangs der vorla¨ufige Kopfausschuss durch Lothar Krebs (Gescha¨fts-
leiter), Gu¨nther Hintz (Sozialreferent), Hans Wolgang Du¨wel (Kultur- und Außen-
referent), Curt Neuhaus (Musikreferent) und Ju¨rgen Dieckmann (Sportreferent)
besetzt.116
Die Aufgabe des Studentenausschusses war es, Diskussions- und Vortragsaben-
de der demokratischen Arbeitsgemeinschaften zu organisieren, wobei politische
Vortra¨ge von namhaften Perso¨nlichkeiten stattfinden werden sollten.117
Es geho¨rte bald auch zu den Aufgaben des Studentenausschusses, die Passi-
vita¨t der Studenten zu u¨berwinden, damit sich diese ”mehr um politische Dinge
ku¨mmern.“118
Der erste Studentenausschuss fand sein Ende in der Neuwahl im Oktober
1946.119 Kurz zuvor, am 09. September, wurde eine Wahlordnung herausgegeben,
die besagte, dass sich jeder immatrikulierte Student als Kandidat aufstellen lassen
konnte, solange er 15 Unterschriften aus der eigenen Fakulta¨t zur Unterstu¨tzung
seiner Kandidatur vorweisen konnte. Dabei war jedem Fakulta¨tsmitglied lediglich
112Schreiben vom Magistrat der Stadt Berlin Abteilung fu¨r Jugendausschu¨sse v. 04.08.1945.UAR.
R/3368.
113Schreiben vom Pra¨sidenten des Landes M/V Abt. Kultur und Volksbildung Schwerin an den
Kurator der Universita¨t v. 15.03.1946.Ebenda.
114Aktenotiz.Ebenda.
115Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.74.
116Ta¨tigkeitsbericht der Studentischen Arbeitsgemeinschaften v. 22.05.1946.UAR. R/3368.
117Schreiben von der DZfV v. 06.05.1946 weitergeleitet durch Abt. Kultur und Volksbildung an die
Universita¨t Rostock am 18.05.1946.UAR.Ebenda.
118Bericht u¨ber die Sitzung des Studentenausschusses vom 03.06.1946.Ebenda.
119Schreiben vom provisorischen Studentenausschuss an den Rektor v. 24.10.1946.Ebenda.
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die Vergabe von vier Unterschriften gestattet. Weiterhin wurde ein Wahlausschuss
aus der Studentenschaft und dem provisorischen Studentenausschuss gebildet,
welcher die Wahl zu u¨berwachen hatte. Bei der Wahl an sich war die einfache
Mehrheit bestimmend, wobei die Legislaturperiode des Studentenausschusses ein
Jahr betrug.120
Im Mai 1947 wurde das erste vorla¨ufige Studentenstatut herausgegeben. Von
nun an nannte sich der Studentenausschuss Studentenrat. Zudem bezeichnete das
Statut den ”Studentenrat... [als die]... allgemeine Vertretung der Studentenschaft
der Universita¨t,“ somit ist ”er [...] eine Einrichtung der Universita¨t und untersteht
in seiner Ta¨tigkeit der Aufsicht des Rektors.“121
2.3 Konstituierung der SED-Betriebsgruppe
Bereits im Sommersemester 1946 gru¨ndete sich eine FDJ-Studentengruppe, die
anfangs bereits 80 Mitglieder verzeichnen konnte. Dennoch war diese nicht in der
Lage, sich zu etablieren, so dass Spannungen mit dem Studentenausschuss auftraten.
Ein ausschlaggebender Grund dafu¨r war das Ansehen dieser Jugendorgansiation
unter den Studenten, die der Meinung waren, es handele sich dabei um keine
universita¨re Organisation. Folglich trat sie bis 1948 kaum noch in Erscheinung.122
Hartwig Bernitt bezeichnet die Gruppen der FDJ deshalb auch als ”unbedeutende
Vorla¨ufergru¨ppchen“ der spa¨ter einflussreicheren Hochschulgruppe der FDJ.123
Da, wie bereits erwa¨hnt, zu den SED-Mitgliedern nur eine geringe Anzahl
an Akademikern za¨hlte, musste fu¨r ausreichend wissenschaftlichen Nachwuchs
gesorgt werden. Daraufhin wurde im Sommer 1946 von der SED ein Zentraler
Kulturausschuss mit einer Fachkommission fu¨r Hochschul- und Studentenfragen
ins Leben gerufen. Bald darauf beschloss das Zentralsekretariat der SED am 16.
Mai 1947 die Bildung eines besonderen Hochschulausschusses als Diskussions-
und Beratungsgremium. Im Zuge dieser Gru¨ndungen wurden auch spezifische
Organisationen an den Universita¨ten geschaffen.124
Ein gewichtiger Grund fu¨r die Bildung eines Hochschulausschusses war mit-
unter das unzureichende Ergebnis der Studentenratswahlen vom Wintersemester
1946/47. Der Ausschuss wurde geschaffen, um die Arbeit an den Hochschulen zu
120Entwurf einer Wahlordnung von der Stud. Arbeitsgemeinschaft Universita¨t Rostock v.
09.09.1946.UAR. R/3368.
121Vorla¨ufiges Studentenstatut fu¨r die Hochschulen der SBZ v. Ma¨rz 1947.Ebenda.
122Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.71,75.
123Bernitt, Hartwig (1999). S.33./Vgl. Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk
am 17. Ma¨rz 2009 in Rostock. S.110.
124Seils, Markus (1996). S.58.
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intensivieren und sie u¨ber die ganze Zone zu vereinheitlichen.125
An den Veranstaltungen, bspw. an der Sitzung des Ausschusses fu¨r Hochschul-
fragen vom 02. bis 04. Juli 1947, nahm auch der Rektor der Universita¨t Rostock
Prof. Riena¨cker teil.126
Die Bemu¨hungen der SED um die Hochschulpolitik begannen. Ihr Anliegen
war es, sich organisatorisch in das Universita¨tsgefu¨ge einzugliedern. Doch wie war
dies ohne jegliche Erfahrung in diesem Bildungsmilieu mo¨glich?
Zuna¨chst versuchten sie es u¨ber die ”Arbeitsgemeinschaften demokratischerStudenten“. Dabei ist zu bedenken, dass diese hinsichtlich ihrer politischen Zu-
geho¨rigkeit pluralistisch orientiert waren. Zum einen engagierten sich nur wenige
Studenten in diesen Arbeitsgemeinschaften, so dass nicht viele Studenten erreicht
werden konnten. Zum anderen gelang es den SED-Mitgliedern dadurch nicht, eine
Mehrheit zu erzielen und somit die Entscheidungsgewalt zu u¨bernehmen. Im Ok-
tober 1946 wurde eine ”Hochschulgemeinschaft zur demokratischen Erneuerungder Hochschulen“ innerhalb des Kulturbundes durch die Abteilung Kultur und
Erziehung des Zentralkomitees (ZK) gegru¨ndet. Diese unterbreitete Ende Oktober
den Vorschlag zur Gru¨ndung von Betriebsgruppen zur ”ideologischen Schulung“der Studenten.127
Die erste Zielgruppe an der Universita¨t Rostock war zugleich die gro¨ßte: Es
handelte sich um die Studenten. Demzufolge versuchte die SED die Etablierung
ihrer Partei an der Universita¨t Rostock vorerst u¨ber die Bildung eines antifaschis-
tischen Jugendaktivs unter den gegebenen Bedingungen nach Punkt 2.3.2. Somit
bildete der SED-Kreisvorstand am 03. Oktober 1946 dieses Jugendaktiv, um zum
einen eine Informationsquelle unter den Studenten zu schaffen und zum anderen
um den ”reaktiona¨ren“ Kra¨ften wie bspw. den ”bu¨rgerlichen“ Parteien entgegenzu wirken. ”Dabei war ins Auge gefaßt, nicht nur die Studenten, sondern auch
die Parteimitglieder unter den Dozenten sowie die Arbeiter und Angestellten zu
erfassen.“128
Das Jugendaktiv verfehlte seine Wirkung jedoch und trat kaum in Erschei-
nung. Demzufolge wurde am 03. Dezember 1946 die SED-Betriebsgruppe durch
die Kreisleitung an der Universita¨t gebildet.129
In Folge dessen wurde eine Mischung aus staatlichen und universita¨ren Selbst-
verwaltungsstrukturen, welche eine innere Parteistruktur aufwies, an der Universita¨t
125Grunwald, Sabine.Demokratie als Herrschaftsinstrument.Die Studentenratswahlen in der DDR
1950. in: Deutschland Archiv.Bd.16.Heft 7.Bielefeld.1993. S.835/6.
126Schreiben von Prof. Riena¨cker betreffend Reisekostenru¨ckerstattung an das ZK v.
10.07.1947.UAR. UPL/093.
127Handschuck, Martin (2003). S.126.
128Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe. in: Veranstaltungen zu den Jahrestagen der Gru¨ndung
der SED von 1951, 1956 und 1961.UAR. UPL/207.
129Ebenda.
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geschaffen. Die Arbeiterpartei SED hatte keine Erfahrungen im Bereich des Hoch-
schulwesens und organsierte die Parteiarbeit folglich wie in den Betrieben. Somit
existierte zu diesem Zeitpunkt keine eindeutige Trennung im Versta¨ndnis von Hoch-
schule und Betrieb.130
Die Hochschule als großes ”Bildungsunternehmen“? In anderen Universita¨tensowie in gro¨ßeren Firmen innerhalb der SBZ wurden Betriebsgruppen gegru¨ndet.
Eine klare Trennung im Versta¨ndnis von Hochschule und Betrieb bestand somit
anfangs nicht.131
In diesem Zusammenhang stellen sich die Fragen, was der Grund fu¨r die
Bildung von Betriebsgruppen war, welche Bedeutung ihnen in der SBZ zukam und
welche Stellung sie im Gesamtsystem vereinnahmten. Um eine Antwort geben zu
ko¨nnen, werden im Folgenden die grundlegenden und allgemeinen Bestimmun-
gen zu den Betriebsgruppen na¨her erla¨utert. Auf diese Weise wird versta¨ndlich,
warum eine Betriebsgruppe an der Universita¨t eingerichtet wurde und nicht das
Jugendaktiv u.a. als Repra¨sentant der Partei bestehen blieb.
2.3.1 Allgemeine Voraussetzungen
Nach dem Befehl Nr. 2 zur Bildung der Parteien gingen die ersten Inititativen zur
Gru¨ndung von Ortsgruppen von der SPD aus. Diese erfolgten unabha¨ngig vonein-
ander in den gro¨ßeren Sta¨dten Mecklenburgs wie bspw. Rostock und Greifswald.
Sie wurden geschaffen, um den schnelleren Aufbau der Einflussspha¨re der Partei
zu gewa¨hrleisten, um Informationen an die Bevo¨lkerung heranzutragen und etwas
u¨ber die gegenwa¨rtige Lage der Bevo¨lkerung zu erfahren.132
Bei der Vereinigung von KPD und SPD am 21. April 1946 erstrebte die KPD
diesen Umstand zu ihrem Vorteil nutzen zu ko¨nnen. Bereits auf diesem Verei-
nigungsparteitag gab es einige Gegenstimmen, die dieses Vorhaben erkannten.
Diese Gegenstimmen richteten sich nicht gegen den Vereinigungsgedanken an
sich, sondern gegen organisatorische Fragen in Bezug auf die Bildung von Wohn-
und Betriebsparteiorganisationen.133 Nach dem Statut des Vereinigungsparteitages
waren die Wohnbezirks- und Betriebsgruppen als Grundeinheiten gleichberechtigt,
jedoch geschah dies nicht im Sinne der Sozialdemokraten.134 Laut § 8 des Partei-
130Kowalczuk, Ilko-Sascha.Die SED-Parteiorganisation an den Universita¨ten und Hochschulen. in:
Zeitschrift des Forschungsverbundes SED-Staat.Nr.13.Halle.2003. S.65.
131Vgl. Feige, Hans-Uwe.Der Aufbau der SED-Betriebsgruppe an der Universita¨t Leipzig (1945-
1948). in: BZG: Beitra¨ge zur Geschichte der Arbeiterbewegung.Bd.26.Heft 2.Hamburg.1984.
S.247-256.
132Soldwisch, Ines (2007). S.48ff.
133Suckut, Siegfried (2000). S.34ff.
134Mayer, Herbert.Nur eine Partei nach Stalins Muster? Weichenstellungen fu¨r die SED im Jahre
1948. in: hefte zur ddr-geschichte.Heft 51. S.48.
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statuts gliederte sich der Parteiapparat nun in Wohnbezirks- und Betriebsgruppen,
Ortsgruppen, Kreise, Bezirke und Landes- bzw. Provinzialverba¨nde auf.135
Die Stellung der Ortsgruppe als politischer Entscheidungstra¨ger der Partei vor
Ort wurde durch dieses Statut stark attackiert. Die Betriebsgruppen, welche sich in
den Firmen und Großbetrieben herausbildeten, stellten somit nicht nur die dritte
wichtige Basisinstitution der Arbeiterbewegung neben den Betriebsra¨ten und den
Betriebsgewerkschaftsgruppen dar,136 sondern nahmen die Stellung der Ortsgrup-
pen als ”dynamische Kraft“ und ”Motor des Wiederaufbaus“ ein.
137 Die ersten
Betriebsgruppen richteten die Kommunisten schon 1945 ein, um auf betrieblicher
Ebene ihren Fu¨hrungsanspruch geltend zu machen, ”ohne ausschließlich [...] auf
den pluralistisch ausgerichteten [Freien Deutschen Gewerkschaftsbund] FDGB
angewiesen zu sein.“138
Am 20. Mai 1946 forderte die Organisationsabteilung des Landesvorstandes
der SED Mecklenburg-Vorpommern die Kreisvorsta¨nde auf, den Ausbau der Be-
triebsgruppen voranzutreiben und daraus folgend die Abwertung der Ortsgruppen
zu bewirken.139
Ab September wurde festgelegt, dass ”in allen Betrieben, in denen mindestens 3
Parteimitglieder arbeiten, Betriebsgruppen zu bilden“ seien.140
Die ”Richtlinien fu¨r den organisatorischen Aufbau der SED“ vom 24. De-zember 1946 besta¨tigten die Schwa¨chung der Ortsgruppen. Die Betriebs- und
Wohnbezirksgruppen sowie die nicht untergliederte Ortsgruppe bildeten die Gr-
undeinheiten. Diese Ortsgruppe wurde jedoch nur in Do¨rfern und Gemeinden
mit weniger als 100 Mitgliedern gebildet, da die Sta¨rke von Wohnbezirksgruppen
auf maximal 50 bis 60 Mitglieder im September 1946 durch den Parteivorstand
beschra¨nkt worden war und somit der Verwaltungsaufwand dem Nutzen nicht
entsprochen ha¨tte. Die Ortsgruppe war nun lediglich noch eine u¨bergeordnete Ein-
heit.141
In den Betriebsgruppen entwickelte sich das politische Leben und auch die
Mitgliedsbeitra¨ge waren nun dort zu entrichten, nicht wie zuvor in den Wohnbe-
zirksgruppen. Die Ortsgruppen verloren also ihre finanzielle Basis. Die Mitglieder-
135Malycha, Andreas (2000). S.133./Vgl. Schemata der Entwicklung der Organisationsstruktur
der SED 1946,1950. in: Horn, Werner (Hrsg.).20 Jahre Sozialistische Einheitspartei Deutsch-
lands.Beitra¨ge.Berlin.1966. S.386/7.
136Reichel, Thomas. ”Feste Burgen der Partei“?.Aufbau und Rolle der SED-Betriebsgruppen inder Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 1946-1949. in: Internationale Korrespondenz zur
Geschichte der Abreiterbewegung(IWK).Bd.36.Heft 1.Berlin.2000. S.62.
137Malycha, Andreas (2000). S.140.
138Reichel, Thomas (2000). S.63.
139Malycha, Andreas (2000). S.140.
140Reichel, Thomas (2000). S.65.
141Malycha, Andreas (2000). S.145.
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versammlungen hatten lediglich noch einen informativen Charakter.142
Die Betriebs- und Wohnbezirksgruppen unterstanden direkt dem jeweils
zusta¨ndigen Kreisvorstand und hatten durch den demokratischen Zentralismus,
der durch den Parteivorstand durchgesetzt wurde, ihr Recht, politische Entschei-
dungen eigensta¨ndig zu treffen, verloren.143
Ende Juli 1949 wurde die Gleichberechtigung von Wohnbezirks- und Betriebsgrup-
pen aufgehoben, so dass letztere die ”wichtigste Grundeinheit der Partei“ wurde.
144
Bereits ein Jahr zuvor, auf der 14. Tagung des SED-Parteivorstandes, be-
zeichnete Dahlem (SED-Funktiona¨r) die Betriebsgruppen als ”...feste Burgen der
Partei.“145
2.3.2 Gru¨ndung und Ausbau der Betriebsgruppe
Bevor die SED-Betriebsgruppe zu einer ”festen Burg“ an der Universita¨t wurde,
mussten einige Entwicklungsphasen durchlaufen werden. Zu dieser Zeit existierte
an der Universita¨t Rostock lediglich der Hauptbetriebsrat, dessen Vorsitz Wal-
ter Jacobs ab dem 01. Februar 1946 inne hatte. Er war somit fu¨r die gesamte
Universita¨t zusta¨ndig. Des Weiteren war er Gewerkschaftsleiter und Betriebsrat-
vorsitzender der Chirugie. Ab Wintersemester 1949/50 existierte nur noch eine
Haupt-Betriebsgewerkschaftsleitung. Ebenfalls in dieser Zeit gru¨ndete sich die
Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL) unter Vorsitz von Rudolf Kempe. Die BGL
war zusta¨ndig fu¨r die Verwaltung und Institute. Vertreter der Dozenten bzw. As-
sistentenschaft war Dr. Walter Eckermann, der gleichzeitig die Position des BGL-
Vertreters im Senat inne hatte. Im Sommersemester wurde die Haupt-BGL aufgelo¨st
und es bestanden nun eine BGL und eine Gewerkschaftsleitung (GL) der Kliniken
und Medizinischen Institute unter Vorsitz von Walter Jacobs.146
Neben diesem Betriebsrat fand die Gru¨ndung der SED-Betriebsgruppe statt.
Diese entwickelte sich aus dem bereits bestehenden Jugendaktiv. Demnach bestand
die Betriebsgruppe zuna¨chst hauptsa¨chlich aus Studenten.
Am 03. Dezember 1946 wurde die Gru¨ndungsversammlung unter Leitung
des Kreisvorsitzenden Walter Rungenhagen durchgefu¨hrt.147 Auf dieser Veranstal-
tung kamen ca. 80 Mitglieder zusammen, wobei es sich vorwiegend um Studenten
handelte. Folglich war etwa die Ha¨lfte aller SED-Studenten unter den Mitgliedern
142Malycha, Andreas (2000). S.144/5.
143Ders. S.144.
144Reichel, Thomas (2000). S.77.
145Ders. S.77.
146Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe an der Universita¨t Rostock.UAR. UPL/207./Vgl. Vorle-
sungsverzeichnisse von SS 1946-WS 1949/50.
147Koch, Heinz.Artikel u¨ber die Gru¨ndung der SED-Betriebgruppe aus DNU (”Die neue Universita¨t“)v. 26.10.79.Heft 16.UAR. UPL/207.
38 Phase der antifaschistisch-demokratischen Umwa¨lzung 1945-1949/50
auf dieser Versammlung vertreten.148 Dies verdeutlicht den geringen Anteil der
aktiven SED-Mitglieder unter den Studenten. Zur Einleitung der Veranstaltung
wurde ein Referat von Walter Rungenhagen gehalten, in dem die Hauptaufgaben
der SED-Betriebsgruppe benannt wurden:
1. Beeinflussung des gesamten politischen und kulturellen Lebens an der Uni-
versita¨t,
2. Beteiligung an den Immatrikulationen und
3. Unterstu¨tzung der Arbeit der FDJ an der Universita¨t Rostock.
Darauf folgend kam es zur Wahl des ersten Vorstandes149 der SED-Betriebsgruppe.
Zu Beginn standen vor allem Studenten der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakulta¨t an der Spitze der Betriebsgruppe.
stud. jur. Wolfgang Hildebrandt 1. Vorsitzender und politischer Leiter
stud. jur. Joachim Kuntze 2. Vorsitzender und Organisationsleiter
stud. pa¨d. Hans-Ju¨rgen Rubach Hauptkassierer
stud. phil. Mia-Elisabeth Bresch Schriftfu¨hrerin
Tabelle 2.1: Vorstand der SED-Betriebsgruppe 03.12.1946
Zudem wurden anfa¨nglich vier Fakulta¨tsleiter (Kru¨ger, Voss, Steffen und Pittelkau)
eingefu¨hrt. Diese Fakulta¨tsleiter, die zugleich auch politische Leiter der Fakulta¨t
waren, sollten alle Genossen in ihren Fakulta¨ten namentlich erfassen.150 Zur Un-
terstu¨tzung wurden ihnen je ein Organisationsleiter und ein Kassierer zur Seite
gestellt.151
Bis Januar erfassten die Fakulta¨tsleiter ungefa¨hr 190 immatrikulierte Genos-
sen. Im Mai 1947 konnten sie von 250 Parteimitgliedern (ohne Angestellte und
Arbeiter) 218 in der Betriebsgruppe erfassen, darunter sogar 20 Lehrkra¨fte.152
Bei der vorliegenden Darstellung (Tabelle 2.2)153 ist zu beachten, dass die
Theologische Fakulta¨t vermutlich nicht betrachtet wurde, da sich zum gegenwa¨rtigen
Zeitpunkt nur ein SED-Mitglied unter den Studenten dieser Fakulta¨t befand. Dieses
Mitglied ist entweder außen vor gelassen oder in eine der Fakulta¨tsgruppen einge-
ordnet worden.154
148Siehe dazu: Studentenstatistiken 1947, Stand: 15.02.1947.UAR. R/3169.
149Der Vorstand wurde bis 1948 fu¨r jeweils ein Semester auf einer Vollversammlung der Mitglieder
der Betriebsgruppe gewa¨hlt. Aus: Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
150Zusammenfassender Bericht u¨ber die Arbeit der Universita¨ts-Betriebsgruppe an den Kreisvorstand
der SED, Abteilung Jugend Rostock.24.01.1947.Ebenda.
151Bericht u¨ber die Arbeit der Betriebsgruppe bis Mai 1947.UAR. UPL/137.
152Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe der Universita¨t Rostock.UAR. UPL/207.
153Zusammenfassender Bericht u¨ber die Arbeit der Universita¨ts-Betriebsgruppe an den Kreisvorstand
der SED, Abteilung Jugend Rostock.24.01.1947.Ebenda.
154Studentenstatistiken 1947.Stand: 15.04.1947.UAR. R/3169.
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Philosophische und Landwirtschaftl. Fakulta¨t 81 Studenten
Rechts- und Wirtschaftswissenschaftl. Fakulta¨t 49 Studenten
Medizinische Fakulta¨t 35 Studenten
Pa¨dagogische Fakulta¨t 33 Studenten
Professoren und Dozenten 20
Tabelle 2.2: Erfassung der Parteimitglieder Mai 1947
Die Fakulta¨tsgruppen wurden nach Seils in 10er und 50er Gruppen aufgeteilt. Da
in den Quellenbesta¨nden des Universita¨tsarchives Rostock keine Hinweise auf eine
andere Einteilung vorliegen, u¨bernehme ich diese Angabe von Seils.155
An Hand dessen wird ersichtlich, dass anfangs der Aufbau und die innere
Festigung der Betriebsgruppe im Vordergrund standen. Die Betriebsgruppe sollte
ihre Mitglieder erfassen, sich strukturell organisieren und Schulungspla¨ne aufstel-
len. Das heißt die anwesenden Genossen mussten die Kreisparteischule besuchen,
so dass sie wo¨chentlich Schulungsabende in der Fakulta¨t abhalten konnten. Eine
Schulung fu¨r die Betriebsgruppe selbst wurde monatlich durchgefu¨hrt, wobei ak-
tuelle Themen der Politik und allgemeine Tagesfragen besprochen wurden. Des
Weiteren sollten o¨ffentliche Diskussionsabende u¨ber marxistisches Gedankengut
fu¨r alle Studenten organisiert werden.156
Nach dem Motto ”Mecklenburg geht mit gutem Beispiel voran!“ wu¨rdigtedas ZK im Februar 1947 im Funktiona¨rorgan ”Neuer Weg“, dass die Landespar-teiorganisationen als erste den Beschluss des Parteivorstandes zur Bildung von
Parteischulen in den Kreisen erfu¨llt hatten. Im Januar waren in 18 Kreisen Partei-
schulen ero¨ffnet worden, die letzten drei folgten Mitte des Jahres. Ernst Waterstraat,
der damals die Schule der Kreisparteiorganisation Wismar auf der Insel Poel leitete,
berichtete: ”Den vielen Genossen, die bereits Funktiona¨re der Partei waren oder
es werden sollten, halfen wir in der Kreisparteischule, ihre ersten Schritte beim
Studium des Marxismus-Leninismus und der Probleme der praktischen Parteiar-
beit zu gehen.“157 Zur Popularisierung und Verbesserung der Teilnahme an diesen
Bildungsabenden der SED-Funktiona¨rschulung erschien bereits im Ma¨rz 1947 ein
Artikel in der Landeszeitung.158
Zuweilen verliefen diese ”Bildungsabende“ dennoch nicht nach den gewu¨nschtenVorstellungen der Partei, da die Teilnehmerzahl im Verha¨ltnis zur Gesamtstuden-
155Seils, Markus (1996). S.59.
156Zusammenfassender Bericht u¨ber die Arbeit der Universita¨ts-Betriebsgruppe an den Kreisvorstand
der SED, Abteilung Jugend Rostock.24.01.1947.UAR. UPL/207.
157Schreiner, Klaus u.a.Geschichte der Landesparteiorganisation der SED Mecklenburg 1945-
1952.Rostock.1986. S.296ff.
158Lau, Adolf. Mehr Wissen tut not: Bildungsabende der SED-Funktiona¨rschulung. in: Landeszei-
tung.Rostock.2(07.03.1947)53. S.3.
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tenschaft ha¨ufig sehr gering ausfiel. Der erhoffte Einfluss auf die Studenten blieb
folglich aus.159
Im Mai 1947 fanden schließlich die ersten Mitgliederschulungen statt, wobei Do-
zenten und Studenten im Sommer verschiedene Parteischulen besuchten. Ab Ende
September wurden bereits regelma¨ßige Schulungen der Partei-Funktiona¨re durch-
gefu¨hrt.160
Die Arbeiter und Angestellten standen anfangs nicht im Mittelpunkt, sondern
nur ”an der Peripherie des Hauptgeschehens“, da sie alle ra¨umlich in den fu¨nf
verschiedenen Klinik-Komplexen sowie in der Universita¨tsverwaltung verteilt ihrer
Bescha¨ftigung nachgingen.161
Die Betriebsgruppe wurde als selbststa¨ndige Organisation direkt dem Kreis-
vorstand unterstellt und bekam einen eigenen Raum im Parteihaus.162 Die no¨tigen
Mittel zum Ausbau der Betriebsgruppe wurden durch den Landesvorstand ge-
stellt.163
Mit der Unterstellung der Betriebsgruppe unter den Kreisvorstand ”miss-
achteten die Rostocker Genossen die Resolution der Hallenser Tagung, die eine
Unterstellung unter den jeweiligen SED-Landesvorstand vorgeschrieben hatte.“164
Zu Beginn waren unter den Studenten, wie bereits erwa¨hnt, kaum politisch ak-
tive Mitglieder anzutreffen. ”An der Spitze war ein aktiver Kern der Partei, die mit
viel Elan und Opferbereitschaft, aber oft auch (jedenfalls anfangs) unvermeidlich
mangelhaften theoretischen Kenntnissen und praktisch-politischen Erfahrungen
die Hauptlast der Arbeit trugen.“ Die zuna¨chst mangelhafte Organisation lag zum
Teil an anscheinend unu¨berwindbaren Hindernissen. Zu diesen Hindernissen za¨hlte
u.a. nicht nur die Organisation der Studenten in den Betriebsgruppen, sondern auch
in ihren Wohnbezirksgruppen. Weiterhin war eine große Zahl von ihnen in ihren
Heimatorten (vorrangig in der SPD und schließlich der SED) gemeldet.165
Die Kliniken waren nicht dem Ministerium fu¨r Volksbildung unterstellt, son-
dern dem Gesundheitswesen, weswegen diese Mitglieder nicht in der Betriebsgrup-
pe erfasst werden konnten. Die Erfassung aller Mitglieder der Betriebsgruppe war
somit ein schwieriges Unterfangen.166
Martin Handschuck irrt bei seiner Feststellung zur Gru¨ndung der Betriebsgrup-
pe mit einer Mitgliederzahl von 280, da sich diese Anzahl nicht auf die Fakulta¨ten,
159Bericht der Betriebsgruppe u¨ber den Zeitraum vom 02.06.-08.06.1947.UAR. UPL/137.
160Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
161Ebenda.
162Zusammenfassender Bericht u¨ber die Arbeit der Universita¨ts-Betriebsgruppe an den Kreisvorstand
der SED.Abt. Jugend Rostock.24. 01.1947.Ebenda.
163Bericht u¨ber die Arbeit der Betriebsgruppe bis Mai 1947.UAR. UPL/137.
164Handschuck, Martin (2003). S.127.
165Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
166Ebenda.
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Institute und Kliniken bezog. Diese Zahl bestimmt lediglich die Anzahl der SED-
Mitglieder der Fakulta¨ten, der Vorstudienanstalt und der Musikhochschule sowie
den Angestellten und Dozenten der Universita¨t, die zum gegenwa¨rtigen Zeitpunkt
an der Universita¨t waren. Die Kliniken sind in diesem Zusammenhang außen vor
zu lassen. Dabei ist nun nicht gesagt, dass sie zur Zeit der Gru¨ndung der Betriebs-
gruppe von dieser bereits erfasst waren, wie im vorigen ersichtlich wurde.
Dennoch fanden 1947 Gru¨ndungsversammlungen im Universita¨tsblock und in
einigen Kliniken statt. Dies fu¨hrte jedoch noch nicht zu ihrem Anschluss an die
Betriebsgruppe. Der Universita¨tsblock bezeichnet in diesem Kontext den engeren
Universita¨tsbereich (unter Ausschluss der Kliniken), der spa¨ter als Block VI be-
zeichnet wurde und die Universita¨tsinstitute (mit Ausnahme der Medizinischen
Fakulta¨t) sowie die Universita¨tsverwaltung umfasste. Die SED-Mitglieder dieses
Bereiches (außer Wissenschaftler) bilden spa¨ter die Angestelltengruppe.167
Auf der Gru¨ndungsversammlung vom 19. Juni 1947 wurde die Vorstudien-
schule als eine Untergruppe neben den Fakulta¨tsgruppen in die Betriebsgruppe
eingegliedert. Zudem wurden der Politische Leiter, ein Organisationsleiter und ein
Kassierer bestimmt.168
Die Vorstudienschule basiert auf der Einrichtung eines Vorstudienkurses an
der Universita¨t Rostock im Mai 1946 zur Unterstu¨tzung der Arbeiter- und Bau-
ernkinder. Nach Beendigung des Kurses mittels einer Sonderpru¨fung war es den
Teilnehmern mo¨glich, sich an der Universita¨t immatrikulieren zu lassen. Aus die-
sen Kursen entwickelten sich noch im gleichen Jahr die Vorstudienschulen, deren
Ero¨ffnung an den Landesuniversita¨ten im Herbst 1946 war. Sie waren jedoch erst
durch Beschluss der Volksbildungsminister der SBZ vom 03. Dezember 1947
auch in rechtlicher Hinsicht ein Bestandteil der Universita¨ten und wurden ”ohneFakulta¨ten zu sein“ in das Universita¨tsgefu¨ge eingeordnet. Trotzdem waren die
Vorstudienschulen nicht als universita¨re Einrichtung anerkannt, was sich auf den
Lehrga¨ngen der studentischen SED-Mitglieder zeigen sollte. Aufgrund dessen
wurden die Vorstudienschulen auf Geheiß der Zentralverwaltung im Mai 1949 zu
den Arbeiter-und-Bauern-Fakulta¨ten eingerichtet.169
Erster Pru¨fstein fu¨r die Betriebsgruppe waren die Studentenratswahlen vom
14. Mai 1947. Ziel war es, mo¨glichst viele Genossen bei den bevorstehenden Stu-
dentenratswahlen als Kandidaten zu stellen.170 Zusammenfassend gelang es der
Partei, ein passables Vorergebnis in Bezug auf die aufzustellenden Kandidaten fu¨r
die Studenten- und Faktulta¨tsratswahlen zu erzielen, da von den 82 Kandidaten 41
167Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
168Informationsbericht der SED-Betriebsgruppe v. 16.06.-22.06.1947.UAR. UPL/137.
169Handschuck, Martin (2003). S.85ff.
170Zusammenfassender Bericht u¨ber die Arbeit der Universita¨tsbetriebsgruppe an den Kreisvorstand
der SED, Abteilung Jugend Rostock. 24.01.1947.UAR. UPL/207.
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SED-Mitglieder waren.171
Der Vorsitzende der Betriebsgruppe, Wolfgang Hildebrandt172, wurde zum Vor-
sitzenden des Studentenrates gewa¨hlt und legte daraufhin sein Amt als Vorsitzender
der Betriebsgruppe nieder. Dadurch ergab sich eine A¨nderung der Zusammenset-
zung des Vorstandes. Die Studenten Karl-Heinz Friedrichs (stud. rer. pol.) und
Ernst Gross (stud. jur.) u¨bernahmen das Amt als gleichberechtigte Vorsitzende.173
Die Besta¨tigung der neuen Vorsitzenden Friedrichs und Gross erfolgte durch
die Funktiona¨re auf der Funktiona¨rssitzung am 29. Mai 1947.174
Da die Wahl des Vorstandes auf ein Semester beschra¨nkt war, erfolgte im Winter-
semester eine Neuwahl. Beide Vorsitzende wurden wieder gewa¨hlt, doch zu ihrer
Entlastung u¨bernahm stud. phil. Fritz Mu¨ller (nicht zu verwechseln mit dem Hoch-
schullehrer Fritz Mu¨ller) von Januar bis April 1948 die kommissarische Leitung
der Betriebsgruppe.175
Das Ergebnis schien fu¨r die SED-Betriebsgruppe ein voller Erfolg, denn neun
von 17 Sitzen im Studentenrat gingen an Mitglieder ihrer Organisation u¨ber. Dar-
aufhin beschlossen sie, eine Fraktion zu gru¨nden und benannten Fritz Mu¨ller zum
Fraktionssprecher. Dieser betrachtete es als wichtig, dass die Mitglieder ”nicht
offen als Fraktion“ auftreten, aber sich ”nichtsdestoweniger [...] stets durchsetzen“
sollten. Dieses ausgeklu¨gelte Vorgehen zur Machtgewinnung u¨ber den Studentenrat
zeigte anfangs nicht die erhoffte Wirkung, da noch immer ”oppositionelle Kra¨fte“
in der eigenen Fraktion existierten, welche die Bedu¨rfnisse des Studentenrates vor
denen der Betriebsgruppe sahen. Bspw. verhielt es sich so bei der Repra¨sentation
der Studenten der Universita¨t Rostock auf dem Studententag in Halle. Beschlos-
sen von der Fraktion war, dass sich Mu¨ller und v. Appen als Repra¨sentanten des
Studentenrates dort hinbegaben. Allerdings erhielten beide nur je vier bzw. fu¨nf
Stimmen innerhalb des Studentenrates, obwohl sieben der Genossen anwesend
waren. Die darauffolgende Stichwahl ermo¨glichte wenigstens v. Appen die Fahrt
nach Halle.176
Die 2. Studentenratswahlen besta¨tigten das Ergebnis vom Mai 1947. Von 96
nominierten Kandidaten fu¨r den Studenten- und Fakulta¨tsrat waren 46 Mitglieder
der SED. Von 21 gewa¨hlten Mitgliedern des Studentenrates waren elf von der SED.
Mit Hans-Ju¨rgen Peuss erhielt ein parteiloser Student den Vorsitz bis April 1948.
171Koch, Heinz.Artikel u¨ber die Gru¨ndung der SED-Betriebgruppe aus DNU (”Die neue Universita¨t“)vom 26.10.1979.Heft 16.UAR. UPL/207.
1721949 wurde er vom Sowjetischen Mitita¨rtribunal (SMT) Schwerin zu 25 Jahren Zwangslager
wegen angeblicher Spionage verurteilt und erst 1955 wieder entlassen. in: Bernitt, Hartwig
u.a.Namen und Schicksale der von 1945 bis 1962 in der SBZ/DDR verhafteten und verschleppten
Professoren und Studenten.Rostock.1994. S.147.
173Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
174Informationsbericht u¨ber die Arbeit der Betriebsgruppe v. 26.05.-01.06.1947.UAR. UPL/137.
175Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
176Informationsbericht u¨ber die Arbeit der Betriebsgruppe v. 09.06-15.06.1947.UAR. UPL/137.
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Erst danach nahm wieder ein SED-Mitglied mit Kurt Hu¨ckel177 (spa¨ter Mitglied
der UPL) diesen Platz ein. Von Juni 1948 bis Februar 1949 war mit Gu¨nter Golden-
baum erneut ein parteiloser an der Spitze des Studentenrates.178
Innerhalb der SED-Betriebsgruppe bildete sich am 26. September 1947 derweil eine
Dozentengruppe unter der Leitung von Prof. Heinz Herz179. Diese bestand lediglich
von September 1947 bis April 1948, da sie die Abgrenzung der Dozenten von den
Studenten bedeutete und somit auch einige Probleme in der Organsiation aufwarf.
Daraufhin wurden die Lehrkra¨fte organisatorisch wieder in die Fakulta¨tsgruppen
eingeordnet. Aus den Mitgliedern der Dozentengruppe wurde ein marxistischer
Dozentenzirkel geformt, um die Dozenten trotz allem in einer Verbindung zu orga-
nisieren.180
Haiduk zufolge war ”Der Dozentenzirkel [...] keine strukturelle Einheit, son-
dern eine zeitweilige Studieneinrichtung innerhalb der Partei. Studenten, Dozenten,
Angestellte hatten eigene Parteigruppen.“181
Der erste o¨ffentliche Auftritt der Betriebsgruppe la¨sst sich mit dem Vortrag von
Prof. Herz zum Thema ”Die Akademiker und der Sozialismus“ auf den 26. Novem-ber 1947 datieren. Weitere Veranstaltungen erfolgten jedoch erst ein Jahr darauf.182
Bereits am 02. Dezember 1946 ordnete der Oberste Chef der SMAD mit dem
Befehl Nr. 333 die Gru¨ndung einer ”Fakulta¨t der Sozialwissenschaften“ an denUniversita¨ten Rostock, Leipzig und Jena an. Die offizielle Ero¨ffnung in Rostock
fand Anfang Oktober 1947 statt, da es zu Schwierigkeiten bei der Findung der
geeigneten Zusammensetzung des Lehrko¨rpers und der Studentenschaft kam. Es
bestanden nach dem Befehl Nr. 333 spezielle Auswahlkriterien183 fu¨r beide Sei-
177Kurt Hu¨ckel wurde am 22.05.1918 in Kiel geboren. Er studierte 1946-1949 an der Universita¨t
Rostock, war von 1949-1957 Dozent fu¨r Russisch-Unterricht und ab 1969 Professor fu¨r die
Methodik des Russisch-Unterrichts. Er verstarb am 12.02.2007. CPR: http://cpr.uni-rostock.de/
metadata/cpr professor 000000000855.
178Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.77/8.
179Heinz Paul Johannes Herz wurde am 24.06.1907 in Chemnitz geboren. 1947 wurde er als Professor
und Prodekan an der neugegru¨ndeten Gesellschaftswissenschaftlichen Fakulta¨t eingesetzt. Nach
Auflo¨sung dieser Fakulta¨t 1951 wurde er Prof. an der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakulta¨t.,
wobei er weiterhin Lehrveranstaltungen an der Philosophischen Fakulta¨t hatte. Von 1953 bis
1957 u¨bernahm er die Leitung der Universita¨tsbibliothek in Rostock. Danach ging er einer
Professur in Jena nach, wo er am 01.11.1983 verstarb. CPR: http://cpr.uni-rostock.de/metadata/
cpr professor 000000002208.
180Koch, Heinz.Artikel u¨ber die Gru¨ndung der SED-Betriebgruppe aus DNU (”Die neue Univer-sita¨t“) vom 26.10.1979.Heft 16.UAR. UPL/207./Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe der
Universita¨t Rostock. UPL/207.
181Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.109.
182Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
183Kriterien fu¨r Studienbewerber:
1. Eignungspru¨fung zur ideologischen Konformita¨t
2. schriftliche Erkla¨rung u¨ber Beteiligung am Wiederaufbau
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ten.184
Die Betriebsgruppe nutzte diesen Umstand der Neugru¨ndung zugleich und er-
richtete am 26. September 1947 in der Gesellschaftswissenschaftlichen Fakulta¨t185,
die damals noch unter dem Namen Sozialwissenschaftliche Fakulta¨t gefu¨hrt wurde,
eine neue Grundeinheit. Mit der Einbeziehung dieser Untergruppe war eine ”hohe
Anzahl hinzukommender SED-Mitglieder weitgehend auch politisch wirklich akti-
ver sowie bereits erfahrener Kra¨fte“ verbunden.186
Es bestanden somit ab 1948 fu¨nf bzw. sechs Fakulta¨tsuntergruppen, einschließ-
lich der Vorstudienschule187. Zudem besaßen diese eigene Vorsta¨nde und wa-
ren daru¨ber hinaus in Zehner-Gruppen188 eingeteilt. Bis Ende 1947 belief sich
der Mitgliederstand auf 382 erfasste Mitglieder, die sich auf die folgenden Fa-
kulta¨tsgruppen verteilten.






3. Ansicht u¨ber Kriegsverbrecher
4. Zustimmung einer Pru¨fungskommission unter Vorsitz von Gru¨nberg
Lehrko¨rper:
1. vorhandene Habilitation, in Ausnahmefa¨llen wegen des Mangels an Lehrkra¨ften durch die
Entnazifizierung auch Berufung Nichthabilitierter (ha¨ufig bei Pa¨d. und Gewi. Fak. vorgekommen)
2. Zustimmung der Landesregierung und DVV in: Handschuck, Martin. S.101/2.
184Handschuck, Martin (2003). S.100ff.
185Diese Fakulta¨t bestand bis Oktober 1950, wurde dann aufgelo¨st und in ein Gesellschaftswissen-
schaftliches Institut an der Philosophischen Fakulta¨t umgewandelt.
186Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
187auch Vorstudienanstalt (VA) genannt
188Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
189In dieser Fakulta¨t vereinen sich bis 1951 geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche
Institute. Am 28.07.1951 erfolgt auf Beschluss des Staatsekretariats fu¨r Hochschulwesen eine Tei-
lung der Philosophischen Fakulta¨t durch die Bildung der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen
Fakulta¨t. Aus: Handschuck, Martin (2003). S.234.
190Die Wirtschaftswissenschaftliche Abteilung wurde am 12.10.1948 auf Anweisung von Gru¨nberg
aus der Juristischen Fakulta¨t herausgelo¨st und in die Gesellschaftswissenschaftliche Fakulta¨t
eingebunden. Die Rechts- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakulta¨t wird in die Juristische
Fakulta¨t umbenannt. Diese bestand bis zum 14.08.1950 und wurde erst 1991/2 wiederero¨ffnet.
Aus: Ders. S.225ff.,372.
191Die Gru¨ndung geschah auf Befehl Nr. 205 von der Besatzungsmacht am 12.07.1946 und exis-
tierte bis 1952. Im Herbst desselben Jahres wurde es zu einem Pa¨dagogischen Institut als
selbststa¨ndiges, dem Rektor direkt unterstelltes Institut, das erst 1955 in die Philosophische
Fakulta¨t eingegliedert worden war. Aus: Ders. S.91./Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.167/8.
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Die Leitung der SED-Betriebsgruppe bestand bis Herbst 1948 aus einem gescha¨fts-
fu¨hrenden und einem ”erweiterten“ Vorstand, in welchem sich neben den Vorstands-mitgliedern auch die Vorsitzenden der Untergruppen (Fakulta¨tsleiter) befanden.
Spa¨ter kamen die Funktiona¨re der Massenorganisationen hinzu. Dieser ”erweiterte“Vorstand ist der Anfang des Aufbaus einer Universita¨tsparteileitung an der Univer-
sita¨t Rostock. Der gescha¨ftsfu¨hrende Vorstand bezeichnet in diesem Kontext das
spa¨tere Sekretariat.192
Die Betriebsgruppe war nicht der einzige Weg, um Einfluss auf die Univer-
sita¨tsangeho¨rigen auszuu¨ben. In den ersten Jahren ging die SED mit einer Art Dop-
pelstrategie vor. Auf der einen Seite die FDJ, welche ihren Mitgliederbestand von
Jahr zu Jahr steigern sollte und auf der anderen Seite die Universita¨tsbetriebsgruppe
der SED. Bis 1948 beruhte die Aktivita¨t der FDJ noch nicht auf ”sozialistischenPrinzipien“. Sie richtete ihre Politik zwar nach der SED aus, aber mehr auch
nicht. Der Jugendverband galt somit als unabha¨ngig. Die Studenten erkannten
im Laufe der Zeit, dass es ohne Mitgliedschaft in einer Partei bzw. ”demokrati-schen“ Massenorganisation schwierig war, finanzielle Unterstu¨tzung zu erhalten.
Die Mitgliedschaft galt als ”positive gesellschaftliche Ta¨tigkeit“ und war insofernvon zentraler Bedeutung fu¨r die Zulassung zum Studium. Vor der FDJ schreckten
viele aufgrund der Tatsache zuru¨ck, dass dies eine ”SED-Jugendorganisation“ war,die eine große Na¨he zur SED aufwies. Des Weiteren handelte es sich dabei um
keine anerkannte Studentenorganisation. Im Gegensatz dazu waren die Studenten
auch nicht an politischer Arbeit interessiert. In den ersten Jahren existierten noch
keine genauen Bestimmungen, was zu Auseinandersetzungen zwischen FDJ und
Mitgliedern der SED-Betriebsgruppe fu¨hrte. Dies erwies sich als nicht fo¨rderlich
fu¨r den Ausbau der Befugnisse der Betriebsgruppe an der Universita¨t.193
Eine große Zahl von Studenten nutzten ihre Mitgliedschaft in den Organisatio-
nen lediglich als ”Tarnung“, um die daraus resultierenden Vorteile zu gebrauchen.
194
192Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
193Seils, Markus (1996). S.60./Ko¨nig, Rene´ (2006). S.30.
194Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
























































Abbildung 2.1: Organisationsaufbau 1946-1948
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2.3.3 Reorganisation der Betriebsgruppe
Die Reorganisation kann als Prozess verstanden werden, da der Einfluss der Be-
triebsgruppe noch nicht die Ausmaße angenommen hatte, wie es urspru¨nglich
vorgesehen war. Dies lag zum Teil an der Tatsache, dass bei der Gru¨ndung etwa
nur ein Sechstel der Studenten an der Universita¨t SED-Mitglieder waren. Entgegen-
gesetzt war es bei den fu¨nf anderen Universita¨ten der SBZ (Dresden, Greifswald,
Halle, Jena, Leipzig). Demnach belief sich die Zahl der SED-Mitglieder unter den
Studenten in Jena auf ein Drittel, Halle und Leipzig konnten sogar auf die Ha¨lfte
aller Studenten setzen. Die Rostocker Betriebsgruppe musste daher systematisch
Mitglieder gewinnen, die ausschließlich in ihrer Betriebsgruppe organisiert waren.
Zum damaligen Zeitpunkt stellte sich jenes als problematisch heraus, da keine
eindeutigen Regularien in Bezug auf die Mitgliedschaften von Wohnbezirksgrup-
pen und Betriebsgruppen, FDJ und SED-Betriebsgruppe oder die Organisation der
Betriebsgruppe an der Universita¨t vorlagen. Aufgrund dieser bestehenden Schwie-
rigkeiten war die Betriebsgruppe zu diesem Zeitpunkt noch nicht in der Lage, sich
in den Vordergrund des Universita¨tsgeschehens zu heben.195
Die Landesleitung reagierte 1948 darauf und formulierte einen Arbeitsplan,
aus dem eine eindeutige Aufforderung zur Reorganisation der Betriebsgruppen
zu entnehmen ist: ”Die Kreisvorsta¨nde in Rostock, Greifswald und Wismar sind
dafu¨r verantwortlich, daß die Hochschulbetriebsgruppen der SED aktiviert und zu
wirklichen politischen Mittelpunkten der Hochschulen werden.“196
Dieser Arbeitsplan ist auf eine Entschließung des zweiten Parteitages zuru¨ckzu-
fu¨hren, der die Landesleitung zur U¨berpru¨fung der Kulturarbeit und Arbeit unter
den Intellektuellen anwies: ”Besondere Aufmerksamkeit erfordert die Ta¨tigkeit der
Parteiorganisationen an den Hochschulen. Die Landesorganisationen werden ver-
pflichtet, die in diesem Zusammenhang gefaßten Beschlu¨sse des Zentralsekretariats
entschlossen durchzufu¨hren.“197
Bereits kurz zuvor, am 14. August 1947, gab das Zentralsekretariat der SED
den Beschluss u¨ber die Bildung von SED-Betriebsgruppen bekannt. Darin enthalten
waren eindeutig formulierte Statuten fu¨r die Betriebsgruppen an der Universita¨t.
Es wurde festgelegt, dass die Universita¨ten den Landesregierungen zu unterstellen
seien, so dass diese von der DVV ”Weisungen erhalten und auf ihre Arbeit abstim-
men“ sollten. Falls die Betriebsgruppe Vorschla¨ge zu unterbreiten hatte, richtete sie
diese direkt an den Landesvorstand. Letztgenannter musste dem ZK Meldung und
Informationsberichte u¨ber die Lage an der Universita¨t erstatten. In organisatorischer
und politischer Hinsicht wurden die Betriebsgruppen dem Kreisvorstand unterstellt,
195Seils, Markus (1996). S.59./Vgl. Ko¨nig, Rene´ (2006). S.30.
196Arbeitsplan v. 11./12.02.1948.UAR. UPL/102.
197Entschließung des zweiten Parteitages vom 20.-24. September 1947.Ebenda.
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wobei, wie bereits erwa¨hnt, stets eine direkte Verbindung zur Landesleitung198
bestand. Zudem wurden die Landesregierungen angewiesen, je einen Sektreta¨r
der Betriebsgruppen der SED an den Hochschulen anzustellen. Die Finanzierung
war Aufgabe der jeweiligen Landesleitung. Die Wahl erfolgte auf Vorschlag des
Landessekretariats.199
Daraufhin kam es im Sommersemester 1948 zur Reorganisation der Betriebs-
gruppe der SED und ein neuer Vorstand wurde gewa¨hlt. Es wurde auf der Voll-
versammlung der Mitglieder entschieden, dass in die Leitungspositionen der stud.
gewi. Hans Wemmer (1. Vorsitzender) und stud. jur. Horst Rumohr (2. Vorsitzender)
eingesetzt werden.200
Die vollsta¨ndige Umsetzung des Beschlusses des ZK vom 14. August 1947
ließ noch bis Ende 1948 auf sich warten. Am 15. Oktober 1948 standen die Neu-
wahlen in der Leitung der Betriebgruppe an. Die a¨ußeren Bedingungen der Wahl
der Vorsitzenden vera¨nderten sich. Die Mitgliederversammlung als das Gremium
zur Wahl des Vorstandes wurde durch die Delegiertenkonferenz201 abgeschafft.
Der auf dieser Konferenz gebildete Vorstand beinhaltete erstmals (unter interner
Freistellung zum Studium) mit Hans Wemmer einen Betriebsgruppensekreta¨r. Als
1. Vorsitzender neben Julius Kurz tauchte erstmals ein Dozenten-Vertreter mit Prof.
Dr. Liebau in der Leitung auf. Innerhalb des Vorstandes bildete sich ein Sekretariat,
wo Hans Wemmer provisorisch eingesetzt worden war.202 ”In der Praxis wurde
die Funktion des 1. Vorsitzenden der Betriebsgruppe [...] weitgehend von dem 1.
Vorsitzenden fu¨r den studentischen Bereich ausgeu¨bt.“203
Am 26. Oktober 1948 wurde die Angestelltengruppe ausgegliedert und Hans
Hennings als 1. Vorsitzender eingesetzt.204
Auf der Delegiertenkonferenz am 11. Februar 1949 wurde beschlossen, dass
erstmals ein Vertreter der Vorstudienanstalt zum 1. Vorsitzenden (Studenten) mit
stud. phil. Fritz Ko¨hler gewa¨hlt wurde. Neben ihm ist Direktor Werner Neumann
als Vertreter der Dozentenschaft benannt worden. Fu¨r die Angestelltengruppe
u¨bernahm Hans Hennings den Vorsitz durch Wiederwahl, den 2. Vorsitz hatte
Julius Kurz inne. Das Bu¨ro des Vorstandes befand sich im Volkshaus auf dem
Hopfenmarkt, wo sich der Sitz der Kreisleitung zur damaligen Zeit befand.205
Zudem wurde die Einsetzung eines Betriebsgruppensekreta¨rs mit Hans-Georg
198Vgl. Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit der SED-Landesleitung von 1946-
1952.UAR. UPL/102.
199Beschluß des Zentralsekretariats der SED u¨ber die Bildung von SED-Hochschulgruppen vom 14.
August 1947. in: Malycha, Andreas (2003a). S.188/9.
200Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
201Siehe Punkt 3.1.1.
202Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207./Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.48.
203Handschuck, Martin (2003). S.143.
204Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
205Vgl. Vorlesungsverzeichnis der Universita¨t Rostock. SS 49.UAR.
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Uszkoreit durch den Landesvorstand durchgesetzt. Damit gelang es, den Beschluss
des ZK vom 14. August 1947, ein Jahr nach seinem Erscheinen, durch die Landes-
regierung umzusetzen.206
Auf den Delegiertenkonferenzen vom 12. Juli und 20. Oktober 1949207 wur-
den zwar noch Vorsitzende gewa¨hlt, doch diese noch eine zeitlang beibehaltene
Funktion verlor gegenu¨ber der des hauptamtlichen Sekretariats an Bedeutung.208
Somit wurden 1949 die letzten ehrenamtlichen Vorsitzenden des gescha¨fts-
fu¨hrenden Vorstandes ernannt:
Vorsitzender der Dozentengruppe Direktor Werner Neumann
Vorsitzender der Studentengruppe stud.rer.pol. Karl-Heinz Friedrichs
Vorsitzender der Angestelltengruppe Hans Hennings
Tabelle 2.3: Letzter ehrenamtlicher Vorstand der SED-Betriebsgruppe 20.10.1949
Im Zuge der Reorganisation wurde nun auch die Erstellung von sog. Arbeitspla¨nen
gefordert, die den Landes- und Kreisleitungen vorgelegt werden mussten. Die
Fakulta¨tsgruppen wurden angewiesen, eigene Arbeitspla¨ne aufzustellen, die dem
Vorstand (ab 1948) zur Koordination der Betriebsgruppe zu u¨bergeben waren. Die-
ser gab anschließend Informationsberichte bzw. die kontrollierten Arbeitspla¨ne an
die Kreisleitung weiter.
In dem ersten vorliegenden Arbeitsplan fu¨r das WS 48/49 werden die In-
teressen der Partei sehr deutlich formuliert. In den politischen Richtlinien fa¨llt
zum ersten Mal die Wortverbindung Schaffung einer ”Partei neuen Typus“. Die
Betriebsgruppe wurde aufgefordert, dass sie die ”marxistisch-leninistische Theo-
rie [...] allen Mitgliedern, insbesondere den Funktiona¨ren, vermittelt und zum
Leitmotiv ihres ganzen Handelns“ werden sollte. Ihr Vorhaben bestand darin, die
Betriebsgruppe zum ”richtungsweisenden Organ fu¨r Organisationen und Institutio-
nen [...] und [...] Kontrollorgan fu¨r die Fassung und Durchfu¨hrung von Beschlu¨ssen,
Arbeitspla¨nen und dergleichen in den Organisationen und Institutionen im Univer-
sita¨tsbereich“ werden zu lassen.209
Bis Ende des Jahres 1948 konnte die Betriebsgruppe fast 500 Mitglieder (Do-
zenten, Studenten, Angestellte) fu¨r sich gewinnen. Zum Wintersemester 48/49
bestanden acht Fakulta¨tsgruppen (einschließlich Vorstudienanstalt210), da die Philo-
sophische Fakulta¨t in den geistes- und den naturwissenschaftlichen Part aufgeteilt,
206Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
207Protokoll der Delegiertenkonferenz v. 20.10.1949.UAR. UPL/001.
208Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207./Vgl. Vorlesungsverzeichnis von SS
49-WS 49/50 unter Gesellschaftliche Organisationen.UAR.
209Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe WS 1948/49.UAR. UPL/038.
210Im Mai 1949 wurde die Vorstudienanstalt durch die DVV in ”Arbeiter- und Bauernfakulta¨t“ umbe-nannt. Die feierliche Ero¨ffnung der Fakulta¨t an der Universita¨t Rostock erfolgte am 28.10.1949.
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eine Angestelltengruppe und zwei sog. Stu¨tzpunkte, in denen die relativ geringe
Zahl von Mitgliedern an der landwirtschaftlichen Fakulta¨t sowie der Musikhoch-
schule zusammengefasst waren, geschaffen wurden.211
Die Anzahl212 der Mitglieder der einzelnen Fakulta¨tsgruppen ergeben sich
aus dem Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe. Die Richtigkeit dieser Angaben
kann anhand der Studentenstatistiken belegt werden. Diese sagen aus, dass Anfang
1948 461213 und zu Beginn des Jahres 1950 407 Studenten Mitglied der SED
waren.214 Somit liegt die Anzahl der in Tabelle 2.4 aufgelisteten Mitglieder der
Betriebsgruppe zwischen den beiden Angaben. In diesem Kontext muss bedacht
werden, dass 27 Dozenten und 33 Angestellte in dieser Anzahl (Siehe Tab. 2.4.)
inbegriffen waren.215









Landwirtschaftliche Fakulta¨t u. Musikhochschule 13 + 4
Tabelle 2.4: Mitgliederanzahl der Fakulta¨tsgruppen, Stand: 20.12.1948
1949 betrug die Zahl der immatrikulierten SED-Studenten216 sogar 611. Der
rapide Abfall im Jahr 1950 la¨sst sich zum einen mit dem Abschluss des Studiums
einiger Studenten und zum anderen mit der neueingefu¨hrten Personalpolitik der
SED-Betriebsgruppe, welche im Spa¨teren noch na¨her erla¨utert wird, erkla¨ren.217
Der Tabelle 2.4 ist weiterhin zu entnehmen, dass die ”Hochburgen“ der Mit-glieder der Organisation die Gesellschaftswissenschaftliche, die Pa¨dagogische
Fakulta¨t und die Vorstudienanstalt waren. Sie vereinnahmten mehr als die Ha¨lfte
der gesamten SED-Betriebsgruppe in sich. Dabei gilt es zu bedenken, dass alle der
drei ”Hochburgen“ erst in den Nachkriegsjahren geschaffen wurden.
211Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
212ergibt sich aus Studenten und Dozenten (außer Angestelltengruppe).
213Studentenstatistiken 1948. Stand: 15.02.1948.UAR. R/3170.
214Studentenstatistiken 1950.Stand: 15.02.1950.UAR. R/3172.
215Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
216Studenten, die Mitglieder der SED waren.
217Studentenstatistiken 1949.Stand: 15.02.1949.UAR. R/3171.
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Dieser rasche Anstieg der Betriebsgruppengro¨ße ist des Weiteren dem Um-
stand zu verdanken, dass die Landesleitung die monierten Ma¨ngel in Bezug darauf,
”dass ein Teil von den Genossen Studenten in den Wohnbezirksgruppen und nicht
in der Betriebsgruppe als Mitglied gefu¨hrt wird“ aufhoben, indem sie sich ”...an
den Kreisvorstand gewandt und ihn aufgefordert [haben], die Wohnbezirksgruppen
anzuweisen, dass eine Ummeldung derjenigen Mitglieder unserer Partei zu erfolgen
hat, die eigentlich zur Betriebsgruppe der Universita¨t geho¨ren.“218
Ende Ma¨rz 1949 fasste die Landesleitung den Beschluss, die Angestellten
in den Instituten und Kliniken, die in sog. Blo¨cke eingeteilt wurden, in die Be-
triebsgruppe aufzunehmen.219 Am gleichen Tag wurde dieses Vorhaben auf der
Vorstandssitzung der Betriebsgruppe besta¨tigt.220
Mit der Aufnahme der Kliniken in die Betriebsgruppe schlossen sich 170 neue
Mitglieder an. Der Hauptbestandteil lag bei den Pflegekra¨ften und Klinikarbeitern.
A¨rzte und Schwestern sind nur wenige hinzugekommen. Die Betriebsgruppe er-
reichte zu diesem Zeitpunkt eine Sta¨rke von rund 700 Mitgliedern.221
Daraus folgend entstanden neue Untergruppen im System der Betriebsgrup-
pe.222
Block I (Zahn-, Chirurgische- und Kinderklinik, Medizinische Poliklinik,
Wirtschaftseinrichtungen)
Block II (Medizinische Klinik, Hautklinik)
Block III (Frauen-, Augen- und HNO-Klinik)
Block IV (Universita¨tsnervenklinik)
Block V (Orthopa¨dische Universita¨tsklinik)
Block VI (Angestellte außer Kliniken)
Tabelle 2.5: Abteilungsgruppen der SED-Betriebsgruppe 1949
Bis zur Erneuerung der Parteistruktur im Zuge der II. Hochschulreform blieb die
Aufteilung in die soeben aufgefu¨hrten Fakulta¨ts- und Abteilungsgruppen, soweit
die Fakulta¨t nicht aufgelo¨st worden war, bestehen.
Die Angestelltengruppe (jetzt Block VI) wurde zwar als Angestelltengruppe be-
zeichnet223, behielt jedoch den Charakter einer selbststa¨ndigen eigenen Untergruppe
a¨hnlich den bestehenden Fakulta¨tsgruppen.224
218Schreiben an die Betriebsgruppe der Universita¨t von der Landesleitung, Abteilung Kultur und
Erziehung v. 05.04.1949.UAR. UPL/102.
219Ebenda.
220Protokolle der Sitzungen der UPL v. 1948-1950.UAR. UPL/045.
221Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
222Siehe dazu: Findbuch: Universita¨tsparteileitung 1946-1989.UAR. S.37-40.
223Vgl. Vorlesungsverzeichnis SS 49-WS 49/50.
224Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
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Aufgrund der neuen Einteilung bzw. Vergro¨ßerung durch den Mitgliederzulauf
sollte die Betriebsgruppe ”zum fu¨hrenden Faktor an der Universita¨t werden“.
225
Dennoch konnte die Betriebsgruppe diese Forderung nicht vollsta¨ndig umset-
zen. Nach Einsatz des hauptamtlichen Sekreta¨rs Uszkoreit war dieser außerdem fu¨r
die Kommunikation mit den u¨bergeordneten Leitungen zusta¨ndig. In einem Bericht
prangerte er die Zusammenarbeit mit diesen Institutionen an. ”Die Universita¨t ist
bisher Schauplatz bewegter politischer Situationen gewesen. Ein Außenstehender
ko¨nnte meinen, es herrschte hier ein unruhevoller Geist [...] Wir haben politische
und taktische Fehler gemacht. Aber ein Vorwurf, dass wir die Fehler nicht selbst-
kritisch bei unserer Parteiarbeit suchen, ist nur zu einem kleinen Teil berechtigt.
Die Genossen der u¨bergeordneten Leitungen erschienen mit Rat und Tat meist erst
dann, wenn es irgendwo brannte.“226
Die der Betriebsgruppe u¨bergeordneten Instanzen reagierten anders als erwar-
tet. Sie benannten die Arbeits- und Vorgehensweise der Betriebsgruppe als Ursache
fu¨r die derzeitige Lage. Daher beschlossen sie eine weitere Reorganisation im Juli
1949. Uszkoreit schlug bei der Neuwahl der UPL eine neue Form vor, so dass der
Vorstand der Parteistruktur angeglichen wurde.
Der zuvor gescha¨ftsfu¨hrende Vorstand wurde nunmehr zum Sekretariat mit
neuer Besetzung umgewandelt. Die Zusammensetzung des ”erweiterten“ Vorstandsergab sich aus dem Sekretariat und den Vorsitzenden der Fakulta¨tsgruppen. Dieses
Leitungskollektiv wird als Universita¨tsparteileitung bezeichnet, die zuna¨chst aus
15 bis 20 Mitgliedern bestand.227
Vorsitzender Karl-Heinz Friedrichs
Betriebsgruppensekreta¨r Hans-Georg Uszkoreit




Vorsitzender des Studentenrates stud.rer.pol. Karl Lucko
Verbindungsmann zu den Massenorganisationen
Tabelle 2.6: Vorgeschlagener gescha¨ftsfu¨hrender Vorstand der SED-Betriebsgruppe
Juli 1949
Die vorgemerkten Personen (Siehe Tab. 2.6) waren fu¨r die jeweiligen Stellun-
gen vorgesehen. Jedoch ließ die Umsetzung des Vorhabens noch bis Herbst 1949
auf sich warten.
225Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe SS 1949.UAR. UPL/38.
226Handschuck, Martin (2003). S.144.
227Protokoll der Sekretariatssitzung v. 01.07.1949.UAR. UPL/45.
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Auf der Delegiertenkonferenz vom 20. Oktober 1949 wurde Friedrichs, wie
von Uszkoreit vorgesehen, zum 1. Vorsitzenden der Betriebsgruppe gewa¨hlt. Des
Weiteren bestimmten die Delegierten die neuen Richtlinien fu¨r die Arbeit der Be-
triebsgruppe. Darin wurde festgehalten, dass die Vorsta¨nde der Fakulta¨tsgruppen
sta¨ndigen Kontakt mit dem Sekretariat zu halten hatten. Außerdem musste jede
Mitgliederversammlung der Fakulta¨tsgruppen von einem Vorstandsmitglied be-
sucht werden und die Lenkung der Arbeit der Massenorganisation durch den neuen
Vorstand mit in den Vordergrund ru¨cken.228




Referent Schulung und Massenorganisation Gerhard Resch
Personalreferent Hans Nosty
Vertreter der Dozentenschaft (Studentendekan) Ulrich Seemann
Vertreter des Studentenrates Manfred Kru¨ger
Verbindungsmann zu den Massenorganisationen Erich Jawinski
Tabelle 2.7: Sekretariat der UPL 08.11.1949
Auf der gleichen Zusammenkunft wurde den Fakulta¨ts- und Abteilungsgrup-
pen noch je ein Verwantwortlicher aus dem ”erweiterten“ Vorstand zugewiesen.
229
In jeder Fakulta¨t setzten sie ihre Mitarbeiter ein, mit dem Unterschied, dass
diese ab 1949 regelma¨ßig in Sitzungen zusammentrafen.230 Zudem waren die
Abteilungs- und Fakulta¨tsgruppen angehalten, 14ta¨gig eine Mitgliederversamm-
lung durchzufu¨hren, wobei die Fakulta¨tsgruppenleiter zum 25. jeden Monats ihren
Arbeitsplan beim Sekretariat vorlegen mussten.231
Die Befugnisse bzgl. der Fu¨hrung der Betriebsgruppe gingen nach und nach
von den ehrenamtlichen Vorsitzenden (Studenten-, Dozenten- und Angestelltengrup-
pe) zu dem Betriebsgruppensekreta¨r, zur damaligen Zeit Uszkoreit, u¨ber. Dieser war
das einzige Vorstandsmitglied, welches hauptamtlich durch den Landesvorstand
eingesetzt worden war.
Zur Verdeutlichung der Ausmaße des Einzugsgebietes der Parteileitung der
Universita¨t Rostock dient die Tabelle 2.8. Im Folgenden werden die Mitglieder
der Fakulta¨tsgruppen nicht la¨nger betrachtet, da sich der Parteiapparat zunehmend
vergro¨ßerte und eine weitere Ausfu¨hrung dieser Thematik den Rahmen der Arbeit
228Protokoll der Delegiertenkonferenz v. 20.10.1949.UAR. UPL/001.
229Protokoll der Vorstandssitzung der UPL v. 08.11.1949.UAR. UPL/45.
230Vgl. Protokolle der Sitzungen der UPL.UAR. UPL/45.
231Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe SS 1949 v. 05.04.1949.UAR. UPL/038.
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u¨berschreiten wu¨rde.
Abteilungs- und Fakulta¨tsgruppen Verantwortlicher
Block I Gerhard Resch
Block II Hans Hennings
Block III Rudolf Kempe
Block IV Hein
Block V Walter Stark
Block VI Ernst Blu¨mer
Gesellschaftswissenschaftliche Fakulta¨t Heinz Schwander
Arbeiter- und Bauernfakulta¨t stud.rer.pol Manfred Kru¨ger
Juristische Fakulta¨t Ho¨hn
Pa¨dagogische Fakulta¨t stud.rer. Erich Jawinski
Philosophische Fakulta¨t Hans-Georg Uszkoreit
Landwirtschaftliche Fakulta¨t Assistent Ulrich Seemann
Medizinische Fakulta¨t Prof. Werner Hartke
Tabelle 2.8: Auflistung der Abteilungs- und Fakulta¨tsgruppen mit dem zugeho¨rigen
Vorstandsmitglied 08.11.1949
Von April bis Juni 1950 trug Uszkoreit sogar die Verantwortung fu¨r die Positi-
on des 1. Vorsitzenden und des Betriebsgruppensekreta¨rs. Die neue Zusammenset-
zung des Sekretariats gestaltete sich folgendermaßen: Hein (Landes-Agronom in
Schwerin), Erich Jawinski (Lungenkrankheit) und Manfred Kru¨ger (delegiert nach
Forst Zinna) schieden aus dem Vorstand aus.232
Hans-Georg Uszkoreit 1. Vorsitzender und Betriebsgruppensekreta¨r
Hochfeld, Siegfried Referent Kaderarbeit
Siegfried Go¨rs Politischer Instrukteur fu¨r Arbeiter und Angestellte
Ulrich Seemann Studentendekan
stud.rer.pol. Horst Klemm Vorsitz der FDJ-Hochschulgruppe
Prof. Dr. Struck Rektor
Gerhard Resch Verteter der Studentenfraktion
Tabelle 2.9: Zusammensetzung des Sekretariats der UPL April-Juni 1950
232Protokoll der Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 04.06.1950.UAR. UPL/002.
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Weitere Vorstandsmitglieder waren: Ho¨hn, Heinz Dombrowsky, Prof. Werner
Hartke233, Heinz Schwander, Ernst Blu¨mer, Walter Stark, Rudolf Kempe, Karl-
Heinz Friedrichs und Hans Hennings. ”Die politische Anweisung und Kontrolle,
sowie die Verantwortung fu¨r die gesamte Parteiarbeit [lag] beim Sekretariat des
Betriebsgruppenvorstandes.“234
Der Arbeitsstil des Betriebsgruppensekreta¨rs Uszkoreit wurde von den Mit-
streitern als sehr schlecht bewertet, da er ”oft in politischer Kleinarbeit erstick-
te“.235
Ferner war sein Umgang mit bu¨rgerlichen Parteimitgliedern seinen Kritikern
nach zu tolerant. In Folge dessen wurde er im Juni 1950 ausgetauscht und durch
den Werkzeugmacher236 Willi Bonnen ersetzt. Mit Bonnen u¨bernahm erstmals eine
Person die Leitung der Betriebsgruppe, welche u¨ber keine universita¨re Ausbildung
verfu¨gte. Uszkoreit verblieb dennoch Mitglied des Sekretariats.237
In diesem Zusammenhang wurde der Gen. Kempe bestimmt, der Uszkoreit
bis zur Neuwahl und somit bis zum Eintreffen des neuen Betriebsgruppensekreta¨rs
Bonnen von der Landesparteischule behilflich sein sollte, um die Arbeitsfa¨higkeit
des Vorstandes zu gewa¨hrleisten.238
In der Frage nach Sta¨rke und Zusammensetzung des Vorstandes wurde beschlossen:
”Der Vorstand hat aus 15 Genossen und Genossinnen zu bestehen, die außer den
Sekretariatsmitgliedern mit wechselnden politischen Aufgaben betraut werden.“239
Der 1. und 2. Sekreta¨r wurden hauptamtlich vom Landesvorstand benannt.240
Wie in der Darstellung 2.10 ersichtlich wird, waren die verschiedenen Sekreta-
riatsmitglieder fu¨r unterschiedliche Aufgabenbereiche zusta¨ndig. Auf die speziellen
Aufgabenbereiche des 1. Parteisekreta¨rs wird im weiteren Verlauf dieser Ausar-
beitung noch eingegangen, da dieser eine besondere Stellung innerhalb der UPL
genoss und die Gesamtverantwortung fu¨r die politische Arbeit trug.
233CPR: Werner Hartke wurde 1907 geboren. Ab 1939 war er Dozent der klassischen Philologie
an der Universita¨t in Ko¨nigsberg. Nach Ende des Krieges wurde er Assistent an der Universita¨t
Go¨ttingen. 1948 folgte er dem Ruf nach Rostock und amtierte dort von 1948 bis 1951 als Dekan
der Philosophischen Fakulta¨t. 1955 ging er nach Berlin. CPR: http://cpr.uni-rostock.de/metadata/
cpr professor 000000002284. / Handschuck, Martin. S.387.
234Protokoll der Sekretariatssitzung der UPL v. 15.04.1950./Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe SS
1950.UAR. UPL/38.
235Protokoll der Vorstandssitzung der UPL v. 14.06.1950.UAR. UPL/45
236Protokoll der V. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 12./13.12.1953.UAR.
UPL/006.
237Handschuck, Martin (2003). S.145. / Protokoll der Vorstandssitzung der UPL v. 14.06.1950.UAR.
UPL/45.
238Protokoll der erweiterten Vorstandssitzung der UPL v. 06.06.1950.UAR. UPL/45.
239Protokoll der Vorstandssitzung der UPL v. 14.06.1950,23.06.1950 / Protokoll der Vorstandssitzung
v. 04.11.1950.UAR. UPL/45.
240Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.53.
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Die neue Zusammensetzung des Sekretariats sah wie folgt aus:
Wilhelm Bonnen 1. Sekreta¨r, Organisationsinstrukteur
Hochfeld, Siegfried Sekretariatsmitglied (SM) fu¨r Kaderfragen,
Vorsitzender der Gesamtleitung
Gerhard Gill ab 28.03.1951
Hans-Georg Uszkoreit SM fu¨r Massenagitation
Siegfried Go¨rs ab 23.02.1951
Karl-Heinz Friedrichs SM fu¨r Propaganda
(Kultur, Erziehung, Schulung)
Hans-Ju¨rgen Friederici ab 31.10.50
Kurt Hu¨ckel ab 28.03.1951
Siegfried Go¨rs SM Verwaltung (2. Sekreta¨r)
Ernst Blu¨mer ab 28.03.1951
Ulrich Seemann SM Studentendekan
stud.rer.pol. Horst Klemm SM der FDJ
Prof. Ernst Struck SM Rektor
Tabelle 2.10: Zusammensetzung des Sekretariats der UPL 14.06.1950
Daru¨ber hinaus wurden einem Sekretariatsmitglied die Bereiche Propagan-
da241, Schulung und Kultur zugewiesen. In den einzelnen Fakulta¨tsgruppen wurden
Propagandisten ausgewa¨hlt und ausgebildet. Zu ihren Aufgaben geho¨rte es, die
Schulungsra¨ume der Bildungsabende und spa¨ter des Parteilehrjahres auszugestal-
ten, rechtzeitige Einladungen zu den Veranstaltungen zu verschicken, Literatur
unter den Parteimitgliedern zu u¨berpru¨fen und die Parteischulung zu u¨berwachen.
Diese letztgenannte Pflicht meint, dass sie die Berichte (alle acht Wochen) der
Fakulta¨tsgruppenleitungen zur Parteischulung durcharbeiten und dazu Stellung
beziehen sollten. Des Weiteren waren sie fu¨r die Terminabsprachen fu¨r die Schu-
lungen zusta¨ndig. Das Sekretariatsmitglied fu¨r Propaganda stand an der Spitze
dieses Beta¨tigungsfeldes und war fu¨r die U¨berwachung sowie die Aufgabenvertei-
lung auf die zusta¨ndigen Leiter fu¨r Propaganda in den Fakulta¨tsgruppenleitungen
zusta¨ndig.242
Der Bereich der Massenagitation umfasste Agitationsschulung und -einsatz,
Parteiinformation, Presse und Sichtwerbung. Das Sekretariatsmitglied, welches
241
”According to a well-known definition, propaganda ist the deliberate and systematic attempt toshape perceptions, manipulate cognitions, and direct behavior to achieve a response that furthers
the desired intent of the propagandist.“ Aus: Riegert, Kristina u.a. From the Persian Gulf to
Cosovo - War Journalism and Propaganda. in: European Journal of Communication.Volume
15.No. 3.2000. S.384.
242Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe SS 1951.UAR. UPL/038.
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diesen Posten inne hatte, war mit den fu¨r Agitation243 verpflichteten Vorstands-
mitglieder der Fakulta¨tsgruppen verantwortlich, dass Agitatoren fu¨r den Einsatz
auf einer Veranstaltung in den einzelnen Fakulta¨tsgruppen benannt und geschult
wurden. Bis zum 05. Mai 1950 sollten bspw. in jeder Grundeinheit mindestens drei
solcher geschulten Agitatoren vorhanden sein.244
Die Kaderarbeit nahm eine besondere Stellung in der Hierachie der Parteiar-
beit ein. Zur Ausbildung des qualifizierten Nachwuchses unter den Studenten war
es Aufgabe des Sekretariatsmitgliedes Kader auszuwa¨hlen, wer fu¨r den spa¨teren
Einsatz im Parteiapparat geeignet schien. Daraus folgend wurden Karteikarten zu
den einzelnen Universita¨tsangeho¨rigen245 angelegt und ausgewertet. Dazu hatte
er Auswahlkriterien festzulegen, Schulungen durchzufu¨hren und die geforderten
Kontingente an Kadern nach Plan zu erfu¨llen.246
Zur Fo¨rderung der Kaderarbeit befand sich der Studentendekan im Sekretariat.
Dessen Aufgabenbereiche bezogen sich hauptsa¨chlich auf den wissenschaftlichen
Nachwuchs, das Studienwesen und die Zulassungen der Studenten.247
Der Studentendekan war eine durch die VAO von 1949 (§ 21) neu geschaffene
Position im Universita¨tsgefu¨ge. Die Besetzung erfolgte ohne Mitspracherecht der
Hochschulen durch den Volksbildungsminister des Landes.248
Da sich an der Universita¨t mittlerweile mehrere Massenorganisationen gebil-
det hatten und die UPL immer ”das Ohr bei den Massen“ aufrecht erhalten wollte,
erhielt ein Verbindungsmann zu den Massenorganisationen ein Anrecht auf einen
Platz im Sekretariat. Dieser sollte die Beschlu¨sse der UPL an die Massenorganisa-
tionen herantragen und u¨ber die gegenwa¨rtige Lage in diesen berichten.249
Der 2. Sekreta¨r, Go¨rs, war zusta¨ndig fu¨r den Bereich Verwaltung. Dieser glie-
derte sich in Organisation und Beitragskassierung auf. Somit musste er sa¨mtliche
Veranstaltungen der Partei, Massenorganisationen, Ausschu¨sse usw. koordinieren.
243Agitation ist eine intensive Form der Propaganda [Arndt, Julia u.a.Der Brockhaus in fu¨nf
Ba¨nden.Achte neubearbeitete Auflage.Leipzig.1993. S.41.] und beschreibt die aggressive
Ta¨tigkeit zur Beeinflussung anderer, die politische Aufkla¨rungsarbeit und die Werbung
fu¨r bestimmte politische oder soziale Ziele.[Wissenschaftlicher Rat der Dudenredaktion
(Hrsg.).Der kleine Duden.Fremdwo¨rterbuch.Ein Nachschlagewerk fu¨r den ta¨glichen Ge-
brauch.Mannheim.1991. S.20.] Der Unterschied zur Propaganda besteht hauptsa¨chlich darin,
dass Propaganda oft Propaganda fu¨r etwas (z.B. ein Regime) ist, Agitation hingegen Agitati-
on gegen irgendwelche Missta¨nde oder ihre (vermeintlichen) Verursacher.[Wissenschaftlicher
Rat der Dudenredaktion (Hrsg.).Duden.Das große Fremdwo¨rterbuch.Herkunft und Bedeu-
tung.Mannheim.1994. S.50/1123.]
244Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe SS 1950.UAR. UPL/038.
245Vgl. vorhandene Karteikarten von Parteimitgliedern und anderen Universita¨tsangeho¨rigen. in:
Personalangelegenheiten, Parteiverfahren von 1949-1965.UAR. UPL/536. / Bsp. siehe Anhang.
246Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe SS 1951.UAR. UPL/038.
247Protokoll der Vorstandssitzung vom 23.06.1950.UAR. UPL/045.
248Rudolph, Hedwig/Husemann, Rudolf (1984). S.44.
249Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe SS 1950.UAR. UPL/038.
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Des Weiteren sollte er durch monatliche Besprechungen mit den Organisations-
leitern in sa¨mtlichen Abteilungs- und Fakulta¨tsgruppen den Veranstaltungsplan
optimieren.250
Wie bereits erwa¨hnt, blieb Uszkoreit auch weiterhin Mitglied des Sekretariats.
Kurze Zeit nach dieser Entscheidung wurde er beschuldigt, den Fragebogen251
der Partei nicht korrekt beantwortet zu haben. Sein Vater sei, der Meinung einer
Genossin aus seinem Heimatort zufolge, Mitglied in der NSDAP gewesen. Dar-
aufhin legte Uszkoreit seine Ta¨tigkeit im Sekretariat nieder.252 Bezu¨glich dieser
Anschuldigung liegen mir derzeit keine detaillierteren Informationen vor, so dass
der Konflikt an dieser Stelle nicht aufgekla¨rt werden kann.
Die soeben beschriebene Struktur der Universita¨tsparteileitung hielt sich bis
zur Erneuerung der Parteirichtlinien im Zuge der II. Hochschulreform 1951. Die
Aufgabengebiete der Mitglieder der UPL wurden nicht vera¨ndert. Sie erweiterten
sich ho¨chstens durch Beschlu¨sse der oberen Instanzen. Lediglich die personelle
Besetzung des Sekretariats und des Vorstandes unterlag Vera¨nderungen u.a. durch
Mandatsniederlegung, Examina sowie Krankheit. Eine Ausnahme stellte hier die
Position des hauptamtlichen 1. Parteisekreta¨rs Willi Bonnen dar.
Die lose Verbindung, die vom Sekretariat zu den Genossen des Senats und
damit des Lehrko¨rpers seit Fru¨hjahr 1950 durch die Sekretariatsmitgliedschaft des
Rektors (und etwas fru¨her schon des Studentendekans) bestanden hatte, wurde
mit dem Beschluss vom 26.10.1950 erweitert. In diesem wurde die Fu¨hrung der
Parteileitung gegenu¨ber den Parteimitgliedern des Senats eindeutig gesichert. Der
Rektor war nun angehalten, jede angesetzte Sitzung des Senats zu melden und mit
dem 1. Sektra¨r sog. Senatsvorbesprechungen durchzufu¨hren. Diese wurden in den
Ra¨umlichkeiten der Betriebsgruppe abgehalten.253
Bereits vor dem Erlass dieses Beschlusses kam es zu einem Disput zwischen
Rektor Struck254 und dem damaligen Parteisekreta¨r Uszkoreit. Der Grund der Aus-
einandersetzung war in den unterschiedlichen Sichtweisen der beiden begru¨ndet.
Der Ansicht des Rektors nach war er es, der den Vorsitz im Senat inne hatte. Uszko-
reit widersprach dem und erkla¨rte, dass der Senatsfraktion der Partei der ”Vorsitz“
250Arbeitsplan der SED-Betriebsgruppe SS 1950.UAR. UPL/038./Protokoll der Vorstandssitzung
vom 23.06.1950.UAR. UPL/045.
251Siehe Anhang: rekonstruierter, anonymisierter Fragebogen fu¨r Mitglieder und Kandidaten der
SED. S.121ff. Aus: Personalangelegenheiten, Parteiverfahren von 1949-1965.UAR. UPL/536.
252Brief von Hans-Georg Uszkoreit an das Sekretariat der SED-Parteileitung der Universita¨t Ros-
tock.UAR. UPL/045.
253Sekretariatsvorlage vom 26.10.1950.Ebenda.
254Ernst Struck wurde 1890 geboren. 1930 trat er der SPD bei. Ab 1946 u¨bernahm er die Gescha¨fte
des Dekanats der Pa¨dagogischen Fakulta¨t der ”Ernst-Moritz-Arndt-Universita¨t“ Greifswald. 1948wurde er vom Volksbildungsminister zum Dekan der Pa¨dagogischen Fakulta¨t der Universita¨t
Rostock ernannt und darauffolgend zum Rektor gewa¨hlt. Im Oktober 1952 ging er an die
Leipziger Universita¨t. Aus: Handschuck, Martin. S.393.
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zustehen wu¨rde.255
In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass im Zuge der VAO von 1949
drei neue Senatsmitglieder als Vertreter der Nichtordinarien256 und Dozenten in den
Senat gewa¨hlt wurden. Diese drei wurden vom Rektor vorgeschlagen und mussten
vom Landesministerium besta¨tigt werden. Ein weiteres Mitglied des Senates war
der Studentendekan, der zugleich ”Direktor der Arbeiter- und Bauernfakulta¨t“ undVertrauensmann der BGL war und zudem ununterbrochen der SED angeho¨rte.
Auf diese Weise versuchte die SED, ihre Mitglieder auch hier zu integrieren bzw.
einzuschleusen.257
Die SED konnte nun in allen Fakulta¨ten, Abteilungen und bis hinauf in die
oberen Instanzen der Universita¨t ihren Einfluss durch Einsatz ihrer Mitglieder mani-
festieren. Die Parteileitung der Universita¨t Rostock war in diesem Zusammenhang
das zentrale Verwaltungsorgan der Partei vor Ort. Es lieferte Informationen u¨ber die
gegenwa¨rtige Lage an der Bildungseinrichtung und ermo¨glichte somit den oberen
Parteifunktiona¨ren einen tiefen Einblick in die Hochschulpolitik. Die Beschlu¨sse
des ZK, der Landesregierung und der Kreisleitung wurden zuna¨chst an dieses
Gremium bzw. den 1. Parteisekreta¨r, welcher fu¨r die Umsetzung der Beschlu¨sse
verantwortlich war, geleitet. Es handelte sich um eine Art ”Nebenregierung“ mitstetig wachsendem Einfluss, die hier an der Universita¨t Rostock geschaffen worden
war. Oder war es vielleicht doch mehr als nur eine ”Nebenregierung“?
255Protokoll der Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 04.06.1950.UAR. UPL/002.
256Ordinarius: ordentlicher Professor an einer Hochschule. Aus: Wissenschaftlicher Rat der Duden-
redaktion (Hrsg.).Der kleine Duden.Fremdwo¨rterbuch.Ein Nachschlagewerk fu¨r den ta¨glichen
Gebrauch.Mannheim.1991. S.294.
257Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.26./Richert, Ernst. ”Sozialistische Universita¨t“.Die Hochschulpo-litik der SED.Berlin.1967. S.81.
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Abbildung 2.2: Organisationsaufbau 1949-1951
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2.3.4 ”Ausmerzung“ des Studentenrates
Im Wintersemester 1946/47 fanden die ersten Wahlen fu¨r den spa¨teren Studentenrat
statt. Der SED gelang es nicht, wie bereits geschildert, die Mehrheit zu erringen,
da die Kandidaten der verschiedenen Gruppen noch immer getrennt aufgestellt und
gewa¨hlt wurden.258
Der Anteil der gewa¨hlten SED-Mitglieder lag bei 43%. Dem ersten Anschein
nach war dies ein beachtlicher Erfolg. Dennoch erreichten sie nicht die absolute
Mehrheit, um ihre Interessen vollsta¨ndig durchsetzen zu ko¨nnen. Des Weiteren
bestanden sehr unterschiedliche Ansichten unter den einzelnen SED-Studenten
des Studentenrates. Somit konnte zwar eine Mehrheit in Bezug auf die Anzahl der
SED-Mitglieder gegenu¨ber den anderen Parteien erzielt, jedoch nicht alle Forde-
rungen durchgesetzt werden.259
Die zweiten Studentenratswahlen wiesen eine deutliche Verbesserung auf,
da von den insgesamt 21 Mitgliedern des Studentenrates elf Mitglieder der SED
angeho¨rten. Dennoch ergab sich folgendes Fazit:”Obwohl die SED-Mehrheit be-
steht, so ist der ideologische Zustand einiger dieser Genossen oder besser gesagt,
Mitglieder so schlecht, dass bei geheimen Abstimmungen oft die einfache Mehrheit
fraglich ist.“ Dies lag daran, dass ”im Studentenrat noch immer die mehr oder
weniger ausgesprochene Ansicht, in erster Linie Vertreter der Studentenschaft und
dann die Partei besteht. [...] In dieser Hinsicht ist es [...] nicht gelungen, dass nur
die Partei die tatsa¨chlichen studentischen Belange vertreten kann.“260
Die 1947 gebildete SED-Fraktion innerhalb des Studentenrates verfehlte somit
bis 1949 ihre Wirkung. Ab 1947 kristallisierte sich immer deutlicher eine oppositio-
nelle Fraktion unter der Fu¨hrung von Arno Esch heraus. Auf dessen Initiative hin
bildete sich 1947 die LDP-Hochschulgruppe an der Universita¨t. Deren Wirkungs-
grad war dennoch ebenso gering, wie der der CDU-Hochschulgruppe. Trotzdem
gelang es dem Jurastudenten Arno Esch eine Vielzahl von Studenten von seinem
Standpunkt zu u¨berzeugen, indem er ”in polemischen Wandzeitungsartikeln und
Diskussionsbeitra¨gen mißliebige staatliche Verordnungen und Reglementierungen“
angriff. Die Staatsmacht reagierte mit verscha¨rften Maßnahmen auf die oppositio-
nelle Haltung Eschs und seiner Mitstreiter, so dass es im Wintersemester 1948/49 zu
einem sprunghaften Anstieg der Verhaftungen der Universita¨tsangeho¨rigen kam.261
Gu¨nther Ruddies, der zu diesem Zeitpunkt die Stellung des 3. Vorsitzenden
im Studentenrat einahm,262 legte sein Amt nieder und floh aus Angst vor der Ver-
258Ammer, Thomas (1969). S.13.
259Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.76./Ammer, Thomas (1969). S.13.
260Einscha¨tzung der Stellung und Arbeit des Studentenrates vom 03.11.1949.UAR. R/3368.
261Handschuck, Martin.Studentische Opposition an der Universita¨t Rostock von 1945 bis 1955. in:
Zeitgeschichte regional.Bd.6.Heft 1.Rostock.2002. S.31.
262Studentenratssitzung vom 03.10.1948.UAR. R/3369.
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haftung, da ”der Studentenrat immer mehr von einem Selbstverwaltungsorgan zu
einer Befehlsempfa¨ngerzentrale herabgesunken sei.“263
Ab 1949 sollte nichts mehr dem Zufall u¨berlassen werden. Es wurden Frakti-
onssitzungen der SED-Mitglieder des Studentenrates anberaumt und durchgefu¨hrt.
Die Funktiona¨re kamen hier zu Beratungen zusammen, um die politische Linie
auf der darauffolgenden Studentenratssitzung zu bestimmen. So wurde am 14. Juli
1949 beschlossen, dass alle Entscheidungen, die im Studentenrat zu treffen seien,
bereits im Vorfeld abgekla¨rt und auch die Wortfu¨hrer bei allen Abstimmungen
zuvor ausgewa¨hlt werden sollten. Die SED versuchte somit, den Studentenrat
”gefu¨gig“ zu machen.
264
Neben der SED gab es mit der CDU und der LDP noch weitere Fraktionen, die
ebenfalls Fraktionssitzungen abhielten. ”Es ging also zu wie in einem bu¨rgerlichen
Parlament. [...] Manchmal verließ eine Fraktion die Sitzung, um den Studentenrat
beschlußunfa¨hig zu machen. Das a¨nderte sich erst beim letzten Studentenrat, dem
Studentenrat der Nationalen Front.“265
Um das Vorhaben - Kontrolle u¨ber den Studentenrat - nicht zu gefa¨hrden,
wurde bereits vorab angeordnet, dass sa¨mtliche Entschuldigungen fu¨r das Fernblei-
ben von Studentenratssitzungen lediglich im Sekretariat der SED-Betriebsgruppe
mo¨glich waren. Des Weiteren war jeder Genosse des Studentenrates verpflichtet,
Berichte politischen Charakters u¨ber die anderen Mitglieder des Studentenrates zu
verfassen und dem 1. Sekreta¨r der Betriebsgruppe zu u¨bergeben. Da ab Februar
1949 stets ein SED-Mitglied den Vorsitz u¨ber den Studentenrat inne hatte, wurde
außerdem der Beschluss gefasst, dass, wenn der erste Vorsitzende den Abschluss
der Debatten beantragte, keine Diskussionsbeitra¨ge mehr vorgetragen werden soll-
ten.266
In den Versammlungen der SED-Fraktion sprachen sie nicht nur die politische
Linie ab, sondern wa¨hlten außerdem Kandidaten aus ihren Reihen, welche die Po-
sitionen der Vorsitzenden im Studentenrat einzunehmen hatten. Aufgrund dessen er-
schienen auf den SED-Fraktionssitzungen neben den SED-Studentenratsmitgliedern
weitere Mitglieder der SED-Betriebsgruppenleitung (darunter der Betriebsgrup-
pensekreta¨r Hans-Georg Uszkoreit), welche die Erfu¨llung dieser Maßnahmen
u¨berwachten. Die vorgeschlagenen Kandidaten fu¨r die fu¨hrenden Stellungen des
Studentenrates im Oktober 1949 waren: 267
263Bericht der Betriebsgruppe v. 18.12.1948.UAR. UPL/137.
264SED-Fraktionssitzung des Studentenrates v. 14.07.1949.UAR. R/3379.
265Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.111.
266SED-Fraktionssitzung des Studentenrates v. 23.05.1949.UAR. R/3379./Vgl. Auflistung der Zu-
sammensetzung des Studentenrates von Februar 1949 bis Februar 1950. in: Hoffmann, Horst u.a.
(1969). S.81.
267SED-Fraktionssitzung v. 05.10.1949.UAR. R/3379.
Phase der antifaschistisch-demokratischen Umwa¨lzung 1945-1949/50 63
stud.rer.pol. Gu¨nter Grabosch (SED) 1. Vorsitzender
stud.rer.pol. Manfred Kru¨ger (SED) 2. Vorsitzender
stud.pa¨d. Gerhard Roger (SED) Schriftfu¨hrer
stud.phil. Wolfgang Sellin (parteilos) Kassenwart
Tabelle 2.11: Kandidaten der Leitung des Studentenrates nach der Fraktionssitzung
der SED 05.10.1949
Die tatsa¨chliche Konstellation der gescha¨ftsfu¨hrenden Leitung des 3. Studenten-
rates nach den Wahlen im Oktober 1949 glich exakt den Vorentscheidungen der
SED-Mitglieder. Die SED-Betriebsgruppe bzw. -leitung in Person des Betriebs-
gruppensekreta¨rs hatte den Studentenrat unter ihre Kontrolle gebracht.268
Die Mittel und Wege, die Studentenratsmitglieder aus ihren Positionen zu
dra¨ngen, erreichten am 20. Juni 1949 ihren Ho¨hepunkt. In einer SED-Fraktionssitzung
wurde daru¨ber verhandelt, auf welchem Wege der zu dieser Zeit amtierende
Schriftfu¨hrer stud. jur. Gerhard Vo¨lz seines Amtes enthoben werden konnte, und
beschlossen, dass Manfred Kru¨ger seinen Posten u¨bernehmen sollte.
Den Fraktionsmitgliedern wurden zwei mo¨gliche Wege ero¨ffnet:
1. Perso¨nliche Aussprache mit Vo¨lz zur Niederlegung seines Mandats oder
2. Angriff der Fraktion auf Vo¨lz zur Niederlegung seines Mandats auf der
folgenden Studentenratssitzung.
Die Entscheidung fiel denkbar knapp mit 5:8 unter einer Stimmenthaltung aus,
woraufhin Vo¨lz unter starken Diffamierungen seines Postens enthoben wurde.269
Dieses Vorgehen sollte ein Nachspiel haben. Einige LDP-Mitglieder prangerten die
Vorgehensweise im Fall Vo¨lz o¨ffentlich an. Arno Esch berief umgehend eine Zu-
sammenkunft der Hochschulgruppen am 23. Juni ein, wobei er die SED-Mitglieder
in ihrem fehlerhaften Vorgehen offensichtlich anklagte. Die SED-Mitglieder konn-
ten seine Argumente in keinster Weise entkra¨ften.270
In der Nacht vom 18. auf den 19. Oktober 1949 wurden Esch und viele sei-
ner studentischen Anha¨nger verhaftet. Im Juli 1950 wurde er vom Sowjetischen
Milta¨rtribunal (SMT) in Schwerin verurteilt, nach Russland deportiert und ein Jahr
spa¨ter erschossen.271
Ab Herbst 1948 war die SED bemu¨ht, den Herrschaftsanspruch auf die FDJ
durchzusetzen. Die FDJ sollte unter Kontrolle der SED die Vertretung der Studenten
268Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.81.
269SED-Fraktionssitzung des Studentenrates v. 20.06.1949.UAR. R/3379.
270Handschuck, Martin (2002). S.32.
271Ders. S.32.
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und somit ”das Instrument zur Mobilisierung der jungen Generation“ darstellen.
272
Bis Juni 1949 entwickelte sich die FDJ zu einer Massenorganisation der SED. Ohne
die SED zu nennen, ordnete sie sich durch die neu formulierten ”Grundsa¨tze undZiele“ der Einheitspartei unter.273
An der Universita¨t trat neben der FDJ eine zweite gro¨ßere Massenorganisa-
tion mit dem FDGB in Erscheinung. Problematisch war der Umstand, dass sich
deren Zielvorstellungen mit denen der FDJ u¨berschnitten und aufgrund dessen
befanden sich beide Organisationen in einer Art Konkurrenzsituation zueinander.
Demzufolge erließ das Sekretariat des ZK am 08. April 1949 neue Richtlinien.
”Die besonderen Aufgaben der FDGB-Hochschulgruppen liegen auf dem sozialen
und wirtschaftlichen Gebiet. [...] Die Aufgaben der FDJ liegen besonders auf
gesellschaftlichem und kulturellem Gebiet.“274
1950 wurde die FDJ als Nachfolger des Studentenrates bestimmt. Nach den
neuen Richtlinien fu¨r die Studentenratswahlen wurde vom Politbu¨ro des ZK vom 22.
November 1949 folgendes beschlossen: ”Vorschlagsberechtigt fu¨r die Studenten-
und Fakulta¨tsra¨te sind die demokratischen Massenorganisationen: FDJ, FDGB,
Kulturbund (KB) und Gesellschaft fu¨r deutsch-sowjetische Freundschaft (DSF).“275
Am 08. Februar 1950 fanden die letzten Studentenratswahlen statt. Von den 30
aufgestellten Kandidaten wurden 23 Mitglieder mit der ho¨chsten Stimmenanzahl
fu¨r den Studentenrat gewa¨hlt. Von diesen 23 nominierte die FDJ und der FDGB 15.
Es entstand ein ”FDJ-Studentenrat“.
276
Die Politisierung der Universita¨ten wird an der Teilnahme der Rostocker
Studenten an der Wahl zum Studentenrat ersichtlich. Etwa 94,5% der Studenten
beteiligten sich.277
Der Studentenrat verlor zunehmend an Bedeutung, die FDJ hingegen gewann
stetig an Bedeutung. 1951 endete die Amtsperiode des letzten Studentenrates an
der Universita¨t Rostock mit der endgu¨ltigen U¨bernahme durch die FDJ.278
Bis zu diesem Zeitpunkt wurde der Studentenrat als neues indirektes Sprach-
organ der SED-Leitung der Betriebsgruppe genutzt wie bspw. im ”Kampf um denFrieden“. Der Studentenrat verpflichtete sich auf Beschluss der UPL bspw. am
03. Juni 1951 bis 12 Uhr ein ”ja - gegen Remilitarisierung in Westdeutschland
abzugeben“. Die Losung wurde an ihrem Geba¨ude zur deutlichen Sichtwerbung
272Skyba, Peter.Vom Hoffnungstra¨ger zum Sicherheitsrisiko.Jugend in der DDR und Jugendpolitik
der SED 1949-1961.Ko¨ln u.a.2000. S.47.
273Ders. S.56.
274Ko¨nig, Rene´ (2006). S.30.
275Grunwald, Sabine (1993). S.838.
276Hoffmann, Horst u.a. (1969). S.85.
277Bernitt, Hartwig (1999). S.38.
278Dies. S.39.
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vero¨ffentlicht.279
Im selben Jahr auf einer Leitungssitzung der UPL gab der Parteisekreta¨r be-
kannt, dass von da an keine Studentenratswahlen mehr durchgefu¨hrt werden. Der
Studentenrat sollte dennoch weiterhin bestehen, um den Kontakt zu den westdeut-
schen Studentenausschu¨ssen aufrecht zu erhalten.280
”Er ist im Grunde ”eingeschlafen“.“
281
279Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 23.05.1951.UAR. UPL/046.
280Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 26.07.1951.Ebenda.
281Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.110.
3 Ausbau der Betriebsgruppe zur Parteiorganisation 1948-1954
3.1 Organisation und Arbeitsweise
Die SED-Betriebsgruppe bzw. SED-Parteiorganisation hatte kein eigensta¨ndiges
Statut, so dass fu¨r die Binnenstruktur ha¨ufig die u¨berarbeiteten zentralen Parteista-
tuten Anwendung fanden. Die Arbeit der Parteileitung vollzog sich in Vorstands-
(spa¨ter Leitungs-) und Sekretariatssitzungen, Delegiertenkonferenzen sowie Par-
teiaktivtagungen.
3.1.1 Sitzungen der SED-Universita¨tsparteileitung
In den ersten Jahren fanden die Sitzungen der Parteileitung unregelma¨ßig statt.
Zudem war die Aktenfu¨hrung unvollsta¨ndig. Dies a¨nderte sich Anfang der 50er
Jahre, in denen begonnen wurde, eine akkurate Unterlagenfu¨hrung umzusetzen.
Die Unterlagen weisen seitdem eine minutio¨se Genauigkeit auf. Dies ist besonders
bei den Protokollen der Vorstands- und Sekretariatssitzungen erkennbar. Oft wur-
den diese als wo¨rtliche Mitschriften gefu¨hrt, um Auseinandersetzungen innerhalb
der Gremien zu dokumentieren und sie gegebenfalls als Beweismittel fu¨r spa¨tere
Parteiverfahren zu verwenden. Es zeigt sich, dass die Akteure dabei ”kein Blatt vorden Mund nehmen“ und deshalb die ideologischen Angriffe und Diffamierungen in
einer eher ”unappetitlichen“ Art und Weise zum Ausdruck gebracht wurden. Prof.Dr. Haiduk bezeichnet die Sitzungen als offene Diskussionen, in denen es aber
auch davon abha¨ngig war, wie stark dogmatische Einstellungen dominierten.1
Mit dem Wintersemester 1948/49 wurden erstmals organisatorische Richtlini-
en fu¨r die Betriebsgruppe erlassen, welche ein regelma¨ßiges Zusammentreffen des
Vorstandes und Sekretariats vorschrieben.2
In diesem Zusammenhang wurde festgelegt, dass die Sekretariatssitzungen
alle acht und die Vorstandssitzungen alle 14 Tage stattfinden sollten. Zudem waren
je zwei Vollversammlungen sowie eine o¨ffentliche Versammlung pro Semester an-
gesetzt. Die Aufgabe des Sekretariats war es, regelma¨ßig Protokolle anzufertigen.3
An der Umsetzung haperte es jedoch, da zu diesem Zeitpunkt noch keine
Richtlinien fu¨r den Aufbau der Protokolle existierten, weshalb diese sehr unstruk-
turiert erscheinen. Ein Grund fu¨r diesen Umstand sind, wie bereits dargelegt, die
wo¨rtlichen Mitschriften in den Protokollen.4
1Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.112.
2Arbeitsplan Wintersemester (WS) 1948/49.UAR. UPL/038.
3Ebenda.
4Siehe dazu: Protokolle der Sitzungen der UPL.UAR. UPL/045.
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Erst ab dem Sommersemester 1950 wurde diesem Zustand Abhilfe geschaf-
fen, indem eindeutige Richtlinien fu¨r die Protokollfu¨hrung herausgegeben wurden.
Demnach gab es vier entscheidende Punkte, die jedes Protokoll zu enthalten hatte:
1. Tagesordnung
2. Anwesenheit und Abwesenheit (namentlich)
3. Beschlussfassung und Abstimmungsresultat
4. Unterschrift des verantwortlichen Genossen fu¨r die Sitzung bzw. Versamm-
lung
Dadurch wurde zum einen jedes noch so kleine Detail des Sitzungsverlaufs fest-
gehalten und zum anderen eine sta¨ndige Erfassung der Mitglieder der Vorsta¨nde
durchgefu¨hrt. Es entstand eine Art Kontrollwesen u¨ber die Teilnahme an den Ver-
sammlungen der Parteigenossen, da diese Richtlinien auch fu¨r die Sitzungen der Fa-
kulta¨tsgruppenvorsta¨nde maßgebend waren. Die Fakulta¨tsleiter waren angewiesen,
dem Sekretariat jeden Monat Informationsberichte sowie Arbeitspla¨ne zukommen
zu lassen. Die UPL verschaffte sich somit einen U¨berblick u¨ber die derzeitige
Lage in den Fakulta¨tsgruppen und konnte die Arbeit innerhalb der Grundeinheiten
kontrollieren sowie Maßnahmen gegen Abwesenheit von Mitgliedern ergreifen.
Bei der Auflistung der nicht anwesenden Mitglieder wurde zudem dokumentiert,
ob diese entschuldigt oder unentschuldigt fehlten. Es musste ein gewichtiger Grund
fu¨r die Abwesenheit vorliegen, denn andernfalls wu¨rden Strafen erlassen werden,
die bis zum Parteiausschluss eines Mitgliedes reichten.
Die U¨bermittlung von Informationen und Stimmungsberichten geho¨rte zu den
vier Aufgabengebieten der Massenagitation (Agitationsschulung sowie -einsatz,
Parteiinformation, Presse und Sichtwerbung). Die Parteiinformation stellte keinen
mystischen Nachrichtendienst dar, sondern hatte laut ”bolschewistischer Forde-
rung: Das Ohr bei den Massen ...“. Ein Parteiinformator meldete dem Vorstand die
Stimmung in den Abteilungs- und Fakulta¨tsgruppen, wobei dieser ”auch krasse
Beispiele reaktiona¨rer Ausfa¨lle oder fortschrittlichen Handelns namentlich kenn-
zeichnen..., herrschende Stimmung in seiner Umgebung ungefa¨rbt den Parteileitun-
gen (Fakulta¨tsgruppenvorsta¨nde) vermitteln“ musste.5
Die Fakulta¨tsgruppenvorsta¨nde leiteten diese Informationen an den 1. Sekreta¨r
der UPL zur Abzeichnung weiter. Der wiederum u¨berließ die Auswertung im
Anschluss dem jeweils zusta¨ndigen Sekretariatsmitglied. Dieser verarbeitetete die
Informationen aus den Protokollen u¨ber die Versammlungen, den Schulungsaben-
den, die Vorstandssitzungen usw. und berichtetete dem Sekretariat bzw. Vorstand
daru¨ber. In den Sitzungen wurde daraufhin u¨ber das weitere Vorgehen beraten.6
Der Vorstand wurde immer mehr zu einem Beschlussorgan, der seine Zu-
5Arbeitsplan Sommersemester (SS) 1950.UAR. UPL/038.
6Bericht u¨ber die Organisationsarbeit der Betriebsgruppe v. 26.07.1950.UAR. UPL/128.
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stimmung zu den einzelnen ausgearbeiteten Beschlu¨ssen des Sekretariats gab. Von
1950 an waren auch die Beschlu¨sse des Sekretariats ”bindend“. ”Die politische
Anweisung und Kontrolle, sowie die Verantwortung fu¨r die gesamte Parteiarbeit
liegt beim Sekretariat des Betriebsgruppenvorstandes.“ Die Sekretariatssitzungen
fanden seitdem dreimal wo¨chentlich statt. Des Weiteren wurde eine Parteischulung
mit der Einfu¨hrung des Parteilehrjahres7 durchgefu¨hrt, um ”eine sta¨ndige Kontrolle
ausu¨ben zu ko¨nnen, inwieweit die Parteiliteratur bewusst von den Genossen verar-
beitet worden ist“. Dabei musste ”der jeweilige Referent auf wichtige Aufsa¨tze und
Vero¨ffentlichungen des Parteivorstandes in seminaristischer Form eingehen.“8
Die U¨bermittlung von Aufgaben fu¨r die einzelnen Parteimitglieder erfolgte vor-
erst u¨ber die Beschlu¨sse der Versammlungen der Leitung der SED-Betriebsgruppe
sowie der einzelnen Fakulta¨tsgruppenvorsta¨nde. Somit wurde die politische Vorge-
hensweise im Sekretariat ausgearbeitet bzw. beschlossen, zumeist dem Vorstand
zur Besta¨tigung und Diskussion u¨bergeben und daraufhin an die verantwortlichen
Mitglieder der Fakulta¨ts-, Abteilungsgruppen und Massenorganisation weiterge-
geben, die dann zur Umsetzung schritten. Das eigentliche politische Leben vollzog
sich demnach in den Grundeinheiten des Parteiapparates.9
Des Weiteren wurden fu¨r spezielle Themengebiete Kommissionen gebildet, die
die Beschlu¨sse umzusetzen hatten. Aufgrund der großen Anzahl von gebildeten
Kommissionen werde ich lediglich auf eine Auswahl von Kommissionen eingehen.
Eine genauere Betrachtung der Arbeit der Kommissionen wird im Rahmen dieser
Arbeit nicht vorgenommen.
Zu besonderen Anla¨ssen wurden durch die Universita¨tsparteileitung Agitati-
onskommissionen gegru¨ndet. So geschah es bspw. zur Vorbereitung der Studenten-
und Fakulta¨tsratswahlen bzw. zur Vorbereitung der Volkswahlen 1950. Demzufolge
wurde eine Agitationskommission zur Anleitung der Volkswahlen, bestehend aus
zwei Vorstandsmitgliedern mit Resch und Friedrichs, einem Genossen aus der FDJ
und einem Genossen aus der Nationalen Front10 gegru¨ndet. Diese sollten alle Stu-
denten auffordern, das Wahlprogramm der SED in ihren Heimatorten zu verbreiten.
Um dieses zu gewa¨hrleisten, wurde die Agitationskommission mit Siegfried Go¨rs
um ein weiteres Sekretariatsmitglied erweitert.11
Die Kommission gru¨ndete Agitationsgruppen in den Grundeinheiten der Be-
7Siehe Punkt 3.2.3.
8Arbeitsplan SS 1950.UAR. UPL/038.
9Vgl. Mu¨ller, Marianne und Egon Erwin. ”...stu¨rmt die Festung Wissenschaft!“.Berlin.1994.S.137/8.
10bezeichnet den Zusammenschluss der Parteien (SED, LDPD, CDU, DBD, NDPD) und Massenor-
ganisationen (FDJ, KB, FDGB, DFD, VdgB) in der DDR in: Richter, Michael.Die DDR in den
achtziger Jahren. in: Informationen zur politischen Bildung.Geschichte der DDR.Heft 231.
2. Quartal.1991. S.27.
11Protokoll der Sekretariatssitzung der UPL v. 21.07.1950.UAR. UPL/45.
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triebsgruppe. Ziel war es, dass alle Universita¨tsangeho¨rigen an der Wahl teilnahmen
und gleichzeitig festgestellt wurde, ob ”Feindmaterial“ jeglicher Form gesichtet
worden ist. Zur Umsetzung dieser Forderung wurde ein Aufkla¨rungslokal im
Universita¨tshauptgeba¨ude eingerichtet, wo die Agitatoren ihren Einfluss auf die
weiteren Universita¨tsangeho¨rigen ausu¨ben sollten.12
Nach der Volkswahl bestand die Aufgabe der Fakulta¨tsgruppenvorsta¨nde darin,
Mitgliederversammlungen einzuberufen, um ”Nichtwahlteilnehmer“ herauszufil-tern. Das heißt schlechte Parteimitglieder, die ihrer Pflicht nicht nachkamen und
ihre Partei in der Wahl nicht mit ihrer Stimme unterstu¨tzten, ausfindig zu machen
und die betreffenden Personen mit einer Parteistrafe zu belegen.13
Zur Unterstu¨tzung der Sichtwerbung der Partei wurde eine Wandzeitungs-
kommission gegru¨ndet, die im Wandkasten des Universita¨tshauptgeba¨udes laufend
Stellungnahmen der Genossen zu Tagesfragen und wichtigen Themen der Politik
vero¨ffentlichte. Die politische Richtlinie wurde dabei von der Parteileitung der
Universita¨t vorgegeben, welche ihre Politik an der der SED und den Beschlu¨ssen
der oberen Instanzen orientierten.14
Ab Anfang 1951 kristallisierte sich eine neue Methode zur Durchfu¨hrung von
Beschlu¨ssen der Partei heraus, na¨mlich die Erteilung von Parteiauftra¨gen. Ein Par-
teiauftrag ist ein Mittel zur Umsetzung von Beschlu¨ssen, indem er genau festlegt,
welche Aufgaben das jeweilige Mitglied oder der Kandidat zu erfu¨llen hatte, um
den Beschluss durchzusetzen. Dadurch wurde eine genaue Trennung zwischen
aktiven und passiven Mitgliedern vollzogen. Die Teilnahme am Parteilehrjahr und
an den Mitgliederversammlungen wurde nicht als Parteiauftrag gewertet. Diese
galten fu¨r jedes Mitglied und alle Kandidaten als Pflichtveranstaltungen. Der Par-
teiauftrag musste auf die jeweiligen Fa¨higkeiten des Mitgliedes oder Kandidats
zugeschnitten sein. Ganz nach dem Prinzip der Optimierung waren ”Die Mitar-
beiter so auf die Pla¨tze zu verteilen, dass sich jeder am richtigen Platz fu¨hle, dass
jeder Mitarbeiter fu¨r unsere gemeinsame Sache das Ho¨chstmaß leisten ko¨nne, wozu
er seinen perso¨nlichen Anlagen nach u¨berhaupt fa¨hig ist.“ Mit der Erfu¨llung dieser
speziellen Aufgaben im Rahmen des Parteiauftrages nahmen die Mitglieder und
Kandidaten aktiv an der Parteiarbeit teil.15
Fu¨r die Vergabe von Parteiauftra¨gen in den oberen Instanzen der Universita¨t
war die UPL zusta¨ndig. Ansonsten waren die fu¨hrenden Leiter der Fakulta¨tsgruppen-
vorsta¨nde, welche auf Beschluss der UPL handelten, dafu¨r verantwortlich.16
Die Kompetenzerweiterung der Aufgabengebiete der UPL erreichte mit dem
12Protokoll der Vorstandssitzung der UPL v. 23.06.1950.UAR. UPL/45.
13Protokoll der Sekretariatssitzung der UPL v. 13.10.1950.Ebenda.
14Arbeitsplan SS 1950.UAR. UPL/038.
15Sekretariatsbericht von Go¨rs auf Sekretariatssitzung vom 07.12.1950.UAR. UPL/045. / Erteilung
von Parteiauftra¨gen.UAR. UPL/128.
16Protokoll der Sekretariatssitzung der UPL v. 23.02.1951.UAR. UPL/46.
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Beschluss des ZK u¨ber die Planstellen vom 08. Februar 1951 eine ganz neue Di-
mension. Durch diesen unterlagen die Planstellen der Univerita¨t der Besta¨tigung
des Sekretariats der SED-Betriebsgruppe. Das heißt, alle Entlassungen und Ein-
stellungen forderten eine Zustimmung des Sekretariats. In Folge dessen kam eine
U¨berwachung und Steuerung des Lehrko¨rpers zustande. Die UPL reichte Informa-
tionen u¨ber die jeweilige Lehrkraft weiter und das ZK beschloss dann bzgl. eines
weiteren Verbleibs.17
Weiterhin berieten und bestimmten sie die Vorsta¨nde der Massenorganisationen.
Erkenntlich wird dies beispielsweise in der Bestimmung des Vorstands des Kul-
turbundes. Es wurden Vorschla¨ge unterbreitet und verschiedene Mo¨glichkeiten
durchgesprochen, um die geeigneten Personen fu¨r den jeweiligen Vorstand zu
bestimmen.18
Die UPL u¨berschritt bei der Ausfu¨hrung ihrer Funktionen ha¨ufig bestimmte
Grenzen in den Aufgabenbereichen. Zumeist u¨bernahm die Parteileitung noch
einzelne Verwaltungsaufgaben, anstatt die Genossen in der Verwaltung anzuleiten.
Dies bezeichnete die Landsleitung als eine Schwa¨che der Parteileitung.19
Durch die neuen Parteirichtlinien von 1951 wurde das Sekretariat vollsta¨ndig
in die Parteileitung integriert. Es existierten bis Ende 1953 ausschließlich Leitungs-
sitzungen der Parteileitung der Parteiorganisation der Universita¨t Rostock, das
aus einem Leitungskollektiv von 15 bis 17 Mitgliedern20 bestand. Somit entfielen
die Sekretariatssitzungen vorerst. Das Leitungskollektiv hingegen tagte einmal
wo¨chentlich. Die Aufgabengebiete der ehemaligen Sekretariatsmitglieder fielen
auf Mitglieder dieses Leitungskollektives, wobei sich die personelle Besetzung im
Grunde genommen nicht a¨nderte.21
Die Leitungen der Grundorganisationen22 mussten nun in der ersten monatli-
chen Leitungssitzung der UPL zur Berichterstattung erscheinen und die Massenor-
ganisationen bis zum 25. jeden Monats einen Arbeitsplan zur Kontrolle vorlegen.23
Eine Erweiterung dieses Systems der Berichterstattung erfolgte mit der Recht-
fertigung der Wissenschaftler u¨ber ihre wissenschaftliche Arbeit vor der Parteilei-
tung. Demzufolge wurden monatlich einige Wissenschaftler von der Parteileitung
vorgeladen, um die Universita¨tsangeho¨rigen versta¨rkt in die politische Mitarbeit
17Beschluss u¨ber alle Planstellen vom 08.02.1951 (+ Auflistung aller Stellen vorhanden).UAR.
UPL/46.
18Protokoll der Leitungssitzung v. 28.10.1952.UAR. UPL/47.
19Entschließung der 11. Tagung der SED Mecklenburg vom 02. und 03. November 1951.UAR.
UPL/102.
20Siehe S.76ff.
21Vgl. Protokolle der Sitzungen der UPL von 1951-1954.UAR. UPL/46-48.
22a¨hnlich den Fakulta¨sgruppenvorsta¨nden; diese Vera¨nderung war im Zuge der II.Hochschulreform
geta¨tigt worden. Vgl. Punkt 3.2.1.
23Bericht der Parteiorganisation v. 15.10.1952.UAR. UPL/128.
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einzubeziehen.24
Des Weiteren war der Verwaltungsdirektor der Universita¨t verpflichtet, dem Sekre-
tariat der UPL den von ihm aufgestellten Monatsplan zur Besta¨tigung vorzulegen.25
Dieses Sekretariat wurde Ende 1953 bzw. Anfang 1954 reaktiviert, um die Be-
schlu¨sse fu¨r die UPL vorzubereiten und der UPL zur Besta¨tigung bereitzulegen.26
3.1.2 Delegiertenkonferenzen
Anfangs wurde der Vorstand der Betriebsgruppe auf einer Vollversammlung aller
Mitglieder gewa¨hlt, die Vorsta¨nde der Abteilungs- bzw. Fakulta¨tsgruppen im Ge-
gensatz dazu auf den Mitgliederversammlungen der betreffenden Abteilung bzw.
Fakulta¨t. Dies a¨nderte sich ab 1948 mit der Einfu¨hrung der Delegiertenkonferenz.
Die UPL wurde nun auf diesen Konferenzen von ausgesuchten Delegierten der
Abteilungs- und Fakulta¨tsgruppen, der Kreis- und Landesleitung sowie anderen
Vertretern des Parteiapparates gewa¨hlt. Die Wahl der Vorsta¨nde der Abteilungs-
und Fakulta¨tsgruppen wurde weiterhin auf den Mitgliederversammlungen durch-
gefu¨hrt.27
1. Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe 15.10.1948
2. Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe 11.02.1949
3. Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe 12.07.1949
4. Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe 20.10.1949
5. Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe 04.06.1950
6. Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe 01./02.12.1951
7. außerordentliche Delegiertenkonferenz 18.12.1952
8. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation 10.05.1952
9. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation 12./13.12.1953
Tabelle 3.1: Delegiertenkonferenzen 1948-1954
Auf der Delegiertenkonferenz vom 15. Oktober 1948 wurde zum ersten Mal
ein Betriebsgruppensekreta¨r bestimmt.28 Jedoch liegt fu¨r die ersten drei Delegier-
tenkonferenzen keinerlei Aktenmaterial vor. Aufgrund dessen sind sie nur hilfreich,
24Protokoll der Leitungssitzung v. 19.08.1954.UAR. UPL/050.
25Bericht des Sekretariats u¨ber die Periode 14.07.-18.08.1954.Ebenda.
26Vgl. Sekretariatssitzungen der Leitung der SED-Parteiorganisation der Universita¨t von Jan.-Juni
1954.UAR. UPL/089. / Sekretariatssitzungen der Leitung der SED-Parteiorganisation von Juli
bis Dez. 1954.UAR. UPL/090.
27Vgl. Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.115.
28Entwicklungsbericht der Betriebsgruppe.UAR. UPL/207.
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um den anfa¨nglichen Wahlrhythmus zu rekonstruieren.
In dem zu betrachtenden Zeitraum wurden neun Delegiertenkonferenzen29 ab-
gehalten, wobei die erste in den Akten u¨berlieferte Konferenz, die vom 20. Oktober
1949 darstellt.
Die neuerlich eingefu¨hrten Delegiertenkonferenzen sind in diesem Zusam-
menhang hilfreich zur Rekonstrukion der Besetzung der UPL. Bei genauerer Be-
trachtung wird erkennbar, dass die ersten Delegiertenkonferenzen semesterweise
veranstaltet wurden. Die Amtsperiode bis zur Neuwahl der UPL betrug also ein
Semester.
Dieser Umstand a¨nderte sich ab Mitte 1950 und die Legislaturperiode der
gewa¨hlten UPL wurde auf zwei Semester festgelegt.30 Die Vorsta¨nde in den Abtei-
lungen und Fakulta¨ten wurden weiterhin semesterweise neu durch die Mitglieder-
versammlung bestimmt.31
Im Zuge der II. Hochschulreform 1951 wurde veranlasst, die Leitung der Partei
der Universita¨t Rostock auf zwei Studienjahre beizubehalten. Die 1952 einberu-
fene außerordentliche Delegiertenkonferenz ist auf den Umstand zuru¨ckzufu¨hren,
dass bis zu diesem Zeitpunkt eine zu hohe Zahl von Abga¨ngen aus der UPL zu
verzeichnen war und eine Neuwahl notwendig erschien.32
Zum allgemeinen Versta¨ndnis wird im Folgenden der Ablauf einer Dele-
giertenkonferenz na¨her betrachtet: Vor jeder Delegiertenkonferenz wurden sog.
Delegiertenkarten33 als Einladungen versandt. Diese berechtigten zur Teilnahme
an der Konferenz und dienten als ”Eintrittskarte“. Die Anzahl der Delegiertenauf den Konferenzen bewegte sich zwischen 70 und 180 Delegierten. Eingeladen
wurden Delegierte und Gastdelegierte, jedoch nahmen zumeist nicht alle diese
Einladung wahr. Die Delegierten waren Mitglieder der eigenen Betriebsgruppe,
wobei Vertreter aus der Landes- bzw. Bezirksleitung, den Kreisleitungen, dem
Zentralkomitee und prominente Perso¨nlichkeiten aus dem Parteiapparat als Gastde-
legierte aufgefu¨hrt wurden.
Des Weiteren bestand die Partei ab 1949 aus Mitgliedern und Kandidaten,
die sich einem Aufnahmeverfahren34 unterziehen mussten. In Folge dessen gab
es Delegierte mit beratender und beschließender Stimme. Kandidaten hatten die
gleichen Rechte und Pflichten wie die Mitglieder der Partei, u¨ber ein Stimmrecht
29Delegiertenkonferenzen der SED-Petriebsgruppe bzw. -Parteiorganisation. UAR. UPL/001-006.
30Protokoll der Sekretariatssitzung der UPL v. 15.04.1950.UAR. UPL/45.
31Vgl. Protokoll der Sekretariatssitzung der UPL v. 03.05.1951.UAR. UPL/046.
32Protokoll der außerordentlichen Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 18.12.1952.
UAR. UPL/004.
33Siehe Anhang: Delegiertenkarte S.120. Aus: Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe vom
01. und 02.12.1951. UPL/003.
34Siehe Punkt 3.1.5.
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verfu¨gten sie jedoch nicht.35
Delegiertenkonferenz Delegierte Gastdelegierte Gesamt
20.10.1949 139 38 177
04.06.1949 111 45 156
01./02.12.1950 69 45 114
18.12.1952 62 30 92
10.05.1952 52 27 79
12./13.12.1953 109 36 145
Tabelle 3.2: Anzahl der Delegierten und Gastdelegierten auf den jeweiligen
Delegiertenkonferenzen
Zu Beginn jeder Konferenz wurde ein Pra¨sidium zur Leitung der Konferenz
bestimmt, eine Mandatskommission zur U¨berpru¨fung der Mandate, eine Redak-
tionskommission zur Verfassung der Beschlu¨sse und eine Wahlkommission zur
Ausza¨hlung und Kontrolle der Wahl der Parteileitung.36
Der 1. Parteisekreta¨r ero¨ffnete die Veranstaltung und erteilte den Genossen
zur Unterbreitung der Vorschla¨ge fu¨r das Pra¨sidium das Wort. Dieses wurde offen
gewa¨hlt. Das Pra¨sidium bestimmte einen Genossen aus seinen Reihen, welcher fu¨r
die Leitung der Versammlung zusta¨ndig war. Außerdem gab der Leiter die Tages-
ordnung bekannt und ließ u¨ber diese abstimmen. Danach ta¨tigten die Mitglieder
Vorschla¨ge fu¨r die soeben benannten Kommissionen und es erfolgte ebenfalls eine
offene Abstimmung u¨ber deren Einsetzung.37
Daraufhin wurde der Rechenschaftsbericht von der bisherigen Verwaltungs-
einheit (UPL) vorgetragen, was zumeist der amtierende Parteisekreta¨r u¨bernahm. In
spa¨teren Delegiertenkonferenzen wurden neben dem Rechenschaftbericht weitere
spezielle Berichte betreffend aktueller Ereignisse, wie bspw. der Einfu¨hrung des
10-Monate-Studienjahrs oder der U¨berpru¨fung der Parteimitglieder, referiert.38
Im Anschluss an die abgehaltenen Berichte verlas der Versammlungsleiter den
Entschließungsentwurf fu¨r die neuen Vorgehensweisen. Diese lag jedem Anwesen-
den schriftlich vor. Daraufhin wurden das Referat und der Entwurf zur Disposition
gestellt. Die A¨nderungsvorschla¨ge auf den Delegiertenkonferenzen nahm die Re-
daktionskommission vor. Im Folgenden wurde abgestimmt und die Entschließung
35Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.111.
36Siehe dazu u.a.: Protokoll der Delegiertenkonferenz v. 20.10.1949, 04.06.1950.UAR. UPL/001/2.
37Vgl. Delegiertenkonferenzen von 1949-1954.
38Protokoll der V. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 12. und 13.12.1953.UAR.
UPL/006.
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vollzogen.39
Kurz darauf wurde u¨ber die Sta¨rke der neu zu wa¨hlenden Parteileitung (3, 5,
7, 9, 11 oder 15), die Einbringung der einzelnen Vorschla¨ge der Kandidaten fu¨r die
neue Parteileitung bei eventueller Vorstellung derselben und Beantwortung an sie
gestellter Fragen abgestimmt. Anschließend erfolgte der Antrag auf Abschluss der
Kandidatenliste aus der Konferenz und es kam zu einer offenen Abstimmung zur
Besta¨tigung der Kandidatenliste.40
Nun wurde die Parteileitung in einer geheimen Wahl bestimmt und das Ergeb-
nis durch die Wahlkommission pra¨sentiert. Leitungsmitglieder mussten in diesem
Zusammenhang mindestens 50% aller Stimmen vorweisen, ansonsten erfolgte eine
Stichwahl. Dasselbe Vorgehen kam bei Stimmengleichheit mehrerer Kandidaten
zur Anwendung. Eine Erho¨hung der Anzahl der Leitungsmitglieder aufgrund von
Stimmengleicheit war nicht zugelassen.41
Die Delegiertenkonferenz wa¨hlte die Parteileitung, die ab 1951 wiederum den
1. Parteisekreta¨r bestimmte. Die Leitungen der Abteilungs- und Fakulta¨tsgruppen,
spa¨ter Grundorganisationen, wurden weiterhin auf den jeweiligen Mitgliederver-
sammlungen gewa¨hlt.42
Zusammenfassend ist anzumerken, dass es sich bei Delegiertenkonferenzen
um Foren fu¨r die Vorgabe der neuen Richtlinien der Parteipolitik, die Besprechung
der begangenen Fehler der zuletzt amtierenden UPL sowie der Wahl der neuen
Parteileitung handelte.
3.1.3 Parteiaktivtagungen
Unter Parteiaktivtagungen sind ”kleinere Delegiertenkonferenzen“ der Partei an derUniversita¨t Rostock zu verstehen. Dabei traf sich ein Kreis von Parteimitgliedern zu
einer Versammlung bzw. zur Vollversammlung, um u¨ber aktuelle Tagesfragen der
Politik zu debattieren und neue Parteirichtlinien im Kreise der Parteimitglieder der
Universita¨t zu diskutieren. Sie wurden in regelma¨ßigen Zeitstabsta¨nden einberufen.
Somit stellt es ein Organ zur Lo¨sung vorhandener Probleme durch Diskussion
verschiedener Vorschla¨ge dar. Bis 1953 dienten Parteiaktivtagungen ausschließlich
zur Beratung und Informationsweitergabe.43
Dieser Umstand a¨nderte sich auf Beschluss der Delegiertenkonferenz von
1953 hin. Demnach hatte das Parteiaktiv der Parteiorganisation der Universita¨t
39Vgl. Anleitung und Hilfe fu¨r die Durchfu¨hrung der Mitgliederversammlungen in den Grundorga-
nisationen zur Vorbereitung des IV. Parteitages v. 21.10.1953.UAR. UPL/103.
40Ebenda.
41Ebenda.
42Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.115/6.
43Parteiaktivtagungen der SED-Parteiorganisation von 1948-1954.UAR. UPL/024.
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Rostock das Recht, Beschlu¨sse zu fassen und sie durchzufu¨hren.44
Das Parteiaktiv der Parteiorganisation bestand aus 50 Genossen. In dieser
Zahl enthalten, waren die Mitglieder der UPL sowie die fu¨hrenden Mitglieder der
Vorsta¨nde der Fakulta¨ten und Abteilungen.45
Des Weiteren wurde ein Parteilosenaktiv aus den Angeho¨rigen des Lehrko¨rpers
unter der Losung ”die Unklaren und Schwankenden“ von der Politik der Partei zu
u¨berzeugen gegru¨ndet.46
Die Einfu¨hrung des Parteilosenaktivs fu¨r die Studenten folgte wenig spa¨ter.
Den Protokollen der Leitungssitzung ist zu entnehmen, dass es ein ”zwangloses
Zusammennehmen“ und sich Unterhalten sein sollte, ”damit sie [Nichtmitglieder
der SED (Studenten und Dozenten)] in unsere Bahnen gelenkt werden“.47
Zudem wurden weitere Parteiaktivs in den einzelnen Fakulta¨ten geschaffen.
Nach Walter Ulbricht war die Bildung von Parteiaktivs ”die gegenwa¨rtig wichtigste
[Aufgabe] in der gesamten innerparteilichen Arbeit.“ Diese Parteiaktivs sollten
zur Durchfu¨hrung der Politik der Partei eingesetzt werden. Ziele der Einfu¨hrung
waren:
1. passiven Mitgliedern zur marxistisch-leninistischen Einstellung verhelfen
2. feindliche Elemente in Diskussionen entlarven
3. ”Kampf gegen alle A¨ußerungen bu¨rgerlicher Ideologie“ fu¨hren
4. Informationsberichte u¨ber Methoden der feindlichen Elemente an die Partei-
leitung versenden
5. Auseinandersetzung mit feindlichen Elementen in allen Abteilungen durch-
setzen
6. Beratungen u¨ber die wichtigsten Beschlu¨sse der Partei und Regierung fu¨hren48
Die Kreisleitung bat den Parteisekreta¨r daraufhin, gewissenhafte Leitungsmitglieder
abzustellen, um auf Kreisebene ein neues Parteiaktiv aufzubauen.49
Bonnen stellte daraufhin die Leitungsmitglieder Heinz Dombrowsky und Ernst
Blu¨mer sowie drei weitere SED-Mitglieder zur Unterstu¨tzung dieses Parteiaktivs
ab.50
Dadurch wurde nicht nur ein Parteiaktiv in der Stadt Rostock aufgestellt,
44Protokoll der V. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 12. und 13.12.1953.UAR.
UPL/006.
45Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 05.05.1954.UAR. UPL/49.
46Protokoll der V. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 12. und 13.12.1953.UAR.
UPL/006.
47Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 10.02.1954.UAR. UPL/49.
48Protokoll der Sekretariatssitzung der UPL v. 24.10.1953.UAR. UPL/48.
49Schreiben der Kreisleitung an die Leitung der Grundorganisation Universita¨t Rostock v.
20.10.1953.UAR. UPL/123.
50Protokoll der Sekretariatssitzung v. 24.10.1953.UAR. UPL/047.
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sondern es wurden auch die Kontakte zur Kreisleitung weiter ausgebaut, um im
Gegenzug bei Problemen Hilfestellung von dieser zu erhalten.
3.1.4 Parteisekreta¨re
Nach dem U¨bergang von einem gescha¨ftsfu¨hrenden Vorstand bestehend aus ehren-
amtlichen Vorsitzenden zu einer Art ”Sekretariatsverfassung“ ru¨ckte die Positiondes 1. Parteisekreta¨rs immer weiter in den Vordergrund des politischen Geschehens.
In Bezug auf die UPL ist die Betrachtung dieser Stellung im Parteiapparat der
Universita¨t unumga¨nglich. Aus diesem Grund wird es im Folgenden zu einem
kurzen Diskurs u¨ber die Personen und deren Aufgaben in dieser Position kommen.
Der 1. Parteisekreta¨r stellte den Dreh- und Angelpunkt der poltitischen Verbin-
dungen zu den u¨bergeordneten Leitungen und der UPL dar. Er war somit zusta¨ndig
fu¨r die Zusammenarbeit mit der Landesleitung51 bzw. spa¨ter der Bezirksleitung52,
der Kreisleitung53 und dem ZK54. Er hielt sta¨ndigen Kontakt mit diesen Institutio-
nen und erhielt von diesen die weiteren Richtlinien der Politik, welche er an die
UPL und die UPL wiederum an die Leitungen der Grundorganisationen weitergab.
Anschließend verteilten diese die Richtlinien an alle Parteimitglieder innerhalb
ihrer Organisation. Nach dem Prinzip der doppelten Unterstellung musste eine
untere Einheit einer Grundorganisation auch direkt Anweisungen von der UPL ent-
gegennehmen. Dies wird u.a. daran erkenntlich, dass ab 1950 alle Schriftstu¨cke, die
vom Bu¨ro des Sekretariats an Abteiltungs- und Fakulta¨tsgruppen bzw. u¨bergordnete
Leitungen versandt wurden, die Unterschrift des verantwortlichen Sekreta¨rs fu¨r
den jeweiligen Aufgabenbereich und des 1. Parteisekreta¨rs tragen mussten.55
Er ero¨ffnete die Delegiertenkonferenzen56 und die Sitzungen der UPL und
hielt auf den Parteiaktivtagungen57 zumeist mindestens einen Vortrag u¨ber die
politische Lage an der Universita¨t bzw. bestehende Tagesprobleme.
Der Parteisekreta¨r stand aufgrund dessen an der Spitze der Leitung der UPL.
Er war im Allgemeinen verantwortlich fu¨r:
51Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit der SED-Landesleitung von 1946-1952.
UAR. UPL/102.
52Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit der SED-Bezirksleitung von 1952-1955.
UAR. UPL/103.
53Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit der SED-Kreisleitung Rostock-Stadt von
1950-1954.UAR. UPL/123.
54Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit dem Zentralkomitee von 1947-1955.UAR.
UPL/093.
55Protokoll der Vorstandssitzung der UPL v. 23.06.1950.UAR. UPL/45.
56Vgl. Protokolle der Delegiertenkonferenzen von 1949 bis 1953.UAR. UPL/001-006.
57Vgl. Parteiaktivtagungen der SED-Parteiorganisation von 1948-1954.UAR. UPL/024.
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1. Information der Leitungsmitglieder u¨ber Parteibeschlu¨sse und andere wichti-
ge Probleme
2. Vorbereitung der Leitungssitzungen
3. gru¨ndliche Auswertung und kollektive Beratung der Beschlu¨sse des ZK, der
Informationen und Direktiven der Parteifu¨hrung, der Hinweise der Kreis-,
Landes- bzw. Bezirksleitungen
4. kollektive Ausarbeitung, Durchfu¨hrung und Kontrolle der Arbeitspla¨ne
5. Koordinierung der massenpolitischen Arbeit mit den gesellschaftlichen Or-
ganisationen und der staatlichen Leitung
6. Zusammenarbeit mit den Leitern und den Funktiona¨ren der Massenorganisa-
tionen (FDJ, DSF, GST, KB)58
7. fu¨r Sekreta¨rberatungen (ab 1951), also regelma¨ßige Zusammenku¨nfte mit
den Parteisekreta¨ren der Grundorganisationen oder ihren Beauftragten59
8. ”Kampf gegen die faschistische Untergrundbewegung und die Agenten des
Ost-Bu¨ros“
9. ”Aufbau einer starken, kampfkra¨ftigen Parteiorganisation in der Univer-
sita¨t“60
Neben der Stellung des Parteisekreta¨rs hatte jeder 1. Parteisekreta¨r ab 1953 die
Position des Parteiorganisators zu u¨bernehmen. Somit war der Parteisekreta¨r als
Parteiorganisator offiziell Beauftragter des ZK.
Das gab ihm das Recht mit dem ZK zu verkehren, wobei er fu¨r seine Ta¨tigkeit
dem ZK jedoch in vollem Umfang rechenschaftspflichtig war. Demzufolge musste
eine sta¨ndige Kommunikation zwischen diesen beiden Instanzen stattfinden. Die
vorgesehene Form waren fu¨r das Quartal angelegte sta¨ndige Berichte des Parteior-
ganisators an das ZK.
Die Parteiorganisatoren konnten nur mit Genehmigung des Sekretariats des
ZK von ihrer Funktion abgezogen oder beurlaubt werden. Dabei legte nun das ZK
fest, wann sich ein Parteiorganisator des ZK in seiner Parteiorganisation zur Wahl
stellen musste. Der Parteiorganisator blieb somit auch nach der Wahl Parteiorgani-
sator des ZK, was die Wahl des Parteisekreta¨rs innerhalb der Parteileitung in eine
eindeutige Richtung dra¨ngte. Die Stadtbezirks-, Kreis- und Bezirksleitung waren
verpflichtet, die Arbeit des Parteiorganisators anzuleiten und gegebenenfalls zu
58Kretzschmar, Otto u.a.Handmaterial fu¨r den Parteisekreta¨r.Berlin.1968. S.11ff.
59Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.114.
60Direktive des Sekretariats des ZK u¨ber den Einsatz von Parteiorganisatoren v. 02.12.1953.UAR.
UPL/128.
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kontrollieren.61
In dem zu betrachtenden Zeitraum wurde die Position des 1. Parteisekreta¨rs
von zwei hauptamtlich eingesetzten Parteimitgliedern (ausgenommen Hans Wem-
mer (Student) als 1. Betriebsgruppensekreta¨r) besetzt - 1. Hans-Georg Uszkoreit62
und 2. Wilhelm Bonnen63 - was die Stellung des 1. Parteisekreta¨rs zu einer kon-
stanten Gro¨ße in der Parteileitung machte.64
Uszkoreit stellte in diesem Zusammenhang den ersten Betriebsgruppense-
kreta¨r, der durch den Landesvorstand bestimmt wurde, dar. Er war sehr gru¨ndlich
in seiner Arbeitsweise, doch eben diese Genauigkeit sollte sein Verha¨ngnis sein, da
er ”oft in politscher Kleinarbeit“ versank und zu tolerant gegenu¨ber ”bu¨rgerlichen“Personen war. Dies war nach Meinung der obersten Funktiona¨re des Parteiappa-
rates keine Einstellung fu¨r einen Parteisekreta¨r. Der 1. Parteisekreta¨r musste sich
aufgrund seiner ”Vorbildfunktion“ strikt an die Parteilinie halten und durfte nichtim geringsten davon abweichen.65
Willi Bonnen wirkte Haiduk zufolge stets sehr ausgleichend. Das bedeutet,
er hatte sich strikt an den Parteirichtlinien orientiert und war kein Sektierer. Dem-
zufolge ging er nicht mit Beschimpfungen und Hetze gegen ”bu¨rgerliche“ Univer-sita¨tsangeho¨rige vor, sondern versuchte sie von seinen Ansichten zu u¨berzeugen.66
Aufgrund dieser Tatsache kam es zu Mahnungen, dass ”Bonnen und die
Genossen Sekreta¨re der Grundorganisationen mit viel gro¨ßerer Ha¨rte gegen die
Genossen vorzugehen [haben], die sich immer wieder weigern, Auftra¨ge der Partei
durchzufu¨hren bzw. Beschlu¨sse ignorieren.“67
61Direktive des Sekretariats des ZK u¨ber den Einsatz von Parteiorganisatoren v. 02.12.1953.UAR.
UPL/128.
62Hans-Georg Uszkoreit wurde 1926 geboren. Er studierte Musikwissenschaft an der Universita¨t
Ko¨nigsberg bis zu seiner Einziehung zur Wehrmacht. Nach der Entlassung aus der Kriegsgefan-
genschaft setzte er sein Studium an der Berliner Universita¨t fort. Von 1948 bis 1951 geho¨rte er
der Betriebsgruppe als 1. Betriebsgruppensekreta¨r (1948-1951) und Vorsitzender (April 1950-
Juli 1950) an. 1951 wechselte er in das Ministerium fu¨r Kultur der DDR, wo er bis 1963 erst
Mitarbeiter und spa¨ter als Abteilungsleiter fungierte. Anschließend war er bis 1968 Rektor der
Hochschule fu¨r Musik ”Carl Maria von Weber“ in Dresden. in: Handschuck, Martin (2003).S.394.
63Wilhelm Bonnen wurde 1925 geboren. Er trat 1947 der SED bei. 1949 u¨bernahm er die Leitung
der Abteilung Parteipropaganda der Kreisleitung Malchin. Nach Besuch mehrerer Parteischulen
bestimmte das Sekretariat der Landesleitung ihn am 15. Juni 1950 als Nachfolger von Hans-
Georg Uszkoreit und ernannte ihn zum 1. Parteisekreta¨r der Universita¨t Rostock. Diese Funktion
u¨bte er bis 1956 aus und wurde dann 1. Sekreta¨r der UPL an der Universita¨t zu Halle. Dort
wurde er 1961 seines Amtes ”wegen Entstellung der Parteilinie in der Arbeit mit der Intelligenz“enthoben. Er verstarb 1988. in: Handschuck, Martin (2003). S.384.
64Vgl. Vorsta¨nde bzw. Parteileitungen von 1948 bis 1954. Siehe Punkt 2.3.3, 3.2.2.
65Protokoll der Vorstandssitzung der UPL v. 14.06.1950.UAR. UPL/45.
66Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.113/4.
67Bericht der Parteiorganisation v. 15.10.1952.UAR. UPL/128.
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In den ersten Jahren wurden die 1. Parteisekreta¨re der Betriebsgruppe bzw.
Parteiorganisation der Universita¨t Rostock aus dem Parteiapparat gestellt. Spa¨ter
wurden Hochschullehrer gewa¨hlt, die dieser Arbeit in der Regel fu¨r eine Wahl-
periode nachgingen und sich anschließend wieder auf ihre Forschungsta¨tigkeit
konzentrierten.68
3.1.5 Mitglieder
Anfangs schnellten die Mitgliederzahlen der SED-Betriebsgruppe mit raumgrei-
fenden Schritten nach oben. Wa¨hrend der Anteil der SED im SS 1946 noch bei
10,3% lag, steigerte er sich bis zum SS 1950 auf rund ein Viertel der gesamten
Studentenzahl. Diesen Umstand erkla¨rt sich Ko¨nig in seinen Ausfu¨hrungen durch
”eine wesentlich bevorzugte Immatrikulation derjenigen Studenten, die das SED-
Parteibuch besaßen.“69 Die weitere Steigerung der SED-Mitglieder stand ab 1948
im Konflikt mit den neu eingefu¨hrten Aufnahmekriterien. Dabei mussten die Mit-
glieder, bevor sie ein Teil der Partei werden durften, eine Art Kandidatenstatus
durchlaufen.70
Die Parteileitung erkannte bereits im Oktober 1948, dass sich viele SED-
Mitglieder der Universita¨t eher passiv verhielten: ”Um diese Passivita¨t eines Tei-
les der Mitgliedschaft zu u¨berwinden, kommt neben der intensiven Schulungs-
und Erziehungsarbeit vor allem der personalpolitischen Arbeit erho¨hte Bedeu-
tung zu.“ Durch Beschluss der Zentralverwaltung war es von nun an Aufgabe,
”eine sorgfa¨ltige Registrierung aller Aktivisten mit dem Ziel ihrer Beobachtung,
Fo¨rderung, Vewendung und Werbung durchzufu¨hren.“ Mit anderen Worten: es
sollte eine Art Kontrollwesen errichtet werden, um die SED-Betiebgruppe bes-
ser u¨berschauen zu ko¨nnen und gegebenenfalls die aktivsten Parteimitglieder zu
fo¨rdern, um wissenschaftlichen Nachwuchs zu erzielen.71
”Fu¨r die Aufnahme in die Partei [bedurfte] es in Zukunft der Empfehlung
von zwei Parteimitgliedern. Fu¨r jedes neue Mitglied, wie nunmehr auch fu¨r alle
Mitglieder der Partei, [wurde] ein Personalfragebogen eingefu¨hrt, der es der per-
sonalpolitischen Abteilung ermo¨glichen [sollte], die Mitgliedschaft gru¨ndlich zu
pru¨fen.“72
Ab 1949 entwickelte sich daraus ein Kontrollsystem aus Personalreferenten
(PR), Personalausschu¨ssen der Fakulta¨tsgruppen (PA), einer Personalpolitischen
68Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.116.
69Ko¨nig, Rene´ (2006). S.29/30.
70Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.111/2.
71Rundschreiben von der UPL an alle Fakulta¨tsleitungen v. 03.10.1948.UAR. UPL/128.
72Ebenda.
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Abteilung der Betriebsgruppe (PPA) und der Personalpolitischen Kommission der
Betriebsgruppe (PPK).73
Die Personalreferenten wurden angewiesen, innerhalb ihrer Fakulta¨tsgruppe
einen Personalauschuss, bestehend aus drei und ho¨chstens sechs ”klassenbewussten,
politisch gefestigten Genossen“, zu bilden. Diese Zusammensetzung musste durch
den Vorstand der Fakulta¨t und den PPA besta¨tigt werden. Der PR berief zweimal
monatlich Sitzungen des PA ein, leitete sie und war fu¨r ihre weitere Ta¨tigkeit
zusta¨ndig. Um den Gespra¨chsverlauf und die Personalentscheidungen nachvollzie-
hen zu ko¨nnen, fertigte ein als Schriftfu¨hrer benanntes Mitglied des PA Protokolle
von den Sitzungen74 an. Diese wurden an den PPA weitergereicht. Des Weiteren
hatte der PR eine Liste von parteilosen Studenten anzufertigen, welche ”fu¨r die
Partei auf individuellem Wege geworben werden“ sollten. Die Massenwerbung
wurde abgeschafft.75
Fu¨r den Eintritt in die Partei waren folgende Kriterien zu erfu¨llen:
1. Anmeldeantrag




5. Besta¨tigungserkla¨rung des Austritts, falls die Person zuvor Mitglied einer
anderen Partei war
Die ausgefu¨llten Materialien wurden dem jeweiligen Fakulta¨tsgruppenvorstand
vorgelegt, der auf einer Mitgliederversammlung u¨ber die Aufnahme des Kandi-
daten abstimmte. Das Ergebnis der Abstimmung wurde auf der Ru¨ckseite des
Anmeldebogens notiert und dem PPA u¨bergeben. Mit der Abstimmung war der
Antragssteller offiziell Kandidat und hatte die gleichen Rechte und Pflichten mit
Ausnahme des aktiven Stimmrechts.77
Der Kandidatenstatus blieb fu¨r zwei Jahre bestehen, bei Arbeitern fu¨r ein Jahr.
Danach konnten sie offiziel Mitglied der Partei werden. In dieser Zeit erhielten
die Kandidaten spezielle Auftra¨ge, welche nach einer gewissen Zeit ”abgerechnet“werden mussten.78
Die PPK setzte sich aus Mitgliedern der UPL zusammen. Diese u¨berwachte
73Arbeitsanweisung v. 27.11.1949.UAR. UPL/128.
74Vgl. Richtlinien fu¨r Protokolle. Siehe Punkt 3.1.1.
75Arbeitsanweisung v. 27.11.1949.UAR. UPL/128.
76Siehe Anhang: Anonymisierter Fragebogen fu¨r Mitglieder und Kandidaten der SED. S.121ff.
Aus: Personalangelegenheiten, Parteiverfahren 1949-1965.UAR. UPL/536.
77Ebenda.
78Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.111.
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und kontrollierte die Arbeit der unteren Instanzen. In der PPK enthalten waren
der Parteisekreta¨r, der Personalreferent und der Kaderreferent. Die geeignetsten
Kanidaten, die nach der Einfu¨hrungszeit zu Mitgliedern wurden, konnten spa¨ter
zu Leitungsmitgliedern der Fakulta¨tsgruppen (spa¨ter Grundorganisationen) bzw.
UPL aufsteigen.
Neben diesen Aufnahmekriterien wurden personenbezogene Daten der An-
geho¨rigen der Universita¨t auf Karteikarten79 festgehalten. Auf diesen waren folgen-
de Details zu vermerken: Name, Geburtsdatum, Familie, Mitglied der Partei seit,
Zugeho¨rigkeit vor und nach 1945 und 1933, Schulbildung, Mitglied der Massenor-
ganisation, Auszeichnung nach 1945 und Charakteristik.80
Des Weiteren wurden allja¨hrlich ”Parteisa¨uberungen“ getarnt als U¨berpru¨fungendurch den Umtausch der Parteidokumente vorgenommen. Dies diente bspw. der
Herausfilterung von ”Agenten“, die nur zur ”Tarnung“ vorgaben Mitglied der Parteizu sein. In Folge dessen ergaben sich einige Parteiausschlu¨sse.81
Auf diese Sachverhalte wird im Folgenden jedoch nicht na¨her eingegangen,
da sich diese Untersuchung ausschließlich auf die Universita¨tsparteileitung bezieht.
Bis Ende 1949 hatte die Betriebsgruppe ungefa¨hr 700 Mitglieder. In den fol-
genden Jahren erho¨hte sich die Zahl der Mitglieder nicht weiter. Dies lag zum einen
an den Studenten, die die Universita¨t verließen (z.B. Abschluss, Exmatrikulation
etc.) und zum anderen an dem neuen Aufnahmeverfahren der Partei. Zum Ende des
hier beschriebenen Zeitraums belief sich die Mitgliederzahl auf 730. Davon waren
528 Mitglieder und 202 Kandidaten.82
Damit die verbleibenden Mitglieder und Kandidaten einer guten Parteischu-
lung unterlagen, wurden mit der Entschließung des Parteivorstandes der SED vom
03. Juni 1950 die Schulungsabende abgeschafft und das Parteilehrjahr eingefu¨hrt.
Die Parteimitglieder wurden in Zirkeln eingeteilt, ein spezieller Schulungsplan
wurde beschlossen. Ziel war es, den Mitgliedern tiefgru¨ndiges ideologisches Wis-
sen zu vermitteln. Daraufhin wurden sie von der Partei in Anfa¨nger- und Fortge-
schrittenenkurse eingeteilt und in regelma¨ßigen Veranstaltungen zu ausgewa¨hlten
Themengebieten des Marxismus-Leninismus geschult.83
Die UPL war fu¨r die Umsetzung des Parteilehrjahres zusta¨ndig, indem sie Lei-
tungsmitglieder bestimmte, die die Schulungen u¨bernahmen und Schulungspla¨ne
79Siehe Anhang: Karteikarten 1 und 2. S.130. Aus: Personalangelegenheiten, Parteiverfahren von
1949-1965.UAR. UPL/536.
80Personalangelegenheiten, Parteiverfahren von 1949-1965.UAR. UPL/536.
81Siehe dazu: Besta¨tigung einiger Parteiausschlu¨sse mit Begru¨ndung v. 31.05.1949. S.128/9. Aus:
U¨berpru¨fung der Mitglieder und Umtausch der SED-Mitgliederbu¨cher von 1949-1970.UAR.
UPL/156.
82Schreiben an die Kreisleitung I der SED v. 04.01.1954.UAR. UPL/204.
83Schulungsplan v. 30.06.1950.UAR. UPL/181.
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aufstellten.84
Das Parteilehrjahr war nicht nur eine Schulung der Parteimitglieder. ”In das
Parteilehrjahr wurden alle Angeho¨rigen der Bildungseinrichtungen einbezogen,
angefangen mit den Professoren bis zur letzten Sekreta¨rin.“ Alle Angeho¨rigen
der Universita¨t konnten in Zirkeln neue Erkenntnisse u¨ber die Theorien des Mar-
xismus und Leninismus sammeln. Somit war das Parteilehrjahr auch eine Art
”Stimmungs- und Gesinnungsu¨berwachung“. Hauptziel des Parteilehrjahres war
es, ”zu indoktrinieren, zu disziplinieren und zu observieren.“ Dabei durfte das
Parteilehrjahr in seinen Ausfu¨hrungen nicht mit dem durch die II. Hochschulreform
neu eingefu¨hrten ”marxistischen Grundstudium“ kollidieren.
85 Der Aufbau, die
Durchfu¨hrung und die Beteiligung am Parteilehrjahr werden in dieser Ausarbeitung
nicht na¨her betrachtet.
3.2 II. Hochschulreform und weitere Entwicklungen
Die II. Hochschulreform brachte einschneidende Vera¨nderungen in Bezug auf das
Studium an der Universita¨t mit sich. Sie verlangte weiterhin eine Vera¨nderung in
den Parteirichtlinien der Betriebsgruppe, damit die Bestimmungen der Reform
durchgesetzt werden konnten.
3.2.1 Einschneidende Vera¨nderungen im Zuge der II. Hochschulreform 1951
Einer der wesentlichen Aspekte der Reform war die Herstellung einer ”Exekutivenin Hochschulfragen“ mit der Schaffung des Staatsekretariats fu¨r Hochschulwesen
unter Leitung des Leipziger Physikers und Professors Dr. Gerhard Harig.86
Dies wurde auf der IV. Sitzung des ZK der SED im Februar 1951 durch den
Beschluss ”u¨ber die na¨chsten Aufgaben an den Universita¨ten und Hochschulen“ be-
schlossen. Das Staatssekretariat fu¨r Hochschulwesen mit eigenem Gescha¨ftsbereich
stellte vorerst das Ende des Zentralisierungsprozesses der Hochschulpolitik dar.87
Die Zentralisierung betraf auch die Parteiorganisation der Universita¨t, da sie
nicht mehr von Kreis- oder Landesleitungen, sondern direkt dem ZK unterstellt
worden war. Des Weiteren war sie nicht fu¨r Verwaltungsarbeiten zusta¨ndig, so dass
sie ”keinen Staat im Staate“ darstellen sollte. In wie weit sie dieser Forderung
84Beschluss des Sekretariats der Betriebsgruppe Oktober 1950.UAR. UPL/045.
85Mehlig, Johannes.Das ”Parteilehrjahr“ an den Universita¨ten der DDR. in: Grigat, Felix(Hrsg.).Zeitzeugen Berichten.Wie die DDR die Universita¨ten unterdru¨ckte.Bonn.1999. S.133ff.
86Richert, Ernst (1967). S.86.
87Wohlgemuth, Franz.Tradition und Wirklichkeit der Studienreform. in: Wissenschaftliche Zeit-
schrift der Universita¨t Rostock.Festschrift fu¨r Professor Dr. jur. Dr. phil. h.c. Erich Schlesinger
zu seinem 75.Geburtstag.Jahrgang 5.Sonderheft.1955/1956. S.113.
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jedoch nachkamen, ist eine andere Frage!88
Der durch die VAO 1949 eingefu¨hrte Studentendekan, welcher von der Lan-
desregierung zur ”Entlastung“ des Rektors eingesetzt wurde, und die Berufungdreier Nichtordinarien in den Senat waren nur der Anfang eines zentralen Eingriffs
in das System der einzelnen Universita¨ten und Hochschulen.89
Bereits auf der Delegiertenkonferenz am 04. Juni 1950 wurde angemahnt,
dass im Senat der Universita¨t Rostock zu dieser Zeit lediglich drei Genossen von
zwo¨lf Senatsmitgliedern vorhanden waren. Dem musste schnell Abhilfe geschaffen
werden.90
Dies war u.a. ein Grund fu¨r die Entscheidung zur Einfu¨hrung von vier Prorek-
toren, die dem Rektor weitere ”Entlastung“ verschaffen sollten. Richert bezeichnetdiese in seinen Ausfu¨hrungen als ”Fremdko¨rper in der Hochschule“, da sie nicht,
wie der Rektor, vom Senat gewa¨hlt, sondern ”praktisch vom Staatssekretariat
oktroyiert“ wurden. In der Regel waren somit drei von vier Prorektoren SED-
Mitglieder, was in Verbindung mit dem Beschluss u¨ber die Fu¨hrung der Parteilei-
tung gegenu¨ber den Parteimitgliedern des Senats der UPL ganz neue Mo¨glichkeiten
der Entscheidungsbeeinflussung ermo¨glichte.91
Folgende Prorektoren wurden bestimmt:
• Prorektor fu¨r das Gesellschaftswissenschaftliche Grundstudium sowie Vorle-
sungen in russischer und deutscher Sprache und Literatur
• Prorektor fu¨r die Studentenangelegenheiten, die Studienordnung und die
Berufspraktika (ehemals Studentendekan)
• Prorektor fu¨r Forschungsangelegenheiten und Fragen des Abend- bzw. Fern-
studiums
• Prorektor fu¨r die wissenschaftliche Aspirantur
Nach § 2 der dritten Durchfu¨hrungsbestimmung der Hochschulreform wurde der
Rektor bei Abwesenheit vom Prorektor fu¨r das Gesellschaftswissenschaftliche
Grundstudium vertreten.92
Fu¨r die Studenten bedeutete die Reform93 weitere einschneidende Vera¨nderungen
in einem Ausmaß, welches ihnen bisher noch nicht bekannt war. Die Haupt-
88Protokoll der Parteiaktivtagung v. 28.01.1951.UAR. UPL/024.
89Richert, Ernst (1967). S.80.
90Protokoll der Delegiertenkonferenz v. 04.06.1950.UAR. UPL/002.
91Richert, Ernst (1967). S.92.
92Vgl. dritte Durchfu¨hrungsbestimmung zur Verordnung u¨ber die Neuorganisation des Hochschul-
wesens: Einsetzung v. Prorektoren f. besondere Aufgabengebiete v. 21.05.1951.UAR.RIII. R/28.
93Auf den genauen Wortlaut der Durchfu¨hrungsbestimmungen des Hochschulsekretiariats
im Zuge der II. Hochschulreform wird in diesem Zusammenhang nicht eingegangen,
jedoch sind diese Durchfu¨hrungsbestimmungen zum Teil im UAR erhalten. Vgl. Die
II.Hochschulreform.UAR.RIII. R/28.
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vera¨nderungen lagen in der Einfu¨hrung des/der:
1. obligatorischen 10-Monate Studienjahres94
2. obligatorischen staatlichen Seminargruppe (Mit Studienbeginn erfolgte ei-
ne Einordnung der Studenten in eine Seminargruppe unter Leitung eines
Seminargruppensekreta¨rs fu¨r die gesamte Studienzeit.)
3. Zwischenpru¨fungen
4. festen Studienplans mit zumeist mehr als 30 Wochenstunden95
5. Anwesenheitskontrolle bei Pflichtveranstaltungen durch den Seminargrup-
pensekreta¨r
6. Systems obligatorischer Berufspraktika
7. obligatorischen dreija¨hrigen marxistisch-leninistischen Grundstudiums (Grund-
lagen Marxismus-Leninismus, Politische O¨konomie sowie Dialektischer und
Historischer Materialismus)
8. Pflichtveranstaltungen mit Russisch, Deutsch und Hochschulsport96
Auf die weiteren Besonderheiten der einzelnen Durchfu¨hrungsbestimmungen wird
anschließend eingegangen.97
3.2.2 Erneuerung der Parteirichtlinien und Zusammensetzung der UPL von 1951
bis 1954
Zur Bewa¨ltigung der durch die II. Hochschulreform geta¨tigten Vera¨nderungen
wurden Neuwahlen an den Universita¨ten nach neuartigen Parteirichtlinien durch-
gefu¨hrt.98
Die Parteimitglieder an der Universita¨t bildeten von nun an die Parteiorga-
nisation Universita¨t Rostock. Daraufhin sollten kleinere Parteileitungen in allen
Bereichen der Universita¨t entstehen, die einem Leitungskollektiv (UPL) unterstan-
den. Bereits auf der Delegiertenkonferenz von 1950 wurde festgestellt, dass die
sta¨ndige Arbeit des Sekretariats, den Vorstand bzw. Leitung (UPL) zu stark außen
94Vgl. Schemata zur Struktur der Studienzeit wa¨hrend eines 4,5 ja¨hrigen Studiums an den Uni-
versita¨ten. in: Schulz, Hans-Ju¨rgen.Das Hochschulwesen der DDR. Ein U¨berblick.Berlin.1980.
S.112.
95Vgl. Stundentafel der Fachrichtung Verfahrenstechnik. in: Ders. S.108-111.
96Kro¨nig, Waldemar/Mu¨ller, Klaus-Dieter.Anpassung-Widerstand-Verfolgung.Hochschule und
Studenten in der SBZ und DDR 1945-1961.Ko¨ln.1994. S.50.
97Siehe Punkt 3.2.3.
98Protokoll der Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 01. und 02.12.1951.UAR.
UPL/003.
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vor ließ.99
Daraufhin wurde das Sekretariat 1951 abgeschafft und es sollte nur noch
eine Parteileitung aus 15 Leitungsmitgliedern einschließlich des Parteisekreta¨rs
bestehen. Unter den Mitgliedern der Parteileitung der Universita¨t (UPL) mussten
sich nach den vorgegebenen Richtlinien fu¨r die Wahl der Parteileitungen in den
Universita¨ten und Hochschulen folgende Universita¨tsangeho¨rige befinden: 100
1. Rektor der Universita¨t, sofern er Genosse ist (sonst ein Genosse Prorektor)
2. Prorektor fu¨r Gesellschaftswissenschaftliches Grundstudium
3. Vorsitzender der FDJ-Hochschulgruppe
4. Mitglied der BGL
Tabelle 3.3: Geforderter Mitgliederbestand der UPL vom ZK ab 1951
Zudem wurde eine neue Parteistruktur fu¨r die Parteiorganisation (PO) eingefu¨hrt.
Demnach untergliederte sich die Universita¨t nun in Fakulta¨ten bzw. Abteilungen,
Fachrichtungen, Studienjahre bzw. Klassen und Institute. Weiterhin wurden die
Studienjahre nach Seminargruppen und nach Abteilungen des Instituts gebildet,
wobei Seminarguppen den Klassengruppen fu¨r die einzelnen Klassen der ABF
entsprachen. Allen Organisationseinheiten wurden eine Parteigruppe, eine Grund-
organisation (GO) oder eine der GO u¨bergeordneten PO, welche in diesem Fall die
UPL war, zugeordnet. Dementsprechend war eine Organisationseinheit fu¨r eine
Fakulta¨t bzw. Abteilung eine GO, wobei die Fakulta¨ten auch aus mehreren GO
bestehen konnten.101
Die zuvor bestehende Angestelltengruppe (außer Kliniken) gliederte sich in
die Grundorganisation Verwaltung ein.
Bestand eine Fakulta¨t bzw. Abteilung aus nur einer Fachrichtung, untergliederte sie
sich unmittelbar in Parteigruppen der Studienjahre bzw. Klassen und Institute. Dies
traf bspw. auf die ABF zu. Falls eine Fakulta¨t aus mehreren Fachrichtungen (z.B.
Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakulta¨t in Mathematik, Biologie, Chemie
etc.) bestand, wurde sie zuna¨chst in Fachrichtungen aufgeteilt. Diese Fachrichtun-
gen hatten die gleichen Rechte wie die Grundorganisation. Anschließend wurde
nach dem gleichen Muster, wie oben dargestellt, verfahren.102
Ab 1953 bildete die ABF zwei Grundorganisationen (Studenten, Dozenten).
Dies war mo¨glich, wenn die Fakulta¨t bzw. Abteilung aus lediglich einer Fachrich-
tung mit mehr als 200 Parteimitgliedern bestand, so dass weitere Grundorganisatio-
99Plan und Richtlinien fu¨r die Wahl der Parteileitungen in den Universita¨ten und Hochschulen.UAR.
UPL/003.
100Richtlinien fu¨r die Auswahl und Aufstellung der Kandidaten fu¨r neue Parteileitungen.Ebenda.
101Richtlinien fu¨r den Aufbau und Untergliederung der PO.Ebenda.
102Ebenda.
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nen innerhalb der Fakulta¨t gebildet werden konnten.103
Des Weiteren gru¨ndete sich auf Beschluss der UPL im Institut fu¨r Gesell-
schaftswissenschaften 1953 auch eine Grundorganisation104, die mit Martin Polzin
(Oberassistent), Ernst Waterstraat (Dozent) und Ulrike Seemann (Dozentin) besetzt
worden war.105
Insgesamt bildeten sich im Zuge der Hochschulreform 1951 14 Grundorga-
nisationen an der Universita¨t Rostock heraus, welche ab 1953 auf 16 erweitert
wurden.
Verwaltung















Tabelle 3.4: Grundorganisationen ab 1951 mit Erweiterung 1953
Bezu¨glich der Besetzung Polzins im Gesellschaftswissenschaftlichen Institut
ist die Feststellung von Wockenfuß nicht unerheblich. Er fand heraus, dass Martin
Polzin 1954 unter dem Decknamen ”Wolf“ zu einem ”Inoffiziellen Mitarbeiter“(IM) des Ministeriums fu¨r Staatssicherheit (MfS) benannt worden war und es Aus-
einandersetzungen mit SED-Professoren, wie bspw. die Intrige gegen Prof. Heinz
Herz, sowie anderen Universita¨tsangeho¨rigen gegeben hat. Somit ero¨ffnete sich
eine weitere Mo¨glichkeit, Informationen u¨ber die Universita¨tsangeho¨rigen und
speziell u¨ber die eigenen Parteimitglieder zu erhalten. Dabei handelt es sich um
103Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 21.10.1953.UAR. UPL/048./Richtlinien fu¨r den Aufbau
und Untergliederung der PO.UAR. UPL/003.
104Protokoll der Leitungssitzung v. 08.10.1953.UAR. UPL/048.
105Protokoll der Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 12. und 13.12.1953.UAR.
UPL/006.
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eine ”Kontrolle einer Kontrollinstanz.“ Diese Auseinandersetzungen sind jedochnicht Gegenstand der weiteren Ausfu¨hrungen, da weitere Nachforschungen u¨ber
die ”Inoffiziellen Mitarbeiter“ an der Universita¨t Rostock erforderlich sind.
106
Durch die Umwandlung der Pa¨dagogischen Fakulta¨t in ein Pa¨dagogoisches
Institut gliederte sich die vorher bestehende GO dieser Fakulta¨t in die GO der
Philosopohischen Fakulta¨t mit ein.107
Die einzelnen Grundorganisationen wurden nach dem gleichen Muster wie
die Parteileitung zusammengesetzt. Jedoch sollten diese Leitungen in der Regel
aus sieben bis elf Genossen bestehen, je nach Gro¨ße der betreffenden Grundeinheit.
Die geforderte Anzahl an Parteimitgliedern in einer Leitung konnte dennoch ge-
ringer ausfallen. Die Leitung des Gesellschaftswissenschaftlichen Instituts bspw.
bestand aus drei Parteimitgliedern, einschließlich dem Parteisekreta¨r. Zudem lagen
bestimmte Kriterien fu¨r den Eintritt in eine Parteileitung vor, welche die Mitglieder
ausnahmslos zu erfu¨llen hatten.
Diese waren zum einen personeller und zum anderen positionsbezogener
Natur. Vom ZK wurde gefordert, dass ausschließlich aktive und politisch klare
Parteimitglieder fu¨r die Leitungen auszuwa¨hlen waren. Die politische Klarheit der
Mitglieder wurde u.a. mit Hilfe der Informationen aus dem Karteikartensystem
ermittelt. Fu¨r die Studenten war es vor allem wichtig, ein gutes Ergebnis in den
Zwischenpru¨fungen des Gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudiums als eine
Grundvorraussetzung fu¨r die Aufnahme in eine Parteileitung zu leisten.108
Bis zu diesem Zeitpunkt bestand das Gros der Parteileitung bzw. der Vorsta¨nde
der Fakulta¨tsgruppen aus Studenten. Dieser Zustand sollte sich mit der Neueintei-
lung des Parteiapparates a¨ndern, denn Ziel war es, dass sich mindestens ein Drittel
der Parteileitungen aus Professoren, Dozenten sowie Aspiranten zusammensetz-
ten.109
Unter den Mitgliedern der Parteileitung der Fachrichtung mussten sein: 1. der Fach-
richtungsleiter, sofern er Genosse war, sonst ein anderer Genosse, der ein fu¨hrendes
Mitglied des Lehrko¨rpers der Fachrichtung war und 2. ein Verantwortlicher der
FDJ aus der Fachrichtung.
Unter den Mitgliedern der Parteileitung der Grundorganisationen wurde ge-
fordert: 1. der Dekan bzw. Direktor, sofern er Genosse war, sonst ein anderer
Genosse, der ein fu¨hrendes Mitglied des Lehrko¨rpers war, 2. der Vorsitzende der
FDJ-Gruppe, sofern er Genosse war, sonst ein anderer Genosse, der eine fu¨hrende
106Wockenfuß, Karl.Die Universita¨t im Visier der Stasi.Einblicke in Akten und Schicksa-
le.Rostock.2003. S.72,83ff.
107Vgl. Auflistung bei Wahl der Leitungen der Grundorganisationen in: Protokoll der V. Delegierten-
konferenz der SED-Parteiorganisation v. 12. und 13.12.1953. UPL/006.
108Richtlinien fu¨r die Auswahl und Aufstellung der Kandidaten der neuen Parteileitungen,UAR.
UPL/003.
109Ebenda.
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Position der Gruppenleitung der FDJ einnahm. Innerhalb der Parteileitungen der
Grundorganisationen wurde ein 1. Parteisekreta¨r der Grundorganisation unter den
Leitungsmitgliedern bestimmt, der sta¨ndigen Kontakt mit dem 1. Parteisekreta¨r der
UPL, Wilhelm Bonnen, der Parteiorganisation Universita¨t Rostock hielt.110
Die kleinste Struktureinheit in diesem System war die Parteigruppe. Wer nun
denkt, dass sich die Parteigruppe ausschließlich auf die neu eingefu¨hrten Seminar-
gruppen bezog, verkennt das Ausmaß, welches hinter ihrer Einfu¨hrung stand.
In jeder Einrichtung wurden Parteigruppen aufgebaut. Da zur Universita¨t
weitere Institutionen wie die Bibliothek, Mensa, Druckerei usw. geho¨rten, wurden
selbst in diesen Bereichen der Universita¨t Parteigruppen gegru¨ndet. Hauptsa¨chlich
beinhaltete eine Parteigruppe eine Mindestanzahl von drei Parteimitgliedern. Da-
durch konnte die Parteileitung auf einen ausgeklu¨gelten Informationsapparat zuru¨ck-
greifen, der selbst aus den ”entlegensten Ecken“ der Universita¨t stets die aktuellstenNachrichten zusammentrug.111
Anschließend wird auf das Wahlsystem eingegangen. Die Wahl der Partei-
leitungen der Grundorganisationen erfolgte auf zwei Mitgliederversammlungen.
Die noch bestehende UPL berief eine Delegiertenkonferenz ein, an der u.a. die
auf den zuvor durchgefu¨hrten Mitgliederversammlungen der Grundorganisatio-
nen gewa¨hlten Delegierten teilnahmen. Die Grundorganisationen wa¨hlten dabei
dieselben Delegierten fu¨r die Delegiertenkonferenz der Universita¨t als auch fu¨r
die Delegiertenkonferenz der Fakulta¨t. Falls die Grundorganisation nur aus einer
Fachrichtung bestand, so wurde ihre Leitung durch die Mitgliederversammlung
gewa¨hlt.112
Die Wahl der Parteileitung der Universita¨t erfolgte auf der Delegiertenkonfe-
renz der Universita¨t. Die Grundorganisationen wa¨hlten dann auf einer erneut fu¨r
ihre jeweilige Fakulta¨t einberufenen Delegiertenkonferenz ihre Parteileitung unter
Aufsicht einiger Leitungsmitglieder der Parteileitung. Die Zahl der Delegierten
sollte nicht weniger als 100, aber auch nicht mehr als 300 Delegierte betragen. Des
Weiteren sollten davon 20% aus dem Lehrko¨rper und 25% Genossinnen sein.113
Der Mitgliederbestand der Parteileitungen der Grundorganisation wird in den
weiteren Betrachtungen außen vor gelassen.
Bei der Aufstellung der Listen fu¨r die einzelnen Parteileitungen wurden folgen-
de Punkte zur Begutachtung aufgefu¨hrt: Name, Vorname, Geburtsdatum, soziale
Herkunft, Beruf, Milita¨rzeit/Dienstgrad, Gefangenschaft, an Lagerkursen teilge-
110Richtlinien fu¨r die Auswahl und Aufstellung der Kandidaten der neuen Parteileitungen.UAR.
UPL/003.
111Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
S.114/5.
112Politische und organisatorische Vorbereitung und Durchfu¨hrung der Wahl der Parteileitun-
gen.UAR. UPL/003.
113Ebenda.
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nommen, Parteieintritt, Massenorganisationen, Parteischulen/Parteilehrjahr/Kreis-
und Landesparteischule.
Jedes der anwesenden Mitglieder der UPL musste in mindestens zwei Mas-
senorganisationen an der Universita¨t vertreten sein. Einige organisierten sich sogar
in beinahe allen. Zudem wird erkennbar, dass der Besuch der Parteischule fu¨r ein
Leitungsmitglied ein entscheidendes Aufnahmekriterium fu¨r die Aufstellung zur
Wahl war.
Die UPL setzte sich somit aus Teilen der gesamten Universita¨tsverwaltung zu-
sammen - angefangen bei der Mitgliedschaft der Prorektoren bis hin zu einzelnen
auserwa¨hlten Studenten.
Die neue UPL pra¨sentierte sich in folgender Besetzung114:
Wilhelm Bonnen 1. Sekreta¨r
Ernst Blu¨mer Organisationsleiter






Dr. Herbert Luck Prorektor fu¨r gewi. Grundstudium
Kurt Hu¨ckel Dozent ABF
Edith Pannwitz Studentin
Prof. Gu¨nther Riena¨cker Prorektor fu¨r Forschungsangelegenheiten
Anneliese Runge Dozentin ABF
Heinz Scheithauer Assistent gewi. Institut
Birkner, Fred 1. Sekreta¨r FDJ-Hochschulgruppe
ab 13.1.1952 Thum 1. Sekreta¨r FDJ-Hochschulgruppe
Tabelle 3.5: Universita¨tsparteileitung ab Dezember 1951
Im Laufe der Jahre nahm die Zahl der Dozenten in der UPL zu. Die Neu-
einfu¨hrung der Posten der Prorektoren ließ die Einflussmo¨glichkeiten auf den Senat
weiter ansteigen. Die Ursache dafu¨r war, wie bereits erwa¨hnt, dass drei der vier
Prorektoren ha¨ufig SED-Mitglieder waren und die UPL zudem durch den Beschluss
des ZK u¨ber das Bestimmungsrecht der Parteigruppe Senat verfu¨gte. Die UPL avan-
cierte immer mehr von einer Nebenregierung zu einer im Hintergrund stehenden
Hauptregierung der Universita¨t. Sie u¨berschritt des O¨fteren ihre Kompetenzen und
u¨bernahm Aufgaben der Verwaltung, fu¨r die sie urspru¨nglich nicht zusta¨ndig war.
114Protokoll der Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 01. und 02.12.1951.UAR.
UPL/003.
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Heutzutage ist der Senat fu¨r alle Angelegenheiten in Forschung, Kunst, Lehre und
Studium verantwortlich, welche die Universita¨t in ihrer Gesamtheit betreffen oder
von grundsa¨tzlicher Bedeutung sind. Dazu za¨hlen u.a. der Erlass von Ordnungen,
die nicht nur fu¨r einzelne Fachbereiche gelten, und die Beschlussfassung u¨ber
Berufungsvorschla¨ge der Fachbereiche. Zu dieser Zeit war es dem Senat gestattet,
Berufungsvorschla¨ge zu unterbreiten, doch fu¨r die Besetzung der Stellen brauchten
sie die Zustimmung der UPL.
Die Legislaturperiode der UPL belief sich bekannterweise auf zwei Studien-
jahre. Dennoch wurden fu¨r den 18. Dezember 1952 aufgrund einer großen Anzahl
von Austritten einiger Leitungsmitglieder aus der UPL Nachwahlen anberaumt.
Demzufolge fand die Nachnominierung in einer Erga¨nzungswahl statt.115
Dr. Erhard Albrecht Als Prorektor nach Greifswald berufen
Gu¨nther Bossow Diplom
Heinz Doll Examen
Betty Dombrowsky Universita¨t verlassen
Edith Pannwitz Ausschluss von der ABF aufgrund ihrer Haltung
Prof. Dr. Riena¨cker U¨berlastung des Chemischen Instituts
Tabelle 3.6: Abgelo¨ste Leitungsmitglieder 1952






Wolfgang Henk 1. Sekreta¨r FDJ-Hochschulgruppe
Paul Krebs Universita¨tsverwaltung, Abt. Personal
Gu¨nther Kleiber
Tabelle 3.7: Nachwahl einiger Leitungsmitglieder fu¨r die UPL 18.12.1952
Der große neue Verwaltungsaufwand stellte die UPL vor enorme Schwierigkeiten,
da sie nun alleine fu¨r die Erstellung und Durchfu¨hrung der Beschlu¨sse zusta¨ndig
war.
Nach zwei Jahren wurde auf Beschluss des ZK vom 28. April 1953 u¨ber
”die Maßnahmen zur Verbesserung der Organisationsarbeit der Partei“ innerhalb
der UPL erneut ein Sekretariat gebildet. ”Infolge der unterschiedlichen Aufgaben-
stellung zu Industriebetrieben [erhielten] die Sekretariate der unterschiedlichen
115Protokoll der Delegiertenkonferenz v. 18.12.1952.UAR. UPL/004.
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Parteileitungen an den Hochschulen, Universita¨ten und Institutionen eine neue
Zusammensetzung und Verantwortlichkeit“:
1. Sekreta¨r Verantwortlich fu¨r die gesamte politische Arbeit
sowie fu¨r Lehre und Forschung,
Arbeit mit dem Lehrko¨rper
2. Sekreta¨r Verantwortlich fu¨r Kader und Organisationsfragen
Sekreta¨r Verantwortlich fu¨r Propaganda, Agitation und Kultur
Tabelle 3.8: Aufgabenbereiche der Sekreta¨re des neu gebildeten Sekretariats
Das Sekretariat war der UPL in vollem Umfang rechenschaftspflichtig, wobei letzt-
genannte noch immer die Hauptverantwortung fu¨r die Arbeit der Parteiorganisation
trug. Die Aufgabe des Sekretariats war die ”operative Anleitung und Kontrolle der
Grundorganisationen.“116 Die Umsetzung dieser Ta¨tigkeit erfolgte in Sekretariats-
sitzungen, zu welchen auch die Sekreta¨re der einzelnen GO geladen wurden.117
Die Einfu¨hrung des Sekretariats ließ eine schnelle und unbu¨rokratische Durch-
fu¨hrung der Aufgaben, welche durch die Parteileitung fesgelegt wurden, zu. Des
Weiteren war es fu¨r die Vorbereitung der Sitzungen der UPL verantwortlich. Die
Aufnahme neuer Mitglieder und Kandidaten sowie die Erteilung von Parteistrafen
konnte nur durch die Leitung besta¨tigt werden. Aufgrund dessen war das Sekre-
tariat verpflichtet, regelma¨ßig Berichte u¨ber die Arbeit in der Leitungssitzung zu
pra¨sentieren.118
Beschlu¨sse sollten in der Regel nicht vom Sekretariat durchgefu¨hrt werden.
Falls dies dennoch in bestimmten Situationen vorkam, war der gefasste Beschluss
nur dann gu¨ltig, wenn die Parteileitung der UPL ihn im Nachhinein besta¨tigte.119
Hinzu kam, dass die Parteileitung den GO nicht mehr alle Entscheidungen
abnehmen sollte, insbesondere die der Verwaltung nicht. Durch das Parteiaktiv
wurde beschlossen, dass in den Leitungssitzungen jeder Genosse der Leitung eine
Stellungnahme zu einem Beschluss abzugeben hatte, ”denn die Hebung der inner-
parteilichen Demokratie ist auch fest mit dem Prinzip der kollektiven Entscheidung
verbunden. [...] Kollektives Leiten bedeutet, zu allen Fragen die zur Entscheidung
stehen, die Meinungen zusammentragen, dann gemeinsam beschließen und auch
gemeinsam diesen Beschluss durchfu¨hren.“ Um dieses Vorhaben umzusetzen, muss-
ten von nun an nicht nur die Sekreta¨re zu perso¨nlichen Absprachen herangezogen
werden, sondern die komplette Leitung der jeweiligen GO. Nicht selten kam es in
116Aufgabe und Arbeitsweise der Sekretariate. in: Richtlinien des ZK fu¨r die Organisation zur
Vorbereitung und Durchfu¨hrung von o¨ffentlichen Versammlungen v. 16.09.1953.UAR. UPL/128.
117Vgl. Protokolle der Sekretariatssitzungen der Leitung der SED-Parteiorganisation der Univer-
sita¨t.UAR. UPL/089,090.
118Aufgabe und Arbeitsweise des Sekretariats.UAR. UPL/128.
119Ebenda.
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Folge dessen zu verla¨ngerten Beratungszeiten hinsichtlich einzelner Beschlu¨sse
der UPL aufgrund des auftretenden ”Meinungsstreites“. Zur Arbeitsoptimierungwar das Sekretariat fu¨r die Ausarbeitung der Beschlu¨sse zusta¨ndig. Demzufolge
war das Sekretariat im Endeffekt trotzdem wieder zur treibenden Kraft in der Be-
schlussfassung geworden.120
Das Sekretariat wurde, wie aus den vorherigen Leitungen bereits bekannt,
durch die Parteileitung auf einer Leitungssitzung gewa¨hlt. Es setzte sich aus fol-
genden Personen zusammen:121
Wilhelm Bonnen 1. Sekreta¨r




Tabelle 3.9: Sekretariat der UPL 08.10.1953.
Die gewa¨hlte Parteileitung von 1951 wurde gegen Ende ihrer Legislaturperiode
1953 erneut erga¨nzt, da bis zu diesem Zeitpunkt fu¨nf Leitungsmitglieder der UPL
ausschieden: Scheithauer (nach den Pru¨fungen Versetzung nach Berlin), Fudzinsky
(fachlich nicht ausreichend kompetent), Burzan (kein pflichtbewusstes Leitungs-
mitglied), Ohls (Ende des Studiums an der ABF) und Mohrdieck (1. FDJ-Sekreta¨r
der ABF).122
Bonnen forderte bei der Neubesetzung der zuku¨nftigen Leitung eine Auf-
stockung von 15 auf 17 Leitungsmitglieder, um die zwischenzeitlichen Abga¨nge
der einzelnen Leitungsmitglieder zu kompensieren. Die dafu¨r vorgesehene Lei-
tung sollte folgende Zusammensetzung haben: drei Sekreta¨re, drei Angeho¨rige des
Lehrko¨rpers, fu¨nf Studenten und sechs Arbeiter sowie Angestellte.123 Die Umset-
zung dieser Forderung erfolgte nicht.
Dr. Luck lehnte seine Kandidatur schon im Vorfeld der Wahl ab. Dies wurde
ihm durch die Partei in Person des 1. Parteisekreta¨rs Wilhelm Bonnen allerdings
nicht gestattet, da die Richtlinien vorschrieben, dass bei Abgabe des Mandats des
Prorektors der Rektor nachzuru¨cken habe. Der Rektor, zu dieser Zeit Prof. Erich
Schlesinger, war kein Parteimitglied. Dementsprechend blieb Herbert Luck keine
andere Mo¨glichkeit, als sein Mandat fortzusetzen und sich zur Wahl bereit zu
120Parteiaktivtagung v. 03. und 04.09.1953.UAR. UPL/024.
121Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 08.10.1953.UAR. UPL/048.
122Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 18.11.1953.Ebenda.
123Auswahl der Kader fu¨r die Leitungen in: Protokoll der 3. Sekretariatssitzung der UPL v.
24.10.1953.Ebenda.
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stellen.124
Die neue Leitung wurde nur knapp zwei Wochen spa¨ter auf der Delegierten-
konferenz gewa¨hlt, wobei die neue Konstellation der UPL der Tabelle 3.10 zu
entnehmen ist.125
Neben der Eingliederung von Prof. Fritz Mu¨ller126 nach dem Austritt von Anneliese
Runge wurde außerdem Prof. Werner Hartke als Prorektor fu¨r Forschungsangelegen-
heiten eingesetzt. Somit waren ab 1951 von den vier neu eingefu¨hrten Prorektoren
mindestens zwei innerhalb der Parteileitung und der dritte SED-Mitglied.127
Wilhelm Bonnen 1. Sekreta¨r der PO
Heinz Dombrowsky 2. Sekreta¨r der PO
Ernst Blu¨mer Sekreta¨r der PO
Rudi Bo¨hm Sekreta¨r der PO
Dr. Herbert Luck Prorektor fu¨r gewi. Grundstudium
Sekreta¨r
Wolfgang Henk Student, 1. Sekreta¨r FDJ-HGL
Manfred Haiduk ab 01.09.1954 1. Sekreta¨r FDJ-HGL
Erich Biester Student
Gerda Frels Studentin
Kurt Hu¨ckel Prorektor fu¨r Studentenangelegenheiten
Ursula Schulz Aspirantin
Anneliese Runge Dozentin
Prof. Firtz Mu¨ller ab 25.02.1954 Institutsdirektor Pa¨d. Institut
Margarete Katzmann Assistent gewi. Institut
Franz Seuthe Arbeiter (Heizen)
Richard Winterfeldt Nachtwa¨chter
Ursula Will unbekannt
Tabelle 3.10: Universita¨tsparteileitung ab Dezember 1953
124Kadervorschla¨ge fu¨r die neue Leitungssitzung in: Protokoll der Leitungssitzung der UPL v.
02.12.1953.Ebenda.
125Protokoll der V. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 12. und 13.12.1953.UAR.
UPL/006.
126Fritz Mu¨ller wurde am 28.11.1900 in Elbing (Westpreußen) geboren. 1949-1966 war er Professor
mit Lehrstuhl fu¨r Geschichte der Pa¨dagogik an der Universita¨t Rostock. Daru¨ber hinaus war er
von 1949 bis 1952 Dekan der Pa¨dagogischen Fakulta¨t und von 1952 bis 1958 Institutsdirektor.
Er verstarb 1973. CPR: http://cpr.uni-rostock.de/metadata/cpr professor 000000002297.
127Protokoll der Leitungssitzung v. 25.02.1954.UAR. UPL/049.
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Auf der ersten absolvierten Leitungssitzung wurde zudem das neue Sekretariat
bestimmt, welches sich wie folgt zusammensetzte.128
Wilhelm Bonnen 1. Sekreta¨r
Heinz Dombrowsky 2. Sekreta¨r
Ernst Blu¨mer Sekreta¨r
Rudi Bo¨hm Sekreta¨r
Dr. Herbert Luck Sekreta¨r
Tabelle 3.11: Sekretariat der UPL 13.12.1953.
128Protokoll der Leitungssitzung der UPL vom 13.12.1953.UAR. UPL/048.














































































































































































































































































































































































































Abbildung 3.1: Organisationsaufbau ab 1951
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3.2.3 Maßnahmen zur Umsetzung der Reform und Kontrolle der Beschlu¨sse
Die Maßnahmen zur Umsetzung der Reform waren sehr vielseitig. Demzu-
folge wird in diesem Abschnitt ein kurzer Diskurs u¨ber einige Maßnahmen der II.
Hochschulreform gefu¨hrt.
Das 10-Monate-Studienjahr lo¨ste die Semestereinteilung auf. Ein Studienjahr
ergab sich aus:
1. Herbstsemester (16 Wochen)
2. Winterferien (3 Wochen)
3. Fru¨hjahrssemester (17 Wochen)
4. Pru¨fungsabschnitt (2 Wochen)
5. Berufspraktikum (6 Wochen)129
Die Neuregelung des Studienverlaufs lo¨ste Vera¨nderungen innerhalb des Par-
teiapparates aus, wie oben erwa¨hnt, um die Studenten und Dozenten von der
Durchfu¨hrung des Studienjahres zu u¨berzeugen und die Durchfu¨hrung von diesem
zu gewa¨hrleisten.
Durch die Einfu¨hrung der Seminargruppe als Organisationsform des akademi-
schen Unterrichts wurde innerhalb dieser ein Seminargruppensekreta¨r bestimmt.
Er war das Bindeglied zwischen Lehrko¨rper und Studenten. Der Seminargruppen-
sekreta¨r fungierte als ein aktiver Helfer der Wissenschaftler beim Kla¨ren organisa-
torischer Fragen und als Kontrolleur hinsichtlich der Anwesenheit der Studenten
bei Pflichtveranstaltungen. Vorgeschlagen wurde er von der FDJ und anschließend
vom Fachrichtungsleiter besta¨tigt. Ferner wurde innerhalb jeder Seminargruppe
eine Parteigruppe gegru¨ndet, so dass die Seminargruppen zu einem bestimmten
Teil aus SED-Mitgliedern bestanden.130
Der Seminargruppensekreta¨r avancierte zu einer neuen Informationsquelle fu¨r
die UPL und gliederte sich in das Informationssystem ein. Demnach kontrollierte
er die Mitglieder der Gruppe, die Fakulta¨tsleitungen der FDJ kontrollierten den Se-
minargruppensekreta¨r und die HGL kontrollierte die Fakulta¨tsleitungen.131 Da die
FDJ der SED untergeordnet war, unterstand der Seminargruppensekreta¨r indirekt
der UPL.
”Die Freiheit des Vorlesungsbesuchs war durch den Seminarbetrieb einge-
schra¨nkt; eine zeitliche Begrenzung des Studiums gab es [in der alten Universita¨t]
129Zweite Durchfu¨hrungsbestimmung zur Neuorganisation des Hochschulwesens; Rahmenzeitplan
fu¨r das 10-Monate-Studienjahr vom 04.05.1951 in: Die II. Hochschulreform.UAR.R III. R/28. /
Vgl. Vorlesungsverzeichnisse ab 1951/52.
130Bericht u¨ber das 10-Monate-Studienjahr. in: Protokoll der Delegiertenkonferenz der SED-
Betriebsgruppe v. 01. und 02.12.1951.UAR. UPL/003.
131Mu¨ller, Marianne/Mu¨ller, Egon (1994). S.276.
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nicht.“132 Demzufolge waren Vera¨nderungen notwendig, die durch eine genaue
zeitliche Einteilung nach Studienplan und damit durch eine eindeutige Vorgabe
der zu besuchenden Veranstaltungen festgelegt und durchgefu¨hrt wurden. In die-
sem Zusammenhang wurden eine Reihe obligatorischer Pflichtverantstaltungen
eingefu¨hrt, speziell, was das Erlernen von Fremdsprachen betraf. Jeder Student
sollte von der gleichen Basis ausgehend sein Fachstudium vertiefen.133
Die ”Einheit der Wissenschaft“ sollte durch eine einheitliche, weltanschauli-
che Grundlage, die Einfu¨hrung des Gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudi-
ums, gegeben werden.134 ”Das Gesellschaftswissenschaftliche Grundstudium hat
die Aufgabe, den Studierenden die Einsicht in die Entwicklungsgesetzte von Natur
und Gesellschaft zu vermitteln und sie zu unermu¨dlichen Ka¨mpfern fu¨r [...] den
Fortschritt der Menschheit zu erziehen. Es bildet die Grundlage des Studiums.“
Ohne wissenschaftliches Studium des Marximus ergab sich auch keine wissen-
schaftliche Arbeit.135
Die marxistisch-leninistische Theorie stellte folglich die gemeinsame philoso-
phische Grundlage fu¨r alle Wissenschaftsgebiete dar. Dies ermo¨glichte erst ”die
planma¨ßige Entwicklung des gesellschaftlichen Lebens.“136
Demnach wurde von den Studenten verlangt, den Marxismus-Leninismus auf
ihre spezielle Fachwissenschaft anzuwenden und dies spa¨ter im Beruf umzusetzen.
Nebenher wurden die SED-Studenten im Parteilehrjahr geschult, um zum einen
”ideologisch“ sicher zu sein und zum anderen den Marxismus-Leninismus so zuverinnerlichen, dass aus ihnen guter wissenschaftlicher Nachwuchs heranwachsen
konnte.137
Zur Verbesserung der Lehre fanden Aussprachen der Parteileitungen der
Grundorganisationen mit den Dozenten des Gesellschaftswissenschaftlichen Stu-
diums an der jeweiligen Fakulta¨t statt. Weiterhin waren Diskussionen auf Par-
teiveranstaltungen angesetzt, um das 10-Monate-Studienjahr auszuwerten. Alle
SED-Mitglieder wurden aufgefordert, gute und wissenschaftlich qualifizierte Stu-
denten fu¨r die Ta¨tigkeit als Hilfsassistent in Absprache mit den Seminarguppen
ausfindig zu machen.138
Des Weiteren wurden sie angehalten, Aus- bzw. Absprachen mit Genossen
sowie bu¨rgerlichen Professoren und Dozenten u¨ber die Verbesserung des Studiums
132Wohlgemuth, Franz (1955/6). S.115.
133Vgl 2.3.1.
134Wohlgemuth, Franz (1955/6). S.115.
135Rechenschaftsbericht der UPL in: Protokoll der Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v.
01. und 02.12.1951.UAR. UPL/003.
136Wohlgemuth, Franz (1955/6). S.118/9.
137Rechenschaftsbericht der UPL in: Protokoll der Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v.
01. und 02.12.1951.UAR. UPL/003.
138Beschluss der UPL (Vertraulich!) v. 05.04.1952.UAR. UPL/047.
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zu fu¨hren.139
In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass ein großes Zeitdefizit enstan-
den war, da ”der traditionelle Stoff und sein Umfang als gegeben unvera¨ndert
u¨bernommen [und die] neu hinzukommenden Disziplinen [...] zu diesem Stoff ad-
diert“ wurden.140
Dieser Umstand war mitunter sehr problembehaftet, da sich die Studienpla¨ne
aufbla¨hten und in einigen Fa¨chern nicht nur die ”SWS“ in die Ho¨he schnellten,sondern auch die Lehrkra¨fte einer immensen U¨berlastung gegenu¨berstanden.141
Diese Problematik in den Vera¨nderungen betraf zudem auch die Funktiona¨re
der Parteiorganisation sowie die des ho¨chsten Gremiums der Partei vor Ort, der
UPL. Neben den neuen Anforderungen des Stoffs mussten diese das Parteilehr-
jahr besuchen bzw. mit vorbereiten und die regelma¨ßigen Parteiveranstaltungen
wahrnehmen. Zur Veranschaulichung dieses Zustandes ein Beispiel aus den Akten:
Gerhard Resch (Sekretariatsmitglied der UPL 1949) weigerte sich, die russische
Sprache zu lernen, da dieses weitere Fachstudium zu viel Zeit in Anspruch nahm.
Aufgrund dessen wurde er zur Rede gestellt und musste sich daraufhin sogar im
”Mensa-Funk“ fu¨r seine Ansichten offiziell entschuldigen, denn ein Mitglied derPartei sollte seine ”Vorbildfunktion“ in keiner Weise vernachla¨ssigen.
142
Die Parteileitung war in der Pflicht, in allen Fakulta¨ten Aussprachen u¨ber die
Erfahrungen und Lehren des ersten 10-Monate-Studienjahres durchzufu¨hren. Die
Informationen gaben sie weiter an das ZK und daraus folgend wurden Vorschla¨ge
zur Lo¨sung der bestehenden Umsetzungsprobleme der Reform besprochen und
entwickelt.143
Die Auswertung des ersten offizielen Studienjahres durch die Mitglieder der
UPL ergaben einige Ma¨ngel. Es wurde darauf hingewiesen, dass das Hauptproblem
im Umfang einiger Studienpla¨ne lag und deshalb viele obligatorische Vorlesungen
nicht gehalten werden konnten, da einige Professoren, Dozenten und Studenten
stark u¨berlastet waren. Demzufolge wurden bereits anfangs Hilfsassistenten als
Helfer der Professoren und Dozenten eingefu¨hrt. Von den Parteimitgliedern wurde
gefordert, ”sich so zu qualifizieren, daß sie fu¨r Hilfsassistentenstellen, Assistenten-
stellen und Aspirantenstellen vorgeschlagen werden“ konnten. Dementsprechend
war die Mo¨glichkeit gegeben, dass der Einfluss der Parteimitglieder auf die Univer-
sita¨t eine ganz neue Dimension erreichen konnte, da dies die weiteren Besetzungen
der SED-Mitglieder in die gehobenen Positionen der Universita¨t zur Folge hat-
139Beschluss der UPL (Vertraulich!) v. 05.04.1952.UAR. UPL/047.
140Wohlgemuth, Franz (1955/6). S.121.
141Ders. S.121.
142Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 20.02.1952.UAR. UPL/047.
143Festlegung fu¨r die Universita¨t Rostock durch das ZK v. 04.04.1952. in: II. Hochschulreform.
UAR.R III. R/28.
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te.144”Die Festung Wissenschaft wurde gestu¨rmt.“
Eine Verla¨ngerung der Studienzeit schien eine Option, wurde jedoch nicht in
Betracht gezogen, da sie den ”produktiven Lebensabschnitt zu weit hinausschie-
ben“ wu¨rde. Daraufhin wurde eine Straffung des Lehrstoffes und die zeitliche
Begrenzung der obligatorischen Vorlesungen vorgesehen. Des Weiteren sollte den
Studenten mehr die Mo¨glichkeit fu¨r das Selbststudium gegeben werden.145
Um dem Zeitverlust entgegen zu wirken, sollte ein Vorlesungsprogramm der
Hauptstudienfa¨cher ausgearbeitet werden, wobei die Studenten zu Beginn des Stu-
dienjahres Studienmaterial erhielten, um genug Zeit fu¨r die Vorbereitung zu haben.
Zudem wurden Literaturlisten angefertigt, so dass dem Student bekannt war, was
er fu¨r die Vorlesung ”zu studieren habe.“
146
Der Vortragende (Dozent) wurde somit zum Vorleser, da es ha¨ufig linientreue
FDJ-Funktiona¨re im Publikum gab, die bezugnehmend auf sein erarbeitetes Kon-
zept Abweichungen dokumentierten. Ferner stellte die Vorgabe einer Liste zur
behandelnden Literatur keine Anregung zur Findung neuer Quellen dar. Eher das
Gegenteil war der Fall, denn die ”genaue Literaturangabe“ sollte eben dies verhin-dern.147
Zur Umsetzung des neu eingefu¨hrten Berufspraktikums fu¨r Studenten wurden
sog. Freundschaftsvertra¨ge mit Großbetrieben wie bspw. der Maschinen-Ausleih-
Station (MAS) Roggentin oder der Warnow-Werft erstellt, um zum einen Prakti-
kumspla¨tze fu¨r Studenten zu gewa¨hrleisten und zum anderen ”die Arbeiterklasse
und die Intelligenz“ zusammenzufu¨hren.148
Die Einfu¨hrung der Berufspraktika erscheint zuna¨chst als sehr fortschrittlich,
da sie die Mo¨glichkeit boten, Erfahrungen in dem angestrebten Berfuf zu sammeln
und den Verdienst aufzubessern. Gleichwohl dienten sie auch zur Filterung der
Studentenschaft, da dem Studenten bei Fehlverhalten der Ausschluss von der Bil-
dungseinrichtung drohte.149
Fu¨r die Kontrolle der Arbeit u¨ber die eingeleiteten Maßnahmen und zur Zer-
schlagung der ”gegnerischen Ta¨tigkeit“ an der Universita¨t wurden sog. Brigadengebildet. Sie bestanden aus drei bis vier Parteimitgliedern, hauptsa¨chlich Leitungs-
mitgliedern. Ihre Aufgabe war es, die Arbeit der einzelnen Grundorganisation
und die Teilnahme der Studenten beim Berufspraktikum zu kontrollieren. Die
144Auswertung der II. Hochschulreform. in: Protokoll der IV. Delegiertenkonferenz der SED-
Parteiorganisation v. 10.05.1952.UAR. UPL/005.
145Wohlgemuth, Franz (1955/6). S.121/2.
146Information fu¨r die Sekreta¨re der GO: Bericht von W. Bonnen u¨ber die Arbeitsbesprechung der
Parteisekreta¨re der Universita¨ten und Hochschulen beim ZK am 30.01.1953.UAR. UPL/093.
147Mu¨ller, Marianne/Mu¨ller, Egon (1994). S.270.
148Protokoll der erweiterten Sitzung der BGL.UAR. UPL/045./Protokoll der Sekretariatssitzung der
UPL v. 25.01.1951.UAR. UPL/046.
149Mu¨ller, Marianne/Mu¨ller, Egon (1994). S.276f.
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Brigaden hatten außerdem einen positiven Aspekt, da sie die Behandlung und
Arbeitsbedingungen der Studenten am Praktikumsort durch die entsprechenden
Verantwortlichen kontrollierten. Das bedeutet, falls der Praktikumsbetrieb die dort
anwesenden Studenten nicht anstandsgema¨ß behandelte, konnte es passieren, dass
dieser Betrieb im na¨chsten Jahr keine Studenten-Praktikanten erhielt. Die Briga-
den sollten zudem das Verhalten der Studenten in den Betrieben gegenu¨ber den
Arbeitern und Angestellten, die Diskussionen mit diesen und deren Auftreten unter-
suchen. Abschließend sollte ”eine Liste derjenigen, die von der Universita¨t entfernt
werden mu¨ssen“, zusammengestellt werden.150
Weitere Betrachtungen werden außen vor gelassen. Fu¨r weitere Informatio-
nen u¨ber die Unterrichtsformen an der Universita¨t zur damaligen Zeit empfehle
ich Mu¨ller und Mu¨ller ”...stu¨rmt die Festung Wissenschaft!“ und den Artikel vonFranz Wohlgemuth ”Tradition und Wirklichkeit der Studienreform“, der in seinenAusfu¨hrungen die gewichtigsten Aspekte der Hochschulreform na¨her erla¨utert und
Gru¨nde ihrer Einfu¨hrung sowie ihre Schwa¨chen aufdeckt.
3.3 Volkswahl in der DDR
Die Volkswahl 1954 stellt kein unmittelbares Ereignis der Universita¨tsgeschichte
dar. Sie wird in den Verlauf der Arbeit aufgenommen, da die Beeinflussung der
Universita¨tsangeho¨rigen und die ihrer na¨chsten Mitmenschen einen Einblick in
die Arbeit der Parteileitung der Universita¨t gibt. Der Auftrag zur Vorbereitung der
Volkswahl wurde durch das ZK gestellt, welches die UPL mit sofortiger Wirkung
aufforderte, einen Plan zu entwickeln, um alle Professoren und Studenten zur
Mitarbeit bei der Vorbereitung der Wahlen zu gewinnen. Besonders wichtig erschien
die Gewinnung von Professoren fu¨r o¨ffentliche Vortra¨ge.151
3.3.1 ”Der Parteiapparat la¨uft auf Hochtouren“
Die UPL u¨bernahm in diesem ”Wahlkampf“ drei Wahlbezirke, in denen Wahllokaleeingerichtet wurden. In Folge dessen bildete sie in speziellen Schulungen Aufkla¨rer
aus, die anhand vorgegebener Richtlinien zur Mobilisierung der Wa¨hler eingesetzt
wurden. Hauptaufgabe war die Vorstellung der Kanidaten und die Erla¨uterung des
Wahlprogramms der Nationalen Front. Zur Hilfestellung wurde ein Fragenkata-
log erstellt, der den Aufkla¨rern die Antworten vorgab. Falls eine Frage auf dieser
150Bericht u¨ber eingeleitete Maßnahmen zur Zerschlagung der gegnerischen Ta¨tigkeit an der Univer-
sita¨t Rostock v. 01.07.1952.UAR. UPL/137./ Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr.
Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock. S.116.
151Schreiben an die PO der Universita¨t Rostock vom ZK, Abt. Wissenschaft und Propaganda, v.
11.08.1954.UAR. UPL/093.
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Grundlage nicht zu beantworten war, wurde die Frage notiert und die Person auf
einen spa¨teren Termin vertro¨stet. Der Aufkla¨rer informierte die Leitung, welche
eine Antwort fu¨r die Frage erstellte. Daraufhin setzte sich der Aufkla¨rer erneut mit
dem Fragesteller in Verbindung, um diesem die Antwort zu u¨bermitteln.152
In den großen Organisationseinheiten der Parteiorganisation Universita¨t Ros-
tock wurden unmittelbar nach dem Beschluss des ZK Versammlungen zur Bespre-
chung der Vorbereitung der Volkswahlen einberufen. Die ersten Informationsveran-
staltungen in den GO waren nur zu 50% besucht, da sich zur Zeit des Beschlusses
viele Studenten im Urlaub befanden.153
Aufgrund dessen wurden weitere Veranstaltungen anberaumt, in denen die
Parteimitglieder aufgefordert waren, das Wahlprogramm unter den Universita¨ts-
angeho¨rigen zu verbreiten und Schulungen zu organisieren. Inhalt dieser Veran-
staltungen war die Erla¨uterung der Bedeutung des Wahlprogramms. Es sollte der
Unterschied zwischen dem Wahlprogramm der DDR und den ”kapitalistischen
La¨ndern“ dargelegt werden, um eine Grundlage fu¨r die Argumentation der Partei-
mitglieder gegenu¨ber Andersdenkenden zu schaffen. Die Leitungsmitglieder der
jeweiligen GO wurden angehalten, beispielgebend eine offene Stimmabgabe zu
vollziehen.154
Zudem war es Aufgabe, regelma¨ßig stattfindende Vortra¨ge u¨ber die politischen
Hauptfragen zu veranstalten, fu¨r die Genossen aus dem Partei- und Staatsapparat als
Referenten gewonnen werden sollten. So konnte bspw. Egbert von Frankenberg, ein
beru¨hmter Parteipolitiker und Mitlita¨rwissenschaftler der DDR, fu¨r einige Vortra¨ge
geworben werden. Er sprach u¨ber ”Die europa¨ische milita¨risch-politische Lage
und das System der kollektiven Sicherheit.“155
Die Massenorganisationen wurden eingesetzt, um mit allen Zugeho¨rigen
der Universita¨t Aussprachen zu fu¨hren und Teilnehmer an der Wahl zu regis-
trieren. Die FDJ sollte bis zum 15. September 1954 1.500 Agitatoren bereit-
stellen, welche in extra eingerichteten Aufkla¨rungslokalen das Wahlprogramm
der Nationalen Front erla¨uterten. Zudem war die Agitationskommission der FDJ-
Hochschulgruppenleitung fu¨r das Studentenwohnheim Thierfelderstraße zusta¨ndig.
Von ihnen war gefordert, Haus- und Zimmerversammlungen zur Vorbereitung der
Volkswahl durchzufu¨hren, wobei sie gegen alle ”Einflu¨sse des Feindes“ vorgehen
sollten.156 Zur Unterstu¨tzung wurde eine sta¨ndige Vertretung in Form eines Heim-
ausschusses gebildet, welcher die Verantwortung fu¨r Agitation, Unterbringung der
152Bericht u¨ber die Richtlinien fu¨r den Einsatz v. 10.10.1954 in: Protokoll der Leitungssitzung der
UPL v. 09.10.1954.UAR. UPL/050.
153Bericht des Sekretariats u¨ber Periode 14.07.-18.08.1954.Ebenda.
154Protokoll der außerordentlichen Parteileitungssitzung der PO der Universita¨t Rostock v.
01.10.1954.Ebenda.
155Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 10.09.1954.Ebenda.
156Arbeitsplan v. 01.09-31.12.1954.Ebenda.
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Studenten und Wahlvorbereitung im Heim trug.157
Hervorzuheben ist die Vorstellung des Spitzenkandiaten der Universita¨t, Ge-
nosse Gerhard Ziller. Auf dieser Veranstaltung waren 1.000 Angeho¨rige der Uni-
versita¨t versammelt. Dabei wurden verschiedene Flugbla¨tter von der Parteileitung
an Wissenschaftler, Arbeiter, Angestellte und Studenten zur Unterstu¨tzung der
Wahlkampagne ausgegeben. Wenn man in diesem Zusammenhang bedenkt, dass
mindestens 700 Parteimiglieder an der Universita¨t zugegen waren, stellt sich die
Frage, wie viele Personen Nicht-Mitglieder der Partei waren und dennoch an dieser
Großveranstaltung teilnahmen. Diese Frage ist durch meine Forschungen nicht zu
beantworten. Jedoch ist zu vermuten, dass mindestens die Ha¨lfte der dort anwesen-
den Personen zur Parteiorganisation geho¨rten.158
Unmittelbar vor der Wahl lagen noch keine detaillierten Angaben u¨ber die
Wa¨hlerlisten vor. Demzufolge mussten alle Mitglieder der Parteiorganisation von
nun an jeden Abend die Aufkla¨rungsgruppen unterstu¨tzen. Jeden Morgen um 08:00
Uhr berichteten die Beauftragten fu¨r die einzelnen Patenbezirke dem Parteisekreta¨r
den Stand der politischen Arbeit. In Folge dessen wurden Beratungen in allen
Fakulta¨ten, der Verwaltung und in den Kliniken einberufen. Die Leitungsmitglieder
der UPL sprachen auf den Beratungen der Aufkla¨rer. Jedes Leitungsmitglied erhielt
eine Grundorganisation wegen terminlicher Absprachen.159
Fu¨r jedes Wahllokal wurde ein Transparent mit der zentralen Wahllosung ”Fu¨r
den Aufstieg unseres Vaterlandes als einiger, friedliebender und demokratischer
Staat“ sowie Wachen zum Schutz in dem Zeitraum vom 16.10. 12:00 Uhr bis
18.10. 08:00 Uhr aufgestellt, um vor ”Angriffen“ auf die offene Wahl und vorWahlmanipulation geschu¨tzt zu sein.160 Die Volkswahl konnte beginnen.
3.3.2 Ergebnisse der Volkswahlen
Die Leitungsmitglieder waren hauptsa¨chlich zur Beratung und U¨berwachung der
Vorbereitung der Volkswahl eingesetzt worden. Zudem spiegelte sie die Arbeitswei-
se der UPL wieder. Der Auftrag zur Vorbereitungsta¨tigkeit erging vom ZK direkt
an den Parteisekreta¨r, der diesen zuna¨chst im Sekretariat und anschließend auf
der na¨chstfolgenden Leitungssitzung den anderen UPL-Mitgliedern pra¨sentierte.
Daraufhin wurden ausgewa¨hlte Leitungsmitglieder beauftragt, ein Konzept zur
Umsetzung des Beschlusses zu entwerfen. Dieser wurde in einer Leitungssitzung
besprochen und die Hauptaufgaben auf die einzelnen Mitglieder verteilt. Folgend
157Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 10.09.1954.UAR. UPL/050.
158Erste Analyse u¨ber die Vorbereitung der Volkswahl an der Universita¨t.Ebenda.
159Stand der Aufkla¨rungsarbeit zur Vorbereitung der Volkswahl an der Universita¨t Rostock.in:
Sekretariatssitzungen der Leitung der SED-Parteiorganisation von Juli bis Dez. 1954.UAR.
UPL/090.
160Protokoll der außerordentlichen Sekretariatssitzung der UPL v. 12.10.1954.Ebenda.
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wurden Parteiauftra¨ge an die Sekreta¨re der Grundorganisationen vergeben, wel-
che diese in den Leitungssitzungen der GO verteilten etc. Dies wurde bis in die
kleinsten Grundeinheiten der Parteigruppe fortgefu¨hrt. Somit unterstand die Arbeit
stets einer doppelten U¨berwachung, weil die Parteigruppe von ihrer na¨chst ho¨heren
Instanz kontrolliert wurde, Aufgaben erhielt sowie der UPL verpflichtet war. Die
UPL konnte auch direkt Auftra¨ge vergeben, so geschehen bspw. bei den Vortra¨gen
vor den Aufkla¨rungsgruppen zur Vorbereitung der Volkswahl.
Die Wahlbeteiligung in der DDR lag bei fast 99%, wobei 99,46% ”Ja-Stimmen“ergaben. Die Wahl kann rein nach den Zahlenwerten somit als voller Erfolg fu¨r die
Nationale Front gewertet werden.161
Zu den Ergebnissen der Wahl a¨ußerten sich einige Leitungsmitglieder kritisch
auf der anschließenden Sitzung der UPL. Demnach existierten einige Kritikpunkte
bei der Durchfu¨hrung der Volkswahl. Es soll vorgekommen sein, dass bei der Wahl
einige ”Nein-Stimmen“ als ”Ja-Stimmen“ gewertet wurden, um volle 100% zuerreichen. Zudem wurden in einigen Wahllokalen durchgekreuzte Stimmzettel als
”Ja-Stimmen“ gewertet. Schenkt man diesen kritischen A¨ußerungen Glauben, isteine Wahlmanipulation nicht auszuschließen. Es wu¨rde sich demnach um keinen
klaren Wahlerfolg handeln. Im Rahmen dieser Arbeit ist nicht zweifelsfrei festzu-
stellen, ob diese Vorkommnisse auch in den anderen Wahlbezirken auftraten.162
161Richter, Michael. (1991). S.27.
162Protokoll der Leitungssitzung der UPL v. 22.10.1954.UAR. UPL/050.
4 Zusammenfassung
”Vor uns steht eine Festung. Der Name dieser Festung ist die Wissenschaft mit
ihren unza¨hligen Wissenszweigen. Diese Festung mu¨ssen wir um jeden Preis
nehmen. Diese Festung muß die Jugend nehmen, wenn sie den Wunsch hat, der
Erbauer des neuen Lebens zu sein, wenn sie den Wunsch hat, in der Tat die
Ablo¨sung der alten Garde zu sein.“ (J.W. Stalin)1
Zum Versta¨ndnis: Stalin bezeichnet nicht die Hochschulen als Festungen2,
sondern die Wissenschaft an sich. Der Zugriff bzw. die Eroberung der Hochschulen
in der SBZ/ DDR konnte ”nicht allein durch Anweisungen geschehen, sondern vor
allem durch Personalpolitik und Lenkung der Geldstro¨me, durch Kontrolle und
Zensur, auch durch Geru¨chte und durch Schu¨ren von Angst, durch Ehrabschneidung
und viele ”kleine“ mu¨rbemachende Sticheleien.“
3
Zur Umsetzung und Kontrolle der Beschlu¨sse wurde eine Informationsquelle
beno¨tigt, die sich in alle Ebenen des Universita¨tsalltags Einblick verschaffen konn-
te. Aufgrund dessen wurden ”feste Burgen“
4 innerhalb der Universita¨ten in Form
von Betriebsgruppen errichtet. Durch den Aufbau der einzelnen Burgen sollte die
Festung Wissenschaft genommen werden.
Die Einfu¨hrung der SED-Betriebsgruppe an der Universita¨t Rostock lief
schleppend an, denn die SED verfu¨gte fast ausschließlich u¨ber Nicht-Akademiker.
Dementsprechend gering war anfangs der Anteil der SED-Mitglieder unter den
Studenten, weshalb hier a¨hnlich wie in Großbetrieben vorgegangen wurde. Die
SED-Betriebsgruppe an der Universita¨t entwickelte sich aus einem Jugendaktiv,
welches sich bereits auf Betreiben der Kreisleitung am 03. Oktober 1946 konstitu-
ierte.
Die Gru¨ndung der Betriebsgruppe erfolgte noch im selben Jahr am 03. Dezem-
ber 1946. Anfangs setzte sich die Betriebsgruppe fast ausschließlich aus Studenten
zusammen. An der Spitze stand ein ehrenamtlicher Vorstand. Des Weiteren wurden
Fakulta¨tsleiter benannt, die sich um die Erfassung der gesamten SED-Mitglieder
an der Universita¨t ku¨mmerten. Die UPL setzte sich vorerst ausschließlich aus dem
ehrenamtlichen Vorstand und den Fakulta¨tsleitern zusammen.
Mit zunehmender Zeit baute sie ihre Befugnisse aus und versuchte sich
1Heinemann, Manfred.Wer stu¨rmte die Festung Wissenschaft? Die sowjetische Besatzungspolitik
und die SED im Bereich von Hochschule und Wissenschaft. in: Revue d’Allemagne et des pays
de langue allemande Strasbourg.Band 32. Heft 1.2000. S.103.
2Eine Festung ist eine eigensta¨ndige Wehranlage permanenter Bauart, die systematisch fu¨r die
Verwendung von und den Schutz gegen Feuerwaffen eingerichtet ist.
3Heinemann, Manfred (2000). S.103.
4Der Begriff Burg bezeichnet in seiner epochenu¨bergreifenden Bedeutung einen in sich geschlos-
senen, bewohnbaren Wehrbau in Fru¨hgeschichte, Antike und Mittelalter.
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immer sta¨rker in das Universita¨tsgefu¨ge zu integrieren. Dabei verfolgten die
”fu¨hrenden Ko¨pfe“ eine Art Doppelstrategie, wobei sie die FDJ-Gruppe und dieSED-Betriebsgruppe nutzten. Die FDJ-Gruppe, die sich bereits zu fru¨herer Zeit
an der Universita¨t herausgebildet hatte, war nicht im Stande, eine Bindung zu den
Studenten aufzubauen, da sie eher als ein ”Tanzverein“ angesehen wurde an Stelleeiner studentischen Organisation.5
Die SED-Betriebsgruppe hingegen konnte auf einer anderen Basis agieren, da
sie nicht nur Studenten, sondern auch Arbeiter, Angestellte und Dozenten in sich
vereinigte. Dies ermo¨glichte ihr erste Einblicke in die verschiedenen Ebenen der
Universita¨tsstruktur.
Die a¨ußeren Einwirkungen auf die Universita¨ten wurden durch die Entnazi-
fizierungspolitik, Zulassungsbestimmungen und Personalpolitik bzw. durch die
Schaffung neuer Fakulta¨ten ausgeu¨bt. Wegen der sta¨ndigen Vergro¨ßerung der Be-
triebsgruppe, wie bspw. durch die Angliederung der ABF 1949 an die Universita¨t,
erfuhr sie einen Machtzuwachs durch Mitgliedergewinnung.
Dennoch hielt sich der Einfluss der Betriebsgruppe in den Anfangsjahren
in Grenzen. Das universita¨re Milieu zu durchsetzen, brauchte seine Zeit. Zudem
war noch keine Kontinuita¨t in der Durchfu¨hrung sowie dem Ablauf der Veran-
staltungen gegeben. Dies a¨nderte sich ab 1948. Mit der Einfu¨hrung des ersten
Betriebsgruppensekreta¨rs Hans Wemmer (Student) fand zum einen ein Umstruktu-
rierungsprozess statt: Weg von dem ehrenamtlichen Vorsitzenden als politischen
Richtungsgeber hin zu einer Leitung unter der Fu¨hrung des Parteisekreta¨rs. Zudem
begann eine neue Organisation durch Vorgabe von Arbeitspla¨nen und einem neuen
Aufnahmeverfahren fu¨r Parteimitglieder, um nur die aktiven Mitglieder innerhalb
der Betriebsgruppe zu organisieren.
Der erste hauptamtliche Sekreta¨r der Betriebsgruppe war Hans-Georg Usz-
koreit, welcher spa¨ter von Wilhelm Bonnen abgelo¨st wurde. Bonnen stellte einen
Eingriff in das Betriebsgruppengefu¨ge dar, da er der erste Sekreta¨r ohne akademi-
sche Ausbildung war. Er kam direkt von der Parteischule.
Die Leitung der Betriebsgruppe oblag der Universita¨tsparteileitung, wobei
diese eine Art Doppelstruktur aufwies. In den ersten Jahren bestand diese aus
den ehrenamtlichen Vorsitzenden, also dem gescha¨ftsfu¨hrenden Vorstand und den
Fakulta¨tsleitern. Im Zuge der Reorganisation bildete sich eine neue Struktur heraus.
In den 15-ko¨pfigen Vorstand wurde ein 8-ko¨pfiges Sekretariat integriert. Das Se-
kretariat wurde als ”Exekutive“ eingesetzt, wobei sie die Beschlu¨sse vorbereitetenund dem Vorstand zur Abstimmung vorlegten. Im Endeffekt hatte das Sekretariat
die Fa¨den in der Hand, da es bei Abstimmungen innerhalb der UPL stets die abso-
lute Mehrheit vorweisen konnte. Innerhalb des Sekretariats wurden entsprechend
5Siehe Anhang: Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk am 17.03.2009 in Rostock.
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den Aufgabenbereichen Sekretariatsmitglieder bestimmt. Diese wurden durch den
Vorstand gewa¨hlt, der wiederum zuvor auf den Delegiertenkonferenzen bestimmt
worden war.
Die Schwa¨che in der Arbeit der UPL war zumeist dem Umstand geschuldet,
dass die Betriebsgruppe anfangs hauptsa¨chlich aus Studenten bestand und dass
diese durch bevorstehende Pru¨fungen oder Examinas bzw. durch den Mangel an
Zeit ihre Funtkion als aktives Mitglied nicht voll ausfu¨llen konnten.
Der Parteisekreta¨r stellte sich im zu betrachtenden Zeitraum als Dreh- und
Angelpunkt heraus. Er war der Knotenpunkt, in dem alle Informationen zusam-
menliefen. Die Betriebsgruppe breitete sich unter Anleitung der UPL auf die ganze
Universita¨t aus, wobei sie versuchte, ihre Mitglieder in alle fu¨hrenden Positionen
zu mano¨vrieren. Dies gelang u.a. mit Hilfestellung der Personalpolitik sowie den
hochschulpolitischen Verordnungen.
Die II. Hochschulreform ero¨ffnete der Parteiorganisation mit der Einfu¨hrung
der Seminargruppe neue Mo¨glichkeiten. Die Seminargruppen unterstanden dem
Seminargruppensekreta¨r. Des Weiteren wurden Parteigruppen gebildet, die sich
innerhalb der Seminargruppen konstituierten. Diese kleinste Grundeinheit des Par-
teiapparates breitete sich in allen Bereichen der Universita¨t aus. So gab es bspw.
eine Parteigruppe Mensa und spa¨ter eine im Rektorat.
Zudem wurde der Parteiapparat in Grundorganisationen eingeteilt, die eige-
ne Parteileitungen erhielten. Die Oberaufsicht u¨ber alle Bereiche fu¨hrte die UPL.
Jede Leitung erhielt einen Sekreta¨r, der sich auf sta¨ndigen Sekreta¨rsberatungen
mit dem Parteisekreta¨r beriet. Das politische Leben spielte sich deshalb in den
Grundorganisationen ab. Die UPL gab die politische Richtlinie aufgrund der Be-
stimmungen des ZK an die GO weiter. Letztgenannte waren fu¨r die Umsetzung
zusta¨ndig. Zur U¨berwachung spezieller Arbeitsgebiete bildete die UPL verschiede-
ne Kommissionen, bestehend aus Leitungsmitgliedern, um die Arbeit innerhalb der
Grundorganisationen zu u¨berwachen und die Umsetzung voranzutreiben. Zudem
wurden zwischenzeitlich Brigaden einberufen, die in ku¨rzester Zeit zu Kontrollen
der einzelnen Bereiche herangezogen wurden.
Das Sekretariat wurde im Zuge der II. Hochschulreform aufgelo¨st, da es zu
viele Aufgaben des eigentlichen Leitungskollektivs u¨bernommen hatte. Dieser
Umstand hielt nur bis 1953 an, da festgestellt worden war, dass die Arbeit der UPL
durch die langen Besprechungen zur Beschlussfassung in den Sitzungen zu viel
Zeit in Anspruch nahm. Das Sekretariat wurde jedoch dem Vorstand untergeordnet
und sollte die Sitzungen vorbereiten. Aufgrund dessen verfu¨gte das Sekretariat
mit seinen fu¨nf Mitgliedern nicht u¨ber die absolute Mehrheit. Dennoch wuchs der
Einfluss des Sekretariats immer sta¨rker an.
Zu dieser Zeit unterlag die Parteistruktur der Parteiorganisation Universia¨t
Rostock einer starken Vera¨nderung, um die Beschlu¨sse der II. Hochschulreform
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gewa¨hrleisten zu ko¨nnen.
Der Parteiaufbau an der Universita¨t Rostock orientierte sich an zwei spezifizie-
renden Prinzipien, dem Territorial- und Produktionsprinzip. ”Das Territorialprinzip
bedeutet, daß der Aufbau der Parteiorganisation an der staatlichen Struktur des
Territoriums der DDR ausgerichtet ist.“6
Folglich gilt das Unterstellungsverha¨ltnis, so dass die Parteiorganisation, ”die
einen Kreis oder Bezirk umfaßt, als die ho¨here gegenu¨ber derjenigen Parteiorga-
nisation, die Teile des betreffenden Kreises oder Bezirkes umfassen“ waren.7 Die
Grundorganistionen und deren Bestandteile ordneten sich daher direkt unter die
UPL, welche gleichzeitig der Kreisleitung und dem ZK unterstellt war.
Das Produktionsprinzip ist durch die Existenz dieser einzelnen Parteiorganisa-
tionen gegeben. Die Fu¨hrung der Parteiorganisation u¨bernahm eine hauptamtliche
Leitung, welche in diesem Kontext die UPL war. Nach dem Produktionsprinzip
wurden einzelne Leitungen in den verschiedenen Ebenen bzw. neu gebildeteten
Grundorganisationen an der Universita¨t eingerichtet.
Im Rahmen dieser Arbeit konnten nicht alle Aspekte dieses Themengebietes
ausgescho¨pft werden, so dass nun einige Anregungen fu¨r weitere Forschungs-
perpektiven aufgezeigt werden.
Um sich einen besseren U¨berblick u¨ber die Zu- und Umsta¨nde an der Uni-
versita¨t zu verschaffen, mu¨ssten im Zuge weiterer Forschungen die Sitzungen der
Vorsta¨nde der Fakulta¨tsgruppen bzw. der Leitungen der Grundorganisationen ge-
nauer untersucht werden, da sich dort das politische Leben abspielte. Des Weiteren
wird dadurch die Anleitung der Mitglieder durch die Leitungsmitglieder und die
Umsetzung der Beschlu¨sse der UPL deutlicher.
Anschließend wa¨ren die Senatssitzungen zu begutachten, da sich die Partei-
mitglieder des Senats ab 1950 der UPL unterzuordnen hatten. Im Hinblick auf
diese Konstellation ist eine Mo¨glichkeit der Betrachtung der Vergleich der Entschei-
dungen, die maßgeblich durch die Beeinflussung der UPL innerhalb des Senates
durchgestetzt wurden.
Daru¨ber hinaus wa¨re die Pressearbeit zu untersuchen. Welche Themen wurden
publik gemacht bzw. vero¨ffentlicht? Was wurde in Wirklichkeit umgesetzt, was
nicht? Als Hilfestellung ko¨nnte die bereits aufgestellte Auflistung von Artikeln
u¨ber Hoch- und Fachschulen von 1946 bis 1968 in der Landeszeitung und spa¨ter in
der Ostseezeitung dienen.8
Die UPL war vor allem auch fu¨r die gebildeten Massenorganisationen an
der Universita¨t zusta¨ndig. Fu¨r weitere Forschungen ko¨nnte der Einsatz dieser
6Neugebauer, Gero.Partei und Staatsapperat in der DDR.Aspekte der Instrumentalisierung des
Staatsapparats durch die SED.Opladen.1978. S.28.
7Ders. S.28.
8Siehe dazu: Veranstaltungen zu den Jahrestagen der Gru¨ndung der SED von 1951, 1956 und 1961.
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Massenorganisation in Bezug auf die Informationsgewinnung und ihren Platz bei
Großveranstaltungen an der Universita¨t aufgezeigt und deren Nutzen daran ver-
deutlicht werden.
In Bezug auf die UPL gilt es weiterhin, die soziale Zusammensetzung zu
betrachten, da nach Prof. Haiduk spa¨ter Hochschullehrer als Parteisekreta¨re einge-
setzt wurden. Dies konnte anhand der vorliegenden Informationen weder besta¨tigt
noch widerlegt werden, denn in dem zu betrachtenden Zeitraum vereinnahmten
lediglich zwei hauptamtlich eingesetzte Personen die Stellung des Parteisekreta¨rs.
Ferner wa¨re eine Untersuchung der Mitglieder bzgl. ihres Herkunftsortes, Partei-
eintritts, der Ausbildung etc. erforderlich, um weitere Aufnahmekriterien fu¨r die
Leitungsmitglieder der UPL herauszuarbeiten. Demzufolge mu¨ssten auch Stasi-
Akten eingesehen werden, um detaillierte Informationen u¨ber die Parteifunktiona¨re
an der Universita¨t Rostock zu erhalten. Dies ist mir aus Zeitgru¨nden nicht mo¨glich
gewesen.
Weiterhin ist zu untersuchen, welche Universita¨tsangeho¨rigen u¨ber die benann-
ten hinaus im Parteiapparat integriert waren, da das MfS seine Mitglieder sogar
innerhalb der Parteiorganisation der Universita¨t Rostock einschleuste. Dies stellt
eine ”Kontrolle einer Kontrollinstanz“ dar, wobei spezielle Vorfa¨lle bereits durchKarl Wockenfuß9 aufgedeckt wurden. Die Betrachtungen gilt es in Bezug auf ihre
Teilnahme am Parteileben und ihrer Stellung im Parteiapparat an der Universita¨t zu
erweitern.







CDU Christlich-Demokratische Union [Deutschlands]
CPR Catalogus Professorum Rostochiensium
DBD Demokratische Bauernpartei Deutschlands
DDR Deutsche Demokratische Republik
DFD Demokratischer Frauenbund
Dr. Doktor
DSF Gesellschaft fu¨r Deutsch-Sowjetische Freundschaft
DVV Deutsche Verwaltung fu¨r Volksbildung
DWK Deutsche Wirtschaftskommission
DZfV Deutsche Zentralverwaltung fu¨r Volksbildung
FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund









KPD Kommunistische Partei Deutschlands
LDPD Liberal-Demokratische Partei Deutschlands
MAS Maschinen-Ausleih-Station
MfS Ministerium fu¨r Staatssicherheit
MfV Ministerium fu¨r Volksbildung
110 Anhang
NDPD Nationaldemokratische Partei Deutschlands
NSDAP National Sozialistische Deutsche Arbeiterpartei
NS Nationalsozialismus





PPA Personalpolitische Abteilung der Betriebsgruppe




SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SM Sekretariatsmitglied
SMAD Sowjetische Milita¨radministration Deutschlands
SMAM Sowjetische Milita¨radministration Mecklenburg
SMT Sowjetisches Milita¨rtribunal





UdSSR Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
UPL Universita¨tsparteileitung
USA United States of America
R Rektorat
R III Rektorat nach 1945
VAO Vorla¨ufige Arbeitsordnung




5.2 Quellenverzeichnis (ungedruckte Quellen)
5.2.1 Bestand Rektorat
Entnazifizierung
Entnazifizierung des Lehrko¨rpers 1945-1948.R III. R/10.
II. Hochschulreform
Die II. Hochsulreform. R III. R/28.
Studentenrat
SED-Fraktionssitzungen des Studentenrates 1949-1950. R.3379.
Studentenrat. Aufgaben, Wahl, Wahlordnung, Mitglieder Studentenratssitzungen
1946-1948. R 3369.
Studentenrat. Gru¨ndung, Mitglieder, Aufgaben und Ta¨tigkeitsberichte des Studen-
tenrats 1945-1950. R 3368.
Studentenstatistiken
Studentenstatistiken 1946. R 3168.
Studentenstatistiken 1947. R 3169.
Studentenstatistiken 1948. R 3170.
Studentenstatistiken 1949. R 3171.
Studentenstatistiken 1950. R 3172.
5.2.2 Bestand Universita¨tsparteileitung
Findbuch: Universita¨tsparteileitung 1946-1989.
Arbeit der Universita¨tsparteileitung der SED/Fu¨hrungsta¨tigkeit und
Arbeitspla¨ne
Arbeit, Organisation und Planstellen der SED-Parteileitung 1948-1980. UPL/128.
Arbeitspla¨ne der SED-Parteiorganisation 1948-1960. UPL/038.
112 Anhang
Delegiertenkonferenzen
Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 20.10.1949. UPL/001.
Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 04.06.1950. UPL/002.
Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 01. und 02.12.1951. UPL/003.
außerordentliche Delegiertenkonferenz der SED-Betriebsgruppe v. 18.12.1952.
UPL/004.
IV. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 10.05.1952. UPL/005.
V. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 12. und 13.12.1953.
UPL/006.
VI. Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation v. 16. und 17.04.1955.
UPL/007.
Informations- und Monatsberichte
Informationsberichte der SED-Parteiorganisation 1947-1954. UPL/137.
Monatsberichte, Statistik, Analysen 1952-1963. UPL/204.
Mitglieder, Kandidaten und Personalangelegenheiten
Personalangelegenheiten, Parteiverfahren 1949-1965. UPL/536.
U¨berpru¨fung der Mitglieder und Umtausch der SED-Mitgliederbu¨cher 1949-1970.
UPL/156.
Parteiaktivtagungen
Parteiaktivtagungen der SED-Parteiorganisation 1948-1954. UPL/024.
Parteilehrjahr
Parteilehrjahr 1950-1955. UPL/181.
Sekretariatssitzungen der Universita¨tsparteileitung der SED
Sekretariatssitzungen der Leitung der SED-Parteiorganisation der Universita¨t Jan.-
Juni 1954. UPL/089.
Sekretariatssitzungen der Leitung der SED-Parteiorganisation der Universita¨t Juli-
Dez. 1954. UPL/090.
Anhang 113
Sitzungen der Universita¨tsparteileitung der SED
Sitzungen der Universita¨tsparteileitung 1948-1950. UPL/045
Sitzungen der Universita¨tsparteileitung 1951. UPL/046
Sitzungen der Universita¨tsparteileitung 1952. UPL/047
Sitzungen der Universita¨tsparteileitung 1953. UPL/048
Sitzungen der Universita¨tsparteileitung Jan.-Juni 1954. UPL/049
Sitzungen der Universita¨tsparteileitung Juli-Dez. 1954. UPL/050
Veranstaltungen
Veranstaltungen zu den Jahrestagen der Gru¨ndung der SED von 1951, 1956 und
1961. UPL/207.
Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit anderen Institutionen
Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit der SED-Bezirksleitung
1952-1955. UPL/103.
Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit der SED-Kreisleitung Ros-
tock-Stadt 1950-1954. UPL/123.
Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit der SED-Landesleitung 1946-
1952. UPL/102.
Zusammenarbeit der Parteileitung der Universita¨t mit dem Zentralkomitee 1947-
1955. UPL/093.
114 Anhang
5.3 Quellenverzeichnis (gedruckte Quellen)
Ammer, Thomas.Universita¨t zwischen Demokratie und Diktatur. Ein Beitrag zur
Nachkriegsgeschichte der Universita¨t Rostock.Ko¨ln.1969.
Arndt, Julia u.a.Der Brockhaus in fu¨nf Ba¨nden.8. neubearbeitete Auflage.Leipzig.
1993. S.41.
Bernitt ,Hartiwg.Kriegsende und erste Nachkriegsjahre. in: Grigat, Felix u.a.
(Hrsg.) Zeitzeugen berichten.Wie die DDR die Universita¨ten unterdru¨ckte.
Bonn.1999. S.31-49.
Bernitt, Hartwig u.a. (Hrsg.).Namen und Schicksale der von 1945 bis 1962
in der SBZ/DDR verhafteten und verschleppten Professoren und Studen-
ten.Rostock.1994.
Fait, Barbara.Landesregierungen und- verwaltungen.Mecklenburg- (Vorpom-
mern). in: Broszat, Martin (Hrsg.).SBZ-Handbuch.Staatliche Verwaltungen,
Parteien, gesellschaftliche Organisation und ihre Fu¨hrungskra¨fte in der Sowje-
tischen Besatzungszone Deutschland 1945-1949.Mu¨nchen.1990. S.103-126.
Feige, Hans-Uwe.Der Aufbau der SED-Betriebsgruppe an der Universita¨t Leipzig
(1945-1948). in: BZG: Beitra¨ge zur Geschichte der Arbeiterbewegung.Bd.26.
Heft 2.Hamburg.1984. S.247-256.
Feige, Hans-Uwe.Zur Entnazifizierung des Lehrko¨rpers an der Universita¨t Leip-
zig. in: Zeitschrift fu¨r Geschichtswissenschaft.Bd.42.Berlin.1994. S.795-808.
Grunwald, Sabine.Demokratie als Herrschaftsinstrument.Die Studentenratswah-
len in der DDR 1950. in: Deutschland Archiv.Bd.16.Heft 7.Bielefeld.1993.
S.834-841.
Handschuck, Martin.Auf dem Weg zur sozialsistischen Hochschule. Die Uni-
versita¨t in den Jahren 1945 bis 1955. Bremen.2003.
Handschuck, Martin. Zwischen Erneuerung und Reglementierung. Zur Wie-
derero¨ffnung der Universita¨t Rostock 1945/1946. in: Zeitgeschichte regio-
nal.Bd.10. Heft 1.Rostock.2006. S.15-23.
Handschuck, Martin. Studentische Opposition an der Universita¨t Rostock von
1945 bis 1955. in: Zeitgeschichte regional.Bd.6.Heft 1.Rostock.2002. S.30-
36.
Hartwig, Angela/Schmidt, Tilmann.Die Rektoren der Universita¨t Rostock 1419-
2000 in: Hartwig, Angela / Schmidt, Tilmann. Beitra¨ge zur Geschichte
Rostock.Heft 23.Rostock.2000. S.217.
Heinemann, Manfred.Wer stu¨rmte die Festung Wissenschaft? Die sowjetische
Besatzungspolitik und die SED im Bereich von Hochschule und Wissenschaft.
Anhang 115
in: Revue d’Allemagne et des pays de langue allemande Strasbourg.Band 32.
Heft 1.2000.
Herzig, Jobst D./Trost, Catharina.Die Universita¨t Rostock 1945-1946. Entnazi-
fizierung und Wiederero¨ffnung.Universita¨t Rostock.2008.
Hoffmann, Horst u.a.Die Universita¨t von 1945-1969 in: Heidorn, Gu¨nter u.a.
(Hrsg.) Geschichte der Universita¨t Rostock 1419-1969. Festschrift zur Fu¨nf-
hundertfu¨nzig-Jahr-Feier der Universita¨t.Band II.Rostock.1969.
Horn, Werner (Hrsg.). 20 Jahre Sozialistische Einheitspartei Deutschlands. Bei-
tra¨ge.Berlin.1966. S.386/7.
Jessen, Ralph.Akademische Elite und kommunistische Diktatur.Die ostdeutsche
Hochschullehrerschaft in der Ulbricht-A¨ra.Go¨ttingen.1999.
Jessen, Ralph.Diktatorischer Elitewechsel und universita¨re Milieus.Hochschul-
lehrer in der SBZ/DDR (1945-1967). in: Geschichte und Gesellschaft.Bd.24.
Go¨ttingen. 1998. S.24-54.
Katsch, Gerhardt.Greifswalder Tagebuch 1946/47.Greifswald.2008.
Kowalczuk, Ilko-Sascha. Die SED-Parteiorganisation an den Universita¨ten und
Hochschulen. in: Zeitschrift des Forschungsverbundes SED-Staat.Nr.13. Hal-
le. 2003. S.61-77.
Ko¨nig, Rene´.Die Studentenschaft der Universita¨t Rostock von 1945/46 bis 1952.
Entwicklung nach Plan? in: Zeitgeschichte regional.Bd.10.Heft 1.Rostock.
2006. S.24-33.
Kretzschmar, Otto u.a.Handmaterial fu¨r den Parteisekreta¨r.Berlin.1968.
Kro¨nig, Waldemar/Mu¨ller, Klaus-Dieter. Anpassung-Widerstand-Verfolgung.
Hochschule und Studenten in der SBZ und DDR 1945-1961.Ko¨ln.1994.
Lau, Adolf.Mehr Wissen tut not: Bildungsabende der SED-Funktiona¨rschulung.
in: Landeszeitung.Rostock.2(07.03.1947)53. S.3.
Luck, Herbert.Die materielle Produktionsgrundlage des Sozialimus im Norden
der Deutschen Demokratischen Republik. in: Unser Ostseebezirk. Beitra¨ge
fu¨r die sozialistische Erziehung in Geschichte und Staatsbu¨rgerkunde. 1.
Jahrgang Nr.2. Rostock. 1960. S.11.
Malycha, Andreas.Die Hochschulpolitik als ein Aspekt des Verha¨ltnisses zwi-
schen Wissenschaft und Politik. in: Hallische Beitra¨ge.Heft 11.Halle.2002.
S.5-39.
Malycha, Andreas.Die SED.Geschichte ihrer Stalinisierung 1946-1953.Pader-
born. 2000.
116 Anhang
Malycha, Andreas.Geplante Wissenschaft.Eine Quellenedition zur DDR-Wissen-
schaftsgeschichte 1945-1961.Altenburg.2003a.
Malycha, Andreas.SED-Aussschuss fu¨r Hochschulfragen - politische Steue-
rung oder Diskussion. in: Deutschland Archiv.Bd.36.Heft 4.Bielefeld.2003b.
S.588-598.
Mayer, Herbert.Nur eine Partei nach Stalins Muster?.Weichenstellungen fu¨r die
SED im Jahre 1948. in: Meier, Helmut u.a. (Hrsg.).hefte zur ddr-geschichte.
Nr.51. Berlin.1998.
Mehlig, Johannes.Das ”Parteilehrjahr“ an den Universita¨ten der DDR. in: Grigat,Felix (Hrsg.).Zeitzeugen Berichten.Wie die DDR die Universita¨ten unter-
dru¨ckte.Bonn.1999. S.133-155.
Miethe, Ingrid.Bildung und soziale Ungleichheit in der DDR. Mo¨glichkeiten
und Grenzen einer gegenprivilegierenden Bildungspolitik.Wuppertal.2007.
Mu¨ller, Klaus-Dieter.Bu¨rokratischer Terror. Justizielle und außerjustizielle Ver-
folgungsmaßnahmen der sowjetischen Besatzungsmacht 1945-1956. in: En-
gelmann, Roger/Vollnhals, Clemens.Justiz im Dienste der Parteiherrschaft.
Rechtspraxis in der DDR.Berlin.1999. S.59-93.
Mu¨ller, Marianne/Mu¨ller, Egon.”...stu¨rmt die Festung Wissenschaft!“. Die So-wjetisierung der mitteldeutschen Universita¨ten seit 1945.Berlin.1953.
Mu¨ller, Marianne/Mu¨ller, Egon.”...stu¨rmt die Festung Wissenschaft!“. Die So-wjetisierung der mitteldeutschen Universita¨ten seit 1945.Berlin.1994.
Neugebauer, Gero.Partei und Staatsapperat in der DDR.Aspekte der Instrumen-
talisierung des Staatsapparats durch die SED.Opladen.1978.
Prokop, Siegfried.Sozialgeschichte der ostdeutschen Intelligenten 1945-1961.
Zeittafel. in: hefte zur ddr-geschichte.Heft 10.Berlin 1993. S.8.
Reichel, Thomas.”Feste Burgen der Partei“?.Aufbau und Rolle der SED - Be-triebsgruppen in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 1946-1949. in:
Internationale Korrespondenz zur Geschichte der Abreiterbewegung(IWK).
Bd.36.Heft 1.Berlin.2000. S.62-99.
Richert, Ernst.”Sozialistische Universita¨t“.Die Hochschulpolitik der SED.Berlin.1967.
Richter, Michael.Die DDR in den achtziger Jahren. in: Informationen zur politi-
schen Bildung.Geschichte der DDR.Heft 231.Bonn.1991. S.24-29.
Richter, Michael.Die Sowjetische Besatzungszone (SBZ). in: Informationen zur
politischen Bildung.Geschichte der DDR.Heft 231.Bonn.1991. S.2.
Anhang 117
Riegert, Kristina u.a.From the Persian Gulf to Cosovo - War Journalism and
Propaganda. in: European Journal of Communication.Volume 15.No. 3.2000.
S.383-404.
Riena¨cker, Gu¨nther.Einige Erinnerungen aus den Jahren 1945/46. in: Elsner,
Lothar u.a. (Hrsg.).Beitra¨ge zur Geschichte der Wilhelm-Pieck-Universita¨t
Rostock. Heft 14.Rostock.1969.
Ro¨ßler, Ruth-Kristin. Entnazifizierungspolitik der KPD/SED 1945-1948. Doku-
mente und Materialien.Goldbach.1994.
Rudolph, Hedwig/Husemann, Rudolf.Hochschulpolitik zwichen Expansion und
Restriktion. Ein Vergleich der Entwicklung in der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik.Frankfurt am Main.1984.
Schulz, Hans-Ju¨rgen u.a.Das Hochschulwesen der DDR.Ein U¨berblick.Berlin.
1980.
Schwabe, Klaus.Entnazifizierung in Mecklenburg-Vorpommern 1947-1949. An-
merkungen zur Geschichte einer Region.Schwerin.1994.
Schreiner, Klaus u.a.Geschichte der Landesparteiorganisation der SED Meck-
lenburg 1945-1952.Rostock.1986.
Seils, Markus.”Auftrag: Die planma¨ssige ideologische Umgestaltung der Uni-versita¨ten.“ Staatliche Hochschulpolitik im land Mecklenburg-Vorpommern
1945-1950.Schwerin. 1996.
Skyba, Peter.Vom Hoffnungstra¨ger zum Sicherheitsrisiko.Jugend in der DDR
und Jugendpolitik der SED 1949-1961.Ko¨ln u.a.2000.
Soldwisch, Ines.”... etwas fu¨r das ganze Volk zu leisten und nicht nur den Zieleneiner Parte dienen...“.Geschichte der Liberal-Demokratischen Partei(LDP) in
Mecklenburg 1946-1952.Rostock.2007.
Suckut, Siegfried.Parteien in der SBZ/DDR 1945-1952.Bonn.2000.
van Melis, Damian.Der Aufbau der Landesverwaltung in Mecklenburg-Vor-
pommern.in: van Melis, Damian (Hrsg.). Sozialismus auf dem platten Land.
Mecklenburg-Vorpommern 1945-1952.Schwerin.1999a.
van Melis, Damian.Entnazifizierung in Mecklenburg-Vorpommern. Herrschaft
und Verwaltung 1945-1948.Mu¨nchen und Oldenburg.1999b.
Vollnhals, Clemens.Entnazifizierung.Politischen Sa¨uberung und Rehabilitisie-
rung in den vier Besatzungszonen 1945-1949.Mu¨nchen.1991.
Vorlesungsverzeichnisse der Universita¨t Rostock.gedruckte Ausgaben vom SS
1946 bis Herbstsemester 1954.
118 Anhang
Welsh, Helga A.Deutsche Zentralverwaltung fu¨r Volksbildung (DVV). in: Bros-
zat, Martin / Weber, Hermann (Hrsg.).SBZ-Handbuch. Staatliche Verwaltun-
gen, Parteien, gesellschaftliche Organisationen und ihre Fu¨hrungskra¨fte in
der Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 1945-1949.Mu¨nchen.1990.
S.229-239.
Wissenschaftlicher Rat der Dudenredaktion (Hrsg.).Duden.Das große
Fremdwo¨rterbuch. Herkunft und Bedeutung.Mannheim.1994. S.50/1123.
Wissenschaftlicher Rat der Dudenredaktion (Hrsg.).Duden.Der kleine Duden.
Fremdwo¨rterbuch.Ein Nachschlagewerk fu¨r den ta¨glichen Gebrauch. Mann-
heim.1991. S.20/294.
Wockenfuß, Karl.Die Universita¨t im Visier der Stasi.Einblicke in Akten und
Schicksale. Rostock.2003.
Wohlgemuth, Franz. ”Tradition und Wirklichkeit der Studienreform“.in: Wis-senschaftliche Zeitschrift der Universita¨t Rostock.Festschrift fu¨r Professor
Dr. jur. Dr. phil. h.c. Erich Schlesinger zu seinem 75.Geburtstag.Jahrgang
5.Sonderheft.1955/1956. S.113-124.
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liche Verwaltungen, Parteien, gesellschaftliche Organisationen und ihre
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5.4 Abbildungen (Quellen)
Bei den hier aufgefu¨hrten Quellen handelt es sich um Kopien aus den Akten der
UPL des Rostocker Universita¨tsarchivs. Sie wurden anonymisiert. Der Fragebogen
fu¨r Mitglieder und Kandidaten der SED musste aufgrund der Anonymisierung
rekonstruiert und fu¨r die Weiterverarbeitung transkribiert werden.
1. Delgiertenkarte1




1Delegiertenkonferenzen der SED-Betriebsgruppe bzw. -Parteiorganisation.UAR. UPL/003.
2Personalangelegenheiten, Parteiverfahren 1949-1965.UAR. UPL/536.
3U¨berpru¨fung der Mitglieder und Umtausch der SED-Mitgliederbu¨cher 1949-1970.UAR. UPL/156.
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Abbildung 5.5: Karteikarte 2
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5.5 Zeitzeugengespra¨ch mit Prof. Dr. Manfred Haiduk
Manfred Haiduk = M.H., Maik Landsmann = M.L.
Ort,Datum: Rostock, 17.03.2009
M.L.: Ko¨nnten Sie bitte Ihren politischen Werdegang an der Universita¨t schil-
dern? (Beginn Studium, Eintritt in die Partei, Funktionen in der Partei im Laufe der
Jahre)
M.H.: 1946 erhielt ich die Mo¨glichkeit, im Landratsamt Neustrelitz eine Lehre
als Verwaltungsangestellter aufzunehmen. Diese konnte ich vorzeitig nach zwei
Jahren beenden. Noch im selben Jahr trat ich der SED bei, aus U¨berzeugung,
wobei mich vor allem die philosophischen Aspekte interessierten. Da ich durch die
Kriegsereignisse ohne Schulabschluss geblieben war, bewarb ich mich in Rostock
an der Vorstudienabteilung der Universita¨t. Ab hier verbindet sich mein Leben mit
der Universita¨t, von einer fu¨nfja¨hrigen Unterbrechung abgesehen. Von 1950 bis
1954 studierte ich Germanistik an der Universita¨t Rostock. Welche Funktionen
ich in der Partei an der Universita¨t Rostock genau bekleidet habe, kann ich heute
nicht mehr zweifelsfrei sagen. Ich erinnere mich, dass ich 1949 stellvertretender
Vorsitzender der Fakulta¨tsgruppe der SED an der ABF war. Des Weiteren war ich
mehrere Jahre Mitglied der Fakulta¨tsparteileitung an der Philosophischen Fakulta¨t
und der UPL. Ab 1950 hatte ich den Vorsitz des Studentenrats inne.
M.L.: Ab 1949 wird die Betriebsgruppe nach dem Vorlesungsverzeichnis in drei
große Gruppierungen aufgesplittet: Studentengruppe, Dozentengruppe und An-
gestelltengruppe (mit Ausnahme der Kliniken). In den Akten ist zu lesen, dass
eine Dozentengruppe unter Prof. Herz 1948 zum marxistischen Dozentenzirkel
umgewandelt worden ist. Wie ist nun aber die erstgenannte Untergliederung der Be-
triebsgruppe zu verstehen? War dies nur eine oberfla¨chliche Einteilung, so dass die
jeweiligen Studenten, Angestellten und Dozenten dennoch in die Fakulta¨tsgruppen
eingeordnet wurden?
M.H.: Der Dozentenzirkel war keine strukturelle Einheit, sondern eine zeitweilige
Studieneinrichtung innerhalb der Partei. Studenten, Dozenten, Angestellte hatten
eigene Parteigruppen. U¨bergeordnet waren die Fakulta¨tsgruppen bzw. die Grund-
einheiten in der Verwaltung. Dem Dozentenzirkel geho¨rten nicht nur Dozenten,
sondern auch Mitglieder des wissenschaftlichen Nachwuchses an und wenn ich
mich nicht ta¨usche, konnten die sogar aus verschiedenen Fakulta¨ten kommen. Es
handelte sich also um eine Bildungseinrichtung der Partei, denke ich.
M.L.: Wie wurden die Bildungsabende der SED anfangs popularisiert? Geschah
dies eher u¨ber Mundpropaganda, o¨ffentliche Ausha¨nge oder auf anderen Wegen?
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M.H.: Das kann ich auch nicht genau sagen. Ich denke jedoch, dass dies durch
Ausha¨nge und durch Mitteilungen in den turnusma¨ßigen Versammlungen von
statten ging. Am Ende der Versammlung wurde gesagt, wir kommen na¨chstes Mal
in 14 Tagen zur selben Zeit, im selben Raum zusammen. Aber wahrscheinlich ist
daru¨ber hinaus auch noch ein Aushang gemacht worden.
M.L.: Ko¨nnen Sie sich an die Auslastung der Bildungsabende erinnern?
M.H.: Ich denke, dass die in dieser Zeit immer sehr gut war. Zur Sta¨rke kann ich
aber nichts mehr sagen.
M.L.: Welche Bedeutung hatte die FDJ-Hochschulgruppe an der Universita¨t in den
Anfangsjahren?
M.H.: Ausfu¨hrlich wird darauf in der Universita¨tsgeschichte von 1969 eingegan-
gen. Ich denke, dass Sie in der Universita¨tsgeschichte bereits nachgelesen haben.
Darauf eingegangen bin ich in meinen Zeitzeugenberichten zur Uni und zur ABF.
In der Universita¨tsgeschichte wird das naturgema¨ß positiver dargestellt, als ich das
damals selbst gesehen habe. Zuerst bin ich Mitglied der SED und anschließend
aus Parteidisziplin an der ABF auch Mitglied der FDJ geworden, denn fu¨r mich
war die FDJ ein ”Tanzverein“ - Was sicher so nicht absolut stimmte, doch ich hatteso eine gewisse Abneigung. Dies schloss dann auch wieder nicht aus, dass ich als
Studentenratsvorsitzender ein sehr gutes Verha¨ltnis zum Hochschulgruppensekreta¨r
der FDJ hatte. Seinen Namen weiß ich nicht mehr, doch ich weiß genau, dass wir
uns sehr oft gegenseitig ”gefrotzelt“ haben, was nicht immer sehr ernst gewesen ist.Um das auch gleich mal zur Situation hinzuzufu¨gen: Dieser Hochschulgruppense-
kreta¨r ist irgendwann, ich glaube, er war auch noch FDJ-Sekreta¨r oder war es auch
nicht mehr, in den Westen gegangen.
M.L.: Der Studentenrat an der Universita¨t Rostock wurde in den 50er Jahren
aufgelo¨st. Was wu¨rden Sie als die wichtigsten Aspekte auf dem Weg zur Auflo¨sung
des Studentenrates benennen?
M.H.: Das habe ich ebenfalls ziemlich ausfu¨hrlich fu¨r die ABF-Untersuchung
dargestellt. Offiziell ist der Studentenrat nie aufgelo¨st worden. Er ist im Grunde
”eingeschlafen“.
M.L.: Was genau verstehen Sie unter ”eingeschlafen“?
M.H.: Noch an der ABF war ich in den Studentenrat gewa¨hlt worden und wurde
letzter Vorsitzender. Der Studentenrat hatte einen Haushalt in Millionenho¨he. Das
hing damit zusammen, dass die Mensen dem Studentenrat unterstanden. Er hat
bspw. zur Verpflegung fu¨r das Mensaessen Schweine bei den Universita¨tsgu¨tern
eingekauft oder Brot und O¨l erwerbten, die sie unter den Studenten verteilten.
Hierbei handelte es sich um organisatorische Aufgaben, die eigentlich zur Verwal-
tung geho¨rten. Diese sind dann 1951 oder 1952 von der Verwaltung u¨bernommen
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worden. Als Studentenvertretung wurde der Studentenrat durch die FDJ abgelo¨st,
was ich immer fu¨r einen Fehler hielt. Der damalige Rektor Prof. Schlesinger legte
Wert darauf, dass bei entsprechenden Gelegenheiten nach wie vor der Vorsitzende
des Studentenrates als Studentenvertreter eingeladen wurde, nicht der FDJ-HGL-
Sekreta¨r. Folglich wurde ich stets von ihm eingeladen, wenn der Studentenvertreter
eine Rolle spielte. Ich kann jetzt nicht genau sagen, bis wann der Studentenrat
als Institution bestand. Irgendwann existierte der Studentenrat nicht mehr - auch
ohne formelle Auflo¨sung. Das lag daran, dass ein Student aus dem Studentenrat,
der sein Examen ablegte, ausschied und ab 1950 keine Neuwahlen fu¨r diese Sitze
im Studentenrat durchgefu¨hrt wurden. In der Universita¨tsgeschichte heißt es ganz
allgemein, der Studentenrat bestand noch einige Zeit.
M.L.: Welche Bedeutung kam den Fraktionssitzungen der SED-Mitglieder des
Studentenrates zu und aus welchem Grund wurden sie veranstaltet?
M.H.: Alle Fraktionen im Studentenrat hatten ihre Fraktionssitzungen (SED,
CDU, LDP). Es ging, mit Ausnahme des letzten Studentenrates, zu, wie in ei-
nem bu¨rgerlichen Parlament. In den Fraktionssitzungen der einzelnen Parteien
wurden die Studentenratssitzungen vorbereitet. Manchmal verließ eine Fraktion
eine Sitzung, um den Studentenrat beschlussunfa¨hig zu machen. Das vera¨nderte
sich erst beim letzten Studentenrat, dem Studentenrat der Nationalen Front. Somit
waren die Studentenratswahlen von 1950 gewissermaßen ein Probelauf fu¨r die
Volkswahl im gleichen Jahr. Die Kandidaten wurden also gemeinsam von den
drei Parteien aufgestellt. Nun gab es nicht mehr dieses Gerangel zwischen den
Parteien, wie das vorher u¨blich war. Bei den Sitzungen, die o¨ffentlich waren, gab
es stets einen starken Andrang der Studierenden, da jeder mit Sensationen rechnete.
Dies konnte z.B. der Auszug einer Fraktion aus der Sitzung sein. A¨hnlich verhielt
es sich, wenn die Protokolle der Sitzungen ausgeha¨ngt wurden. Es lagen immer
umfangreiche Protokolle vor. Die Studenten standen Schlange.
M.L.: Kommen wir zu einem anderen Thema. An der Universita¨t hat sich im
Dezember 1946 die SED-Betriebsgruppe gebildet. In den ersten Jahren gab es
keine Zulassungsbeschra¨nkungen. Dies a¨nderte sich 1948/49. Worin besteht der
Unterschied zwischen einem Kandidaten und einem Mitgliedes hinsichtlich der
Parteiarbeit?
M.H.: Beide waren gleichgestellt. Die Kandidaten hatten jedoch auf den Delegier-
tenkonferenzen kein aktives Stimmrecht. Zudem bekamen sie spezielle Auftra¨ge,
die nach einer gewissen Zeit abgerechnet wurden.
M.L.: Wie lange wurde der Kandidatenstatus aufrechterhalten und welche Versto¨ße
fu¨hrten zu dessen Auflo¨sung?
M.H.: Die Kandidatenzeit betrug, wenn ich mich recht erinnere, zwei Jahre, bei
Arbeitern ein Jahr. Bei Versto¨ßen konnte es sich immer nur um Versto¨ße gegen das
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Parteistatut handeln. Die Handhabung der einzelnen Versto¨ße unterlag keinem fest-
gelegten Automatismus. Die Grundorganisation der Parteiorganisation entschied
stets individuell.
M.L.: Was geschah mit den Mitgliedern bzw. Kandidaten, die aus der Partei
ausgeschlossen wurden?
M.H.: Generell nichts. Bei schweren Versto¨ßen, also Kriminalita¨t oder sog. ideo-
logischen Fehlern, konnte die Festlegung getroffen werden, dass jemand befristet
in der Produktion arbeiten musste. Es handelte sich also um eine ”Arbeitsstrafe“,wenn man Arbeit in diesem Zusammenhang als Strafe sieht. In der Literatur ist
bspw. nachzulesen, dass ein Betroffener zwei Jahre irgendwo in der Produktion
bescha¨ftigt war und anschließend sein Studium fortsetzte.
M.L.: Sie sprachen soeben die Grundorganisationen an. Wie wu¨rden Sie die At-
mospha¨re in den Sitzungen der Universita¨tsparteileitung bzw. der Leitungen der
Grundorganisationen beschreiben?
M.H.: Aus der Erinnerung heraus fand ich das damals gut. Es gab eine weitgehend
offene Diskussion, wobei das eine Zeit war, zu der das mit der offenen Diskussion so
eine Sache gewesen ist. Es gab bestimmte Tabus u¨ber die damals nicht gesprochen
wurde. Es war die Zeit, vor dem 20. Parteitag, in welcher der Stalinismus die
Parteiarbeit noch sehr pra¨gte. Doch wenn dies bei der Betrachtung beru¨cksichtigt
wird, fand ich das insgesamt ganz gut. Das war allerdings auch immer abha¨ngig
davon, wie stark dogmatische Einstellungen dominierten. Das konnte also von
Grundorganisation zu Grundorganisation anders sein.
M.L.: Ich habe in den Akten Informationen gefunden, die daraus schließen lassen,
dass Wortgefechte stattgefunden haben und dass es zu gegenseitigen Beleidigungen
kam. Ko¨nnen Sie diesen Eindruck besta¨tigen?
M.H.: Ja, das halte ich nicht fu¨r ausgeschlossen.
M.L.: Innerhalb des Parteiapparates gab es unterschiedliche Aufgaben, woraus
unterschiedliche Stellungen im System resultierten. Welche Positionen waren im
Parteiapparat die bedeutendsten? Wie wu¨rden Sie die Stellung der Sekreta¨re, spezi-
ell des Parteisekreta¨rs, einordnen?
M.H.: Die bedeutendste Stellung war die des Parteisekreta¨rs der Universita¨t, da
dieser die Hauptverantwortung fu¨r die Parteiarbeit hatte. Eine ebenso wichtige
Position im Universita¨tsgefu¨ge war die des Rektors. Er trug die wesentliche Ver-
antwortung fu¨r die Arbeit an der Universita¨t. In den ersten Jahren sind die Partei-
sekreta¨re aus dem Parteiapparat an die Universita¨t delegiert worden. In spa¨teren
Jahren waren es Hochschullehrer, die Parteisekreta¨re wurden. Sie u¨bernahmen
diese Funktion wa¨hrend einer Wahlperiode und kehrten anschließend wieder in
die wissenschaftliche Arbeit zuru¨ck. Andernfalls wa¨ren sie ”wissenschaftlich tot“
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gewesen. Hauptsa¨chlich waren es Perso¨nlichkeiten, die einen wirklich guten Ruf an
der Universita¨t vorweisen konnten. Bspw. Heinrich Vogel5, ein Philosoph, der unter
anderem bei den Naturwissenschaftlern wegen seiner Kenntnisse großes Ansehen
genoss. Aufgrund dessen fu¨hrte er auch dort einen Zirkel durch. A¨hnlich war dies
bei den HGL-Sekreta¨ren, die aus der Studentenschaft oder der Assistentenschaft
gewa¨hlt wurden.
M.L.: Ko¨nnten Sie eine kurze Charakteristik u¨ber die Parteisekreta¨re Bonnen sowie
Uszkoreit (Auftreten, Vortra¨ge, Umgang mit anderen Parteimitgliedern usw.) und
ihre Funktionen innerhalb des Parteiapparates erla¨utern?
M.H.: Bezu¨glich Uszkoreit kann ich mich nur dem Namen nach erinnern. Das
hing aber damit zusammen, dass ich erst 1948 nach Rostock gekommen bin und
Uszkoreit war ja wohl nur bis 1948 da?
M.L.: Nein, er war bis Ende 1950 an der Universita¨t Rostock, wurde anschließend
von Bonnen in der Funktion als Parteisekreta¨r abgelo¨st und wechselte ab 1951 in
das Ministerium fu¨r Kultur.
M.H.: Wie gesagt, war ich zu dieser Zeit an der ABF. Warum ich mich nicht an ihn
erinnern kann, kann ich auch nicht mehr sagen. An Willi Bonnen kann ich mich gut
erinnern. Er ist fu¨r mich nicht der negative Funktiona¨rstyp gewesen, kein Sektierer.
Ich meine, dass er eher ausgleichend gewirkt hat und in dieser Zeit konnte man ja
schnell mal ein Sektierer sein.
M.L.: Was genau verstehen Sie unter ”Sektierer“?
M.H.: Na ja ich meine damit z.B. sektiererische Einstellungen gegenu¨ber bu¨rger-
lichen Professoren.
M.L.: Also, hetzerische Einstellung?
M.H.: Hetzerisch ist zu u¨bertrieben. Ein Sektierer ist einer, der nicht zu der Orga-
nisation geho¨rt, in der er ta¨tig ist, sondern der seine eigenen Vorstellungen hat, die
er in jeder Lage vertritt und diese unter allen Umsta¨nden durchzusetzen versucht.
M.L.: Sie sagten, dass Willi Bonnen eher ”ausgleichend“ gewirkt hat? Ko¨nnen Siedies weiter ausfu¨hren?
M.H.: Wenn es also solche sektiererischen Einstellungen gegenu¨ber Parteilosen
gegeben hat, hat er die ”Wogen gegla¨ttet“ oder die Einstellung der jeweiligenPerson kritisiert.
M.L.: Wie wurden Befehle bzw. Bestimmungen u¨berwiegend von der Parteilei-
tung zu den unteren Ebenen (Fakulta¨tsgruppen und spa¨ter Grundorganisationen)
u¨bermittelt?
51959-1972 Dozent fu¨r Dialektischen und Historischen Materialismus 1972-1977 o. Professor fu¨r
Dialektischen und Historischen Materialismus(Institut fu¨r Gesellschaftswissenschaften); CPR:
http://cpr.uni-rostock.de/metadata/cpr professor 000000002301.
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M.H.: Befehle gab es nicht. Es gab Auftra¨ge, die auch diskutiert wurden, bevor
man sie erteilte. Ob diese Auftra¨ge damals in mu¨ndlicher oder schriftlicher Weise
erteilt wurden, weiß ich nicht genau, trotz dieser umfangreichen Protokolle bzw.
des riesigen Schriftverkehrs, der angelegt worden war. Ich kann mich nicht daran
erinnern, ob es in solchen Fa¨llen auch schriftliche Anweisungen gegeben hat.
Mit Sicherheit ist zu sagen, dass der Universita¨tsparteisekreta¨r oder einer der
Stellvertreter in regelma¨ßigen Absta¨nden Sekreta¨rsberatungen mit den Sekreta¨ren
oder deren Vertretern aus den Fakulta¨ten bzw. der Verwaltung abhielt. Dort wurden
an sich die Fragen besprochen, die in der na¨chsten Zeit gelo¨st werden sollten.
Im Zuge der Veranstaltungen wurden unter Umsta¨nden Auftra¨ge verteilt, die die
Sekreta¨re meistens mit ihren Leitungen innerhalb der jeweiligen Grundorganisation
zu bearbeiten hatten.
M.L.: Welche Gro¨ßenordnung (Anzahl) hat die 1951 eingefu¨hrte Parteigruppe als
die kleinste Einheit in der Parteistruktur an der Universita¨t? Wie wurden diese
gebildet bzw. nach welchen Kriterien wurden die Mitglieder ausgewa¨hlt?
M.H.: Ich glaube, dass zu einer Parteigruppe mindestens drei Genossen bzw. Ge-
nossinnen geho¨rten. Wenn also in einer Studentengruppe in einem Studienjahr
drei Mitglieder bzw. vier bis fu¨nf Mitglieder der Partei waren, dann bildeten diese
eine Parteigruppe. Beispielsweise hatte eine Fakulta¨t meinetwegen vier oder fu¨nf
Parteigruppen. Daraus folgend gab es vier Studienjahre, aus den Studienjahren
wurden vier Parteigruppen gebildet, wobei noch eine Parteigruppe Lehrko¨rper
hinzukam. Das war unter Umsta¨nden die fu¨nfte. Bei den Parteigruppen war das
Strukturprinzip entscheidend. Das Arbeitskollektiv, das den Hauptbestandteil des
Tages miteinander verbrachten, indem es ta¨glich zusammen war, zusammen ar-
beiteten und zusammen Vorlesungen besuchte, bildete somit eine Einheit. In der
Verwaltung wurden demzufolge auch entsprechende Parteigruppen eingerichtet.
Ich versuche das mal kurz zu rekonstruieren, aber ich kann nicht mit Sicherheit
ihre Existenz besta¨tigen. Denkbar waren beispielsweise eine Parteigruppe Rektorat,
Parteigruppe Mensa oder eine Parteigruppe Finanzabteilung.
M.L.: Wenn ich das jetzt richtig verstehe, wurden je nach den Abteilungen in der
Verwaltung bzw. Fachrichtungen der Fakulta¨ten Parteigruppen gebildet?
M.H.: Ja das ist korrekt. Zum Versta¨ndnis wa¨re die Parteigruppe Finanzabteilung
somit ein Teil der Grundorganisation Verwaltung.
M.L.: Welche Bedeutung kam den Delegiertenkonferenzen und Parteiaktivtagun-
gen zu?
M.H.: Auf den Delegiertenkonferenzen wurde der Bericht u¨ber die Arbeit der Lei-
tung der vergangenen Legislaturperiode durch den Parteisekreta¨r erstattet. Zudem
wurden die ku¨nftigen Hauptaufgaben diskutiert. Anschließend wurde dann die neue
Universita¨tsparteileitung gewa¨hlt.
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M.L.: Wurden auf der Delegiertenkonferenz auch die Parteileitungen der Grundor-
ganisation bestimmt?
M.H.: Nein. Die Parteileitungen der Grundorganisationen wurden in einer re-
gula¨ren Versammlung der Grundorganisation von deren Mitgliedern gewa¨hlt. Es
ko¨nnte sein, dass die Parteileitungen der Grundorganisationen neu ja¨hrlich gewa¨hlt
wurden, wobei die Parteileitung der Universita¨t immer alle zwei Jahre zur Wahl
stand. In den Grundorganisationen wurde die Wahl also auf einer turnusma¨ßigen
Versammlung, der Wahlversammlung, durchgefu¨hrt. Der Ablauf glich dem der
Delegiertenkonferenz. Von der Berichterstattung ging es zur Besprechung der
Hauptaufgaben der Leitung u¨ber die Aufstellung der neuen Kanidaten zur Wahl
der neuen Leitung. Am Ende der Versammlung konstituierte sich dann die neue
Leitung, wie auf der Delegiertenkonferenz. Zuletzt wa¨hlte die neue Leitung den
Parteisekreta¨r.
Parteiaktivtagungen wurden aus wichtigem Anlass durchgefu¨hrt, wobei Aufgaben
diskutiert und evtl. dazu auch Beschlu¨sse gefasst wurden. Ich kann mir vorstellen,
dass sie des Weiteren zur Vorbereitung der Volkswahlen genutzt worden waren.
M.L.: Wie gestaltete sich die Wahl des Parteisekreta¨rs der Parteileitung? Es scheint,
als ob dieser, wie alle anderen Kandidaten zur Wahl stand. Hat diese Position
Einfluss auf die Wahl des Parteisekreta¨rs?
M.H.: Wie ja schon der Name Delegiertenkonferenz verra¨t, waren dort die Ge-
nossinnen und Genossen, die in den Grundorganisationen zu dieser Versammlung
delegiert worden sind. Meinetwegen bestand eine Grundorganisation aus 30 Ge-
nossen. Nach einem bestehenden Schlu¨ssel konnten dann fu¨nf Mitglieder zur
Delegiertenkonferenz. delegiert werden. Diese wurden in einer Versammlung der
GO gewa¨hlt, nahmen an der Delegiertenkonferenz teil und wa¨hlten die neue Partei-
leitung. Um es nochmal zu sagen: die Parteileitung wa¨hlte dann aus ihrer Reihe den
Parteisekreta¨r. Man darf in diesem Zusammenhang nicht glauben, dass es unbedingt
wu¨nschenswert war, viele Funktionen zu haben. Es gab solche Funktionen, die
einen wirklich ”aufgefressen“ haben. In den spa¨teren Jahren, als der Parteisekreta¨raus dem Lehrko¨rper kam, kann ich mir nicht vorstellen, dass da ein Parteisekreta¨r
u¨ber mehrere Wahlperioden hinweg die Funktion ausgeu¨bt hat.
M.L.: Das war lediglich in der Anfangszeit noch so.
M.H.: Ja. Dies war der Fall bei den hauptamtlichen eingesetzten Parteisekreta¨ren
der Universita¨t, welche direkt aus dem Parteiapparat, von der Kreis-,Bezirks- oder
Landesleitung delegiert wurden.
M.L.: Im Zuge der II. Hochschulreform wurden die Berufspraktika fu¨r Studenten
eingefu¨hrt. Welche Besonderheiten bzw. welche Untersuchungen zur Kontrolle
unterlagen wie Berufspraktika?
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M.H.: Die Berufspraktika waren Angelegenheit der jeweiligen wissenschaftlichen
Einrichtung. Die Diplomgermanisten z.B., das weiß ich aus eigener Erfahrung,
absolvierten ihr Praktikum in Weimar im Goethe- und Schillerarchiv bzw. den Na-
tionalen Forschungs- und Gedenksta¨tten. Die Chemiker wurden bspw. in mitteldeut-
schen Großbetrieben der Chemie eingesetzt. Vorbereitet wurden die Berufspraktika
von der Fakulta¨t bzw. dem Institut in Zusammenarbeit mit der Einrichtung, in der
die Studenten ihr Praktikum abzuleisten hatten. Es liegt nahe, dass die Verantwort-
lichen Mo¨glicherweise Unterstu¨tzung vom Prorektorat fu¨r Studienangelegenheiten
erhielten. Obwohl ich Prorektor war, kann ich dies jedoch nicht genau besta¨tigen.
Ich kann mir aber vorstellen, dass die zusta¨ndigen Referenten auf jeden Fall ge-
holfen haben, was organisatorische Probleme anbetraf. In den Fakulta¨ten waren
die Stellvertreter fu¨r Ausbildung und Erziehung, die stellvertretenden Dekane fu¨r
Ausbildung und Erziehung zusta¨ndig.
M.L.: Aus den Akten geht hervor, dass sog. Brigaden in die Betriebe zur Kontrolle
der Arbeit der Studenten gegangen sind. Zum Versta¨ndnis waren Brigaden drei- bis
vier-Mann-Gruppen, die als Kontrolleinheit eingesetzt wurden. Stimmen Sie dem
zu?
M.H.: Daran kann ich mich, aufgrund des zeitlichen Abstandes, nicht mehr er-
innern. 1953, ich weiß nicht, ob das noch mit meiner Studentenratsfunktion zu
tun hatte, bin ich mit einem anderen Studenten von der Universita¨tsleitung nach
Thu¨ringen und Sachsen-Anhalt geschickt worden, um dort zu sehen, ob unsere
Studenten Ptobleme haben. Dies lag daran, dass es zu dieser Zeit u¨berall, insbeson-
dere in Mitteldeutschland, Aufsta¨nde gegeben hatte, speziell in den Großbetrieben
und aufgrund dessen sollten wir nach dem Rechten schauen. Es gab aber keine
Probleme mit unseren Studenten. Dies ko¨nnte als eine Art Kontrolle angesehen
werden.
M.L.: Ich habe des O¨fteren von diesen Einsa¨tzen in den Akten gelesen.
M.H.: Es kann schon sein, dass , jetzt, wo sie es sagen, es wahrscheinlich u¨blich
gewesen war, wa¨hrend des Praktikums von der Universita¨t oder vom Institut Kon-
trolleure beim Praktikumsbetrieb vorbeizuschicken. In diesem Zusammenhang
ging es auch darum, zu schauen, ob die Betriebe die Studenten richtig einsetzten.
Denn es stellte sich stets die Frage: Schicken wir auch im na¨chsten Jahr wieder
Studenten dorthin?
M.L.: Also handelte es sich um eine ausgewa¨hlte Anzahl von Leuten, die auch
nach dem Befinden der Studenten schauten?
M.H.: Ja.
M.L.: Eine der Durchfu¨hrungsbestimmungen der II. Hochschulreform legte die
Umstellung des Lehrbetriebes auf das 10-Monate-Studienjahr fest. Wie wu¨rden Sie
das erste 10-Monat-Studienjahr beschreiben? Eher Erfolg oder mehr Belastung?
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M.H.: Im Lehrko¨rper gab es natu¨rlich Gegner, wie auch wieder in der Unige-
schichte nachzulesen ist. Ich konnte mich daran gar nicht mehr erinnern, wenn ich
diese nicht genutzt ha¨tte. Die Ursache fu¨r die Einstellung mancher Professoren war
ihre generelle Aversion gegen die DDR. Demzufolge stellten sie alles in Frage,
was sich in irgendeiner Form vera¨nderte. Logischerweise existierten in diesem
Zusammenhang viele berechtigte Fragen. Kann man das so durchfu¨hren, wie es
vorgesehen ist? Ich bin z.B. ein ausgesprochener Gegner der dritten Hochschul-
reform gewesen und habe dazu auch immer meine offene Meinung gesagt. Man
musste nicht unbedingt Gegner des Staates sein, um Maßnahmen des Staates in
Frage zu stellen. Das gilt sicherlich auch hier, fu¨r die II. Hochschulreform. Ich
finde, dass das 10-Monatestudienjahr fu¨r die Studenten erstmal eine Erleichterung
mit sich brachte. Ich weiß nicht, wie das heute ist. Wenn Sie das Studium beginnen,
wissen Sie genau, welche Lehrveranstaltung, sie belegen mu¨ssen?
M.L.: Heutzutage ha¨ngt das u.a. vom Studiengang ab, da einige Studienga¨nge wie
bspw. Medizin einen genauen Semesterplan mit den ganzen Vorlesungen, U¨bungen
und Praktika vorgelegt bekommen.
M.H.: Bei uns gab es fru¨her massenweise Ausha¨nge und jeder musste sich sei-
nen Studiengang heraussuchen. Keiner wusste so recht, was zu belegen war bzw.
was gepru¨ft wurde. Insofern war die Erstellung von Studienpla¨nen eine enorme
Erleichterung. Die Studenten wussten im ersten Semester, welche Vorlesungen
und Seminare sie im Studium zu besuchen hatten; Im ersten Semester die und die,
im zweiten Semester die und die, etc. Dann und dann sind die und die Zwischen-
pru¨fungen. Das es zur U¨berlastung gekommen sein kann, ist durchaus denkbar, wie
es meistens bei solchen Maßnahmen der Fall ist. Es gab in diesem System natu¨rlich
ausgesprochene Fehler. Die Lehramtsstudenten, ich war Diplomstudent, studierten
nur noch ein Fach. Die Nebenfa¨cher waren weggefallen. Ich hatte urspru¨nglich
noch Geschichte und Psychologie als Beifa¨cher und studierte von da an nur noch
Germanistik. Das hatte fu¨r mich den Vorteil, dass ich ein so umfassendes Germanis-
tikstudium vorweisen kann, wie man es wahrscheinlich vorher und dann vor allem
nachher nicht mehr hatte. Unter anderem lernte ich noch Altnordisch; allerdings
fakultativ, Gotisch war obligatorisch. Manches war eine Last, da ich mich eher
fu¨r altnordisch interessierte und weniger fu¨r Gotisch. Nichtsdestotrotz war das
neue System sehr fo¨rdernd fu¨r unser Germanistikstudium. Es war wirklich ein
Germanistikstudium und nicht Studium Deutsch, wie es eigentlich fu¨r die meisten
spa¨ter ha¨tte heißen mu¨ssen. Ich kann also auf eine breitgefa¨cherte und spezielle
Ausbildung zuru¨ckblicken. Im Gegensatz dazu hatte dieser Umstand fu¨r die Lehr-
amtsstudenten natu¨rlich die verheerende Wirkung, dass sie an der Schule mit einem
Fach nicht unterrichten konnten. Deshalb mussten sie sich also doch die Kenntnisse
eines zweiten oder dritten Faches aneignen, um u¨berhaupt einsatzfa¨hig zu sein. Im
ersten Moment fragt man sich, wie so etwas nur geschehen konnte. Spa¨ter wurde
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dieses große Problem irgendwie korrigiert, aber es gab viele Lehrergenerationen,
die darunter noch zu leiden hatten.
M.L.: Wurde durch die Einfu¨hrung des 10-Monate-Studienjahrs die Lehre an der
Universita¨t verbessert?
M.H.: Das kann ich Ihnen nicht beantworten. Das war ho¨chstwahrscheinlich von
Fakulta¨t zu Fakulta¨t bzw. von Lehrkraft zu Lehrkraft unterschiedlich.
M.L.: Auf welchen Wegen wurden neue Informationen bzw. Kundgebungen an die
Studenten und Dozenten der Universita¨t Rostock herangetragen? Was sind Ihrer
Meinung nach, die drei gela¨ufigsten Mittel zur Verbreitung?
M.H.: Am ha¨ufigsten vertreten waren Ausha¨nge, wie ich schon erwa¨hnt habe.
Diese fielen bei Studienbeginn als erstes ins Auge und dies setzte sich dann u¨ber
das ganze Studium fort. Weiterhin denkbar war die Informationsweitergabe auf
Versammlungen. Ich kann das nicht genau besta¨tigen, jedoch war es so, dass damals
in dieser fru¨hen Zeit fast jeden Abend irgendeine Veranstaltung stattfand. Dem
kann ich nur hinzufu¨gen, dass ich nicht den Eindruck habe, dass wir damals an
Informationsmangel gelitten ha¨tten. Im Gegenteil wu¨rde ich sagen, dass diese
vielen Versammlungen verheerend fu¨r die Studenten waren. Die Zeit ha¨tte besser
fu¨r das Studium verwendet werden ko¨nnen, z.B. fu¨r das Lesen.
M.L.: Die Parteileitung forderte die Sekreta¨re der Grundorganisationen auf, die
Wahlordnung der Volkswahl auf der Mitgliederversammlung ihrer Grundorganisa-
tion zu bejahen und die anderen aufzufordern, ebenso zu reagieren. Wie sahen die
Reaktionen daraufhin aus?
M.H.: Ich weiß nicht, wie reagiert wurde. Im Großen und Ganzen vermutlich
positiv, zumindest formal. Das war in der Zeit so.
M.L.: D.h. Sie waren in der Zeit, eigentlich dagegen, haben aber gesagt: ja, machen
wir?
M.H.: Ja, um des lieben Friedens willen. Es mag auch heftige Diskussionen gege-
ben haben. Ich kann mich jedoch nicht daran erinnern.
M.L.: Im Oktober 1954 kam es zur Volkswahl in der DDR. Die Parteileitung der
Universita¨t war sehr bemu¨ht, diese zu popularisieren. Welche Mittel setzten sie
ein? Wie konnten sie die Mehrheit der Universita¨t erfassen? Wie viele Mitglieder
und Kandidaten waren Ihrer Meinung nach scha¨tzungsweise im Einsatz?
M.H.: Mittel zur Popularisierung der Volkswahl war die Weiterleitung von Infor-
mationen u¨ber die Parteimitglieder, u¨ber die Gewerkschaften oder u¨ber die FDJ.
Zahlen sind mir in diesem Zusammenhang nicht bekannt. Vermutlich waren es aber
schon die meisten Parteimitglieder, die daran beteiligt waren.
M.L.: Welche Vorbereitungen wurden hinsichtlich der Volkswahl 1954 getroffen?
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Was hatte es mit den sogenannten Patenbezirken auf sich? Erinnern Sie sich noch,
welche Wahlbezirke 43, 44 und 46 waren?
M.H.: Nein, nicht genau. Ich kann mit Sicherheit sagen, dass solche Wahlbezirke
wahrlich existierten. In diesem Zusammenhang weiß ich auch noch, dass sich einer
dieser (der o.g.) Wahlbezirke dort befand, wo Sie jetzt wohnen, in der Wokrenter
Str. in der Altstadt. Die Altstadt war ein Schwerpunkt fu¨r unsere Parteiarbeit. Wir
sind dort hingegangen und haben bei der Wahlvorbereitung geholfen.
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